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DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH. 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunal-
kredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Energieversorgung, Anla-
gen der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die 
Allgemeinheit unerlässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung 
sind bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen 
können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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E-Government erhöht 
Servicequalität  
der Städte
Mit ihren Bemühungen im E-Government-
Bereich tragen Österreichs Städte maßgeb-
lich dazu bei, dass Österreich international 
zu den Spitzenreitern zählt. Gerade wenn 
es um BürgerInnennähe und Serviceleistun-
gen für EinwohnerInnen geht, hat sich unser 
Land als Best-Practice positioniert. Eine 
Vielzahl von elektronischen Angeboten der 
Verwaltung (wie z.B. Online-Formulare, 
Amtshelferseiten, etc.) sowie der erleich-
terte Zugang zu und der Kontakt mit Behör-
den überzeugt immer mehr Bürgerinnen 
und Bürger. Ohne umfassende elektroni-
sche Systeme (wie beispielsweise der elek-
tronische Akt - „ELAK“) wären insbesondere 
für Städte die ständig steigenden Aufga-
benfelder gepaart mit schrumpfenden Bud-
gets nicht mehr bewältigbar. Der Sicher-
heitsaspekt ist hier von großer Bedeutung, 
vor allem wenn es um die Verarbeitung und 
Speicherung von sensiblen Daten geht. IKT-
Sicherheit bildet einen sehr wichtigen 
 Bestandteil von E-Government-Aktivitäten. 
Mehr denn je unternehmen Städte große 
Anstrengungen und gewährleisten, dass die 
Bearbeitung und Übermittlung von Doku-
menten in öffentlichen Netzen mit höchsten 
Sicherheitsstandards ermöglicht wird. Und 
nehmen damit über die Landesgrenzen hin-
aus eine vorbildliche Rolle ein.

Dr. Thomas Weninger
Generalsekretär des Österreichischen Städtebundes
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Städte brauchen  
finanzielle Sicherheit
Wie die aktuelle Finanzprognose des KDZ 
-Zentrum für Verwaltungsforschung zeigt, in-
vestierten Städte und Gemeinden im Jahr 
2011 deutlich weniger als im Vorjahr. Die 
 Investitionen reduzierten sich gegenüber 
2010 von 1,8 Mrd. Euro auf 1,65 Mrd. Euro 
im Jahr 2011. Zum Vergleich: im Jahr 2007 
betrugen die Investitionen noch 2,15 Mrd. 
Euro. Der Rückgang der Gemeindeinvestiti-
onen ist ein alarmierendes Signal. Denn wir 
müssen aus „der Krise heraus investieren“. 
Sparen alleine gibt unserer Wirtschaft nicht 
den notwendigen Schub, den wir brau-
chen, um Arbeitsplätze zu schaffen und den 
sozialen Zusammenhalt zu festigen. Öster-
reichs Städte und Gemeinden bieten trotz 
schwieriger Rahmenbedingungen ihre Leis-
tungen auf einem international hohen Ni-
veau an und sorgen für eine vorbildliche 
kommunale Infrastruktur. Aber die immer 
enger werdenden Spielräume gefährden die 
Gesamtwirtschaft und damit den sozialen 
Zusammenhalt. Wenn eine Erhöhung der 
Einnahmen – Stärkung der Gemeindesteu-
ern und Verringerung der Ausgaben – wie 
bei den Transferzahlungen auch 2013 aus-
bleibt, ist die zukünftige finanzielle Situation 
auf längere Sicht geschwächt. Entspre-
chende Gegenmaßnahmen sind daher 
dringend notwendig. Nur dann können 
Städte und Gemeinden weiterhin Innovati-
onszentren der Zukunft bleiben.

Bürgermeister Dr. Michael Häupl
Präsident des Österreichischen Städtebundes
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DIVERSITÄT ALS CHANCE BEGREIFEN

„Unser Land braucht internationale Zuwanderung, da die Über-
alterung ein ernsthaftes Problem darstellt. Das Angebot an Ar-
beitsplätzen ist in den Städten am höchsten, daher ist Migration 
ein urbanes Phänomen. Studien zeigen, dass gerade junge Mig-
rantInnen mehr Chancen bei der Ausbildung und am Arbeits-
markt brauchen“, sagte Matthias Stadler, Bürgermeister von St. 
Pölten und Vorsitzender des Städtebund-Integrationsfachaus-

schusses, der am 23. und 24. Oktober in Wiener Neustadt statt-
fand. Die Tagung zum �ema „Jugendarbeitslosigkeit und Mig-
ration“ war politisch hochkarätig besucht – unter anderem mit 
Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek und Sozialminister 
Rudolf Hundstorfer. 

MigrantInnen haben Nachteile
Im europäischen Vergleich ist die Jugendarbeitslosigkeit in Öster-
reich mit 9,7 Prozent niedrig. Dennoch ist, laut Statistik Austria, 
die Arbeitslosenrate der sogenannten „zweiten Generation“ etwa 
doppelt so hoch wie jene der Jugendlichen, deren Eltern nicht 
eingewandert sind. Und es zeigt sich, dass junge MigrantInnen 
im Alter von 15 bis 24 Jahren am stärksten betro�en sind, wobei 
es Mädchen doppelt so hart tri�t.
Bundesministerin Heinisch-Hosek: „Die Ausbildung junger 
Mädchen über die P�ichtschule hinaus ist für mich der Schlüssel 
für mehr Chancengleichheit. Maßnahmen zur Berufsorientie-
rung und die Sensibilisierung der Eltern sind sehr wichtig, damit 
Mädchen ihren Weg gehen können. Auch das zweite Gratis-Kin-
dergartenjahr wäre ein wichtiger Schritt, damit Kinder mit Mig-

rationshintergrund von Anfang an die gleichen Chancen haben.“
„Zuwanderung und Integration darf weder gesondert, noch aus-
schließlich im Zusammenhang mit Problemen diskutiert wer-
den“, betonte Sandra Frauenberger, Wiener Stadträtin für Integ-
ration und Stellvertreterin des Städtebund-Fachausschusses für 
Integration. Sie führte weiter aus: „Der Schlüssel zu einem positi-
ven Miteinander und zum guten Zusammenleben ist, die Chan-
cengleichheit aller zu fördern. Die Diskussion um Integration ist 
eine Diskussion um sozialen Aufstieg.“ Die Stadt Wien setzt hier 

vor allem auf Beratung und ein umfassendes Nieder-
lassungsbegleitprogramm. Durch ein vielfältiges An-
gebot an Beratungsstellen soll garantiert werden, dass 
ZuwanderInnen über ihre Rechte und Möglichkeiten 
Bescheid wissen – sie sollen von der Erstinformation 
über die beru�iche Weiterbildung bis hin zur Aner-
kennung mitgebrachter Ausbildungen begleitet wer-
den. Dafür setzt die Stadt seit Jahren beispielsweise 
das mehrfach ausgezeichnete Projekt „StartWien“ 
um. Außerdem entwirft „forum wien.welt.o�en“ (die 
Weiterentwicklung der Wiener Zuwanderungskom-
mission) Strategien zur Integrations- und Diversitäts-
politik der Stadt und zeigt damit auf, wie Zuwande-
rung optimal gestaltet werden kann.
Bundesministerin Heinisch-Hosek stellt unverzicht-
bare Kompetenzen bei Menschen mit Migrationshin-
tergrund fest, und betonte: „Ich möchte Mehrspra-
chigkeit als Chance begreifen und Migrantinnen bes-
ser fördern. Denn aktuell sind ein Drittel aller Mig-
rantinnen unter ihrem Quali�kationsniveau einge-
setzt – das soll sich ändern.“
Auch im Sozialministerium lanciert Bundesminister 
Rudolf Hundstorfer verstärkt Programme für Mig-
rantInnen: „Wir stehen vor der Herausforderung, 
Bildungsbenachteiligungen sowie Bildungsabbrüche 
und die damit verbundene Ausgrenzungsgefährdung 

junger Menschen mit Migrationshintergrund noch stärker als 
bisher zu vermeiden. Um die Chancen am Arbeitsmarkt zu ver-
bessern, wurde unter anderem das Programm Jugendcoaching 
ins Leben gerufen. Vorrangiges Ziel dabei ist es, ausgrenzungsge-
fährdete SchülerInnen möglichst lange zu einem Schulbesuch 
und einem Abschluss des gerade besuchten Schultyps zu moti-
vieren. Produktionsschulen wiederum bieten Förderung und 
Kompetenzentwicklung für Jugendliche in betriebsnahen Struk-
turen und bilden damit eine Brücke zwischen Schule und Ar-
beitswelt. All jene Jugendlichen, die keinen Ausbildungsplatz in 
einem Betrieb �nden, können eine überbetriebliche Lehrausbil-
dung absolvieren.“

Städte haben tragende Rolle
Viele Städte und Gemeinden setzen erfolgreich eine Vielzahl von 
Integrationsprojekten um und pro�tieren von der kulturellen 
Vielfalt ihrer EinwohnerInnen. „Die österreichischen Städte stel-
len sich gemeinsam den Herausforderungen und leisten damit ei-
nen wichtigen Beitrag für ein friedliches Zusammenleben“, er-
klärte Städtebund-Generalsekretär �omas Weninger. 

(v.l.n.r.) Wiener Neustadts Integrationsstadtrat Andreas Krenauer, Rainer Mock,  
Leiter der Magistratsabteilung 7, Gesellschaft und Soziales, Integrationsstadt-
rätin Sandra Frauenberger, Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek, Matthias 
Stadler, Bürgermeister von St. Pölten, Städtebund-Generalsekretär Thomas 
Weninger, Sevim Aksakalli, Städtebund-Fachreferentin für Integration.
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KWG-WISSENSCHAFTSPREIS 2012 

Im Rahmen des kommunalwissenschaftlichen Symposiums 
zum �ema „Gemeindekooperationen“ hat die Kommunalwis-
senschaftliche Gesellschaft (KWG) am 8. November im Innen-
ministerium die Kommunalen Wissenschaftspreise 2012 verge-
ben. Die diesjährigen Auszeichnungen gehen an die Dissertan-
ten Sebastian Feuchtmüller und Florian Stangl sowie die Diplo-
mandInnen Sabine Hübel, Jörg Kemptner, Michael Eckschlager 
und Robert Hammerl.
„Die Auszeichnung soll Ansporn zur Beschäftigung mit Frage-
stellungen von besonderer Relevanz für die österreichischen 
Städte und Gemeinden sein. Wir wollen damit herausragende 
und innovative Leistungen auf diesem Gebiet anerkennen“, 
sagte �omas Weninger, Generalsekretär des Österreichischen 
Städtebundes anlässlich der Preisverleihung. 

Kommunalwissenschaftliches Symposium 
Das wissenschaftliche Symposion stand heuer ganz im Zeichen 
des �emas Gemeindekooperationen. Die Erö�nungsvorträge 
behandelten das �ema rechtlich und befassten sich mit den 
letzten B-VG-Novellen. Anschließend sprach der Rechtswissen-
schaftler Michael Potacs zum �ema „Artikel 120 B-VG als 
 Instrument der Gemeindekooperation“, indem er Bezug nahm 
auf das Modell der „Gebietsgemeinde“. 

Die Einführung der Gebietsgemeinde könnte als zusätzliche 
 Alternative zur Gemeindefusion gesehen werden, so Potacs. 
Durch die Gebietsgemeinde wäre es möglich, die kommunalen 
Gebietskörperschaften zu stärken und dennoch eine groß�ä-
chige Verwaltungsreform umzusetzen. 

Die Kommunalwissenschaftliche Gesellschaft (KWG)
Die KWG wurde im November 2009 vom Österreichischen 
Städtebund, dem Österreichischen Gemeindebund und dem 
Verlag MANZ gegründet. Sie bildet und verwaltet einen kom-
munal relevanten, interdisziplinären „Pool“ von Wissenschafter-
Innen. Durch diese ExpertInnentätigkeit soll eine Förderung 
und Steigerung der Leistungen in der wissenschaftlichen For-
schung in Bezug auf Kommunen in allen relevanten Wissen-
schaftsdisziplinen erwirkt werden.
Info: www.k-w-g.at

SCHWELLENWERTVERORDNUNG

Der Österreichische Städtebund und der Verband kommunaler 
Unternehmen (VKÖ) zeigen sich über die von der Bundesregie-
rung beschlossene Verlängerung der sogenannten Schwellen-
wertverordnung für ein weiteres Jahr bis zum Jahresende 2013 
erfreut. Ö�entliche Aufträge unter 100.000 Euro dürfen also 
weiterhin ohne Ausschreibung vergeben werden.

Investitionen können aufrecht bleiben
Städtebund und VKÖ fordern aber für die Zukunft eine lang-
fristige Lösung. „Noch immer sind Städte und Gemeinden der 
wichtigste ö�entliche Investor, wovon vor allem heimische 
Klein- und Mittelunternehmen 
pro�tieren. Die Schwellenwertver-
ordnung hat sich als taugliches In-
strument erwiesen, um genau die-
sen Sektor am Laufen zu halten. 
Wir treten daher dafür ein, die 
Schwellenwertverordnung als 
langfristige Regelung gesetzlich zu 
verankern“, sagt Städtebund-Ge-
neralsekretär �omas Weninger. 
VKÖ-Geschäftsführerin Heidrun 
Maier-de Kruij� ergänzt: „Gerade 
auch auf europäischer Ebene ist eine gute, dauerhafte Lösung 
sinnvoll. Denn die Schwellenwert-Verordnung nützt den Men-
schen direkt in den Regionen. Damit pro�tieren Arbeitneh-
merInnen, Unternehmen und der Standort.“
Im Rahmen der Wirtschaftskrise wurde 2009 die Grenze, unter 
der Bund, Länder, Städte und Gemeinden Aufträge ohne Aus-
schreibung vergeben können auf 100.000 Euro erhöht. Der 
Schwellenwert für den Baubereich wurde gleichzeitig auf eine 
Million Euro angehoben. Diese Regelung hat sich positiv auf 
den Markt ausgewirkt und funktioniert daher als Instrument 
gegen die Wirtschaftskrise sehr gut. Die Regelung muss aller-
dings Jahr für Jahr neu beschlossen werden. Der Österreichi-
sche Städtebund und der Verband kommunaler Unternehmen 
(VKÖ) hatten eindringlich eine Verlängerung der Schwellen-
wertverordnung gefordert, die mit Jahresende ausgelaufen wäre.

Die Schwellenwert-
verordnung hat wesentlich 

dazu beigetragen, dass die 
Investitionen der Städte und 

Gemeinden trotz 
Konjunkturschwäche nicht 

eingebrochen sind.“ 

Städtebund-Generalsekretär 
 Thomas Weninger.
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STÄDTEBUND GRATULIERTE DEN PREISTRÄGERINNEN ZUR „SENIORENFREUNDLICHEN GEMEINDE“

Gemeinden, die sich durch Initiativen und Projekte für ältere 
Menschen verdient gemacht haben, wurden im Wiener Odeon-
theater feierlich zur „seniorenfreundlichen Gemeinde Österreichs 
2012“ gekürt. Die Auszeichnung, die bereits seit 2004 vergeben 
wird, soll einen Beitrag dazu leisten, interessante Projekte in den 
Blickpunkt der Ö�entlichkeit zu rücken. Der Wettbewerb wird 
von der Volkshilfe Österreich und dem Pensionistenverband ver-
anstaltet und von Bundesministerium für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz, dem Österreichischen Städtebund sowie 
dem Österreichischen Gemeindebund unterstützt. Mit der Ver-
anstaltung ließ Sozialminister Rudolf Hundstorfer zugleich auch 
das „Europäische Jahr für aktives Altern und Solidarität“ zwi-
schen den Generationen ausklingen. 
„Durch Fortschritt und Innovation hat sich unsere Lebenserwar-
tung in den vergangenen 50 Jahren deutlich erhöht – wir leben 
im Schnitt um zwölf Jahre länger. Das bedeutet, dass heutzutage 
Städte und Gemeinden mit einigen Herausforderungen – wie Al-
tersarmut, knappe Mittel, fehlende Integration von SeniorInnen 
mit Migrationshintergrund – konfrontiert sind“, erklärte Städte-
bund-Generalsekretär �omas Weninger. VÖWG-Geschäftsfüh-
rerin Heidrun Maier-de Kruij�, die für den Städtebund in der 
Kategorie 4 – den Gemeinden über 10.000 EinwohnerInnen – 
die Laudatio hielt, betonte: „Die Auszeichnung für die senioren-
freundlichste Gemeinde fördert das Bewusstsein für das Älter-
werden unserer Gesellschaft, damit eine hohe Lebensqualität bis 
ins fortgeschrittene Alter unabhängig von sozialem Hintergrund 
oder Herkunft aller Menschen gewährleistet werden kann.“ Nach 
Bregenz �nden sich Graz und Wels auf dem Siegerpodest. So 
konnten die Stadtwerke Wels u.a. mit Projekten wie „Zeit schen-
ken“ in Altenheimen überzeugen. In der steirischen Landes-
hauptstadt Graz konnte mit der „Sozial Card“ auf kommunaler 
Ebene ein Schritt gegen Altersarmut gesetzt werden.

Wettbewerbskriterien
Die BewerberInnen zur „seniorenfreundlichsten Gemeinde“ ga-
ben über die verschiedensten Aspekte ihres Engagements Aus-

kunft: Gesundheit, P�ege und Betreuung, Barrierefreiheit, Infra-
struktur, Freizeit- und Bildungsangebot, Ehrenamt, Partizipation, 
Vernetzung zwischen den Generationen, u.v.m. Der Österreichi-
sche Städtebund war auch in der ExpertInnenjury vertreten, die 
die Siegergemeinden kürte.

PreisträgerInnen
Die WettbewerbsgewinnerInnen in den vier Kategorien sind Lei-
tersdorf im Raabtal (680 EinwohnerInnen), Kornstorf (3.280 
EinwohnerInnen), Bad Goisern (8.445 EinwohnerInnen) und 
Bregenz (28.208 EinwohnerInnen). Der Spezialpreis der Jury für 
besonders innovative Ansätze ging an die Initiative Dorfservice in 
Kärnten, zu der sich zwölf Gemeinden zusammengeschlossen ha-
ben, und die sich seit 2007 für eine altersgerechte Infrastruktur 
in ländlichen Regionen einsetzt.

Bregenz holt die Auszeichnung
Siegerin des Wettbewerbes ist Bregenz, die es gescha�t hat, die 
Jury mit einem weitreichenden Angebot für Seniorinnen und Se-
nioren zu überzeugen. „Bregenz hat es gescha�t, Integration 
durch Information und Innovation umzusetzen“, so Maier-de 
Kruij�. Mit dem Schwerpunktprojekt „Aktion Demenz“ wurde 
das �ema Demenz allen Beteiligten zugänglich gemacht. So gibt 
es eigene SpaziergängerInnen als Begleitung für Menschen mit 
Demenz. Eine weiteres innovatives Projekt, das die Inklusion 
und den Dialog zwischen den Generationen verstärkt, lautet: 
„Lebensräume für Jung und Alt“ – eine Wohnform, die älteren 
und jüngeren Menschen o�en steht und in der Nachbarschafts-
hilfe ein wesentlicher Bestandteil ist. Ein besonderes Programm 
ist auch „Lese-Oma und Lese-Opa in P�ichtschulen“. 
Neben einem reichhaltigen Bildungsangebot, das spezielle Com-
puterkurse anbietet und zu �emen wie Patientenverfügung und 
Erbrecht informiert, gibt es mit der Bregenzer Seniorenkarte ein 
vergünstigtes Kulturangebot, das von Museen über �eater bis 
hin zu Musikveranstaltungen reicht.
Info: www.volkshilfe.at
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Die PreisträgerInnen  
„Seniorenfreundliche  

Gemeinde“ wollen das  
Bewusstsein fürs Älterwerden 
unserer Gesellschaft fördern

PROMOTION

Bevor „Brand aus“ gegeben werden kann, müs-
sen Feuerwehrleute häu�g einen bedrohlichen 
Kampf mit dem Feuer austragen. Zu den tägli-
chen Berufsrisiken bei Bergungseinsätzen gehö-
ren Schadsto�e, Strahlung, Einsturz- oder Ex-
plosionsgefahr. Für die gute Koordination von 
Mensch und Material sind neben Geschwin-
digkeit auch umfassende Lageinformationen 
nötig. Bei ihrem gefährlichen Job bekommen 
die Feuerwehren nun Unterstützung durch ei-
nen robusten, geländegängigen und intelligen-
ten Roboter.

Der Roboter der Firma taurob verringert die 
Gefahren für die Einsatzkräfte und liefert prä-
zise Lageinformationen und Kamerabilder von 
unzugänglichen oder gefährlichen Orten. Als 
ferngesteuerter Kundschafter kriecht er mit sei-
nem Kettenfahrwerk unbeirrt in niedrige 
Schächte, überwindet Treppen und rollt durch 
verrauchte Gänge. Proben gefährlicher Sto�e 
können entnommen werden, ohne dass Men-
schen in Schutzkleidung dabei sein müssen. 
Ein 1,4 Meter langer, schwenkbarer Greifarm, 
an dem Sensoren, Werkzeuge oder Messgeräte 
montiert werden können, ist derzeit im Praxis-
test. Wärmebildkameras, Greifer, Schneider, 
Probesonden, Strahlen- oder Gasmessgeräte 
können weitere wichtige Informationen über 
Statik, Schadsto�e, Explosionsgefahr oder zu 
rettende Personen liefern. Der Prototyp ent-
stand in enger Abstimmung mit der Berufsfeu-
erwehr der Stadt Wien (Magistratsabteilung 
68) und zwei Instituten der Technischen Uni-
versität Wien. „Für die Entwicklung waren Ex-
perteneinschätzungen und Erfahrungen aus der 
Praxis sehr wichtig. Ausgestattet mit dem 
Greifarm wird taurob tracker im Rahmen von 
einsatznahen Übungen auf Herz und Nieren 
getestet“, erläutert einer der Gesch.ftsführer 
von taurob Lukas Silberbauer.

Im Einsatzfall ist vor allem eine leichte und in-
tuitive Bedienung des Roboters entscheidend. 
Jeder soll den Roboter bedienen können, denn 
Spezialistinnen und Spezialisten für das Gerät 
anzustellen wäre ine�zient. Ein Steuerungsas-
sistenzsystem denkt selbst mit und unterstützt 
die Benutzerin oder den Benutzer bei schwieri-
gen Manövern. Das wurde in einem eigenen 
Projekt gemeinsam mit der TU Wiensicherge-
stellt.

Der mobile Roboter ist 85 Zentimeter lang, 58 
Zentimeter breit und 35 Zentimeter hoch, 
etwa so groß wie ein Kinder-Go-Kart. Das Ge-
häuse aus Carbon ist, leicht, wasserdicht und 

explosionshemmend. Nach einem Einsatz in 
verseuchtem Gelände kann der taurob tracker 
leicht abgewaschen werden. „Wir glauben, dass 
der von uns entwickelte Roboter auch in ande-
ren Bereichen, wo sich Menschen in Gefahr 
begeben - beispielsweise bei Bergwerksunglü-
cken - einen hohen Nutzen stiften kann“, er-
gänzt Matthias Biegl, einer der Gesch.ftsführer 
der taurob OG.

Der Roboter der 
Firma taurob verrin-
gert die Gefahren
für die Einsatzkräfte 
und liefert präzise 
Lageinformationen

Facts & Figures

taurob OG:  
www.taurob.com

Berufsfeuerwehr Wien:  
www.wien.gv.at/feuerwehr

Kontakt taurob:  
Dr. Lukas Silberbauer (im Bild)

Kundschafter
für gefährliche Einsätze 
 Mobiler Roboter liefert Feuerwehr 
 Informationen für die beste Einsatztaktik 
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EUROPAPREIS – VIER AUSZEICHNUNGEN FÜR STÄDTE UND GEMEINDEN

Seit 1955 wird dieser Preis vom Ministerkomitee des Europarates jährlich an Städte und Gemeinden, die sich in ihren Europaaktivi-
täten besonders auszeichnen, in vier Kategorien vergeben. Anlässlich des kommenden nächsten Bewerbungsschlusses (31. Dezember 
2012) erinnert der Europarat die Städte und Gemeinden seiner Mitgliedsländer an die Initiative und lädt zur Teilnahme ein.
Neben dem „Europapreis“, der jährlich an eine Stadt vergeben wird und der bereits an sechs österreichische Städte verliehen wurde, 
gibt es noch die Kategorien der „Ehrenplakette“, der „Ehrenfahne“ und des „Ehrendiploms“. In diesen drei Kategorien wurden bereits 
annähernd 60 österreichische Städte und Gemeinden ausgezeichnet.
Info: http://www.europeprize.eu

FRAUEN VERDIENEN WENIGER,  
WEIL SIE FRAUEN SIND

Frauen verdienen in Österreich durchschnittlich 25 Prozent 
weniger als Männer. 2012 sind es bei den voll erwerbstätigen 
Linzerinnen 23,7 Prozent. Dieser Einkommensunterschied hat 
mehrere Ursachen. Zwei Drittel davon sind reine Diskriminie-
rungsfaktoren. Am 6. Oktober war auch in Linz „Equal Pay 
Day“: an diesem Tag haben Frauen statistisch gesehen ihr Jah-
reseinkommen erreicht und arbeiten im Vergleich zu ihren 
männlichen Kollegen bis Jahresende „gratis“.
Auf Initiative von Frauenstadträtin Mag.a Eva Schobesberger 
wurde auf diese Ungerechtigkeit mit einer speziellen 25-Pro-
zent-Rabattaktion für Frauen aufmerksam gemacht. 27 Linzer 
Betriebe haben sich an der erfolgreichen Aktion beteiligt und 
gewährten Frauen am 6. Oktober einen 25-prozentigen Preis-
nachlass. Darüber hinaus wurde in verschiedenen Medien ein 
Trailer gezeigt, der auf die Ungerechtigkeit ungleicher Bezah-
lung aufmerksam macht. Zu sehen ist dieser auch im Internet 
(www.linz.at/frauen – Frauen in Linz).

Mit der Rabattaktion „–25 %“ wurde am „Equal Pay Day“ auf die 
Ungerechtigkeit der Einkommensunterschiede aufmerksam ge-
macht. 27 Linzer Betriebe unterstützten diese Aktion und gaben 
am 6. Oktober auf diverse Artikel 25 Prozent Rabatt für Frauen. 

eAward-Preisverleihung im bit Schulungscenter (v. l.): Clemens 
Kroell (Agentur Madison), Mag. Martin Haidvogl (Magistratsdirek-
tor), Erwin Wieser, DI Günther Lorber (beide Stadtvermessung),  
Mag. Wolfgang Hübel (Sicherheitsmanagement).
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GRAZ: AUSZEICHNUNG FÜR  
SICHERHEITSSTADTPLAN

Mit einem eAward 2012 der Landessieger – einem der begehr-
testen Preise für innovative Nutzung der Informationstechnolo-
gie – wurde das Projekt „Interaktiver Sicherheitsstadtplan und 
De�brillatoren-App“ der Stadt Graz ausgezeichnet: Der eAward 
(vormals ebiz egovernment award) – verliehen vom Fachverlag 
Report gemeinsam mit dem Bundeskanzleramt-Plattform Digi-
tales Österreich – zeigt die Möglichkeiten von Technik und In-
formationstechnologie bei der Neugestaltung von Geschäftspro-
zessen auf und stellt den Wandel des Wirtschaftens dar. Der 
Wirtschaftspreis wird für Produkte, Services und Plattformen 
aus allen Bereichen der Wirtschaft und Verwaltung vergeben. In-
itiiert wurde das Projekt vom Sicherheitsmanagement der Stadt 
Graz; die Umsetzung erfolgte in enger Zusammenarbeit mit den 
Spezialisten des Stadtvermessungsamtes. Mit der Programmie-
rung der De�-App (�nanziell unterstützt seitens der Steiermärki-
schen Sparkasse) wurde die Agentur Madison beauftragt.
Info: www.sicherheit.graz.at

KOMMUNALNEWS
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CENTROPE SUMMIT EBNET DEN WEG FÜR KÜNFTIGE ZUSAMMENARBEIT

Die Landeshauptleute, Präsidenten und BürgermeisterInnen der centrope Partnerregionen und Partnerstädte haben sich Ende Oktober 
zu einer Weiterführung ihrer umfassenden Zusammenarbeit in der Vierländerregion bekannt. Auf Basis der bisherigen Kooperation 
wird ein breiter Kooperations- und Wachstumsprozess eingeleitet, der sowohl ö�entliche als auch private Stakeholder einbeziehen wird. 
Mit Hilfe von EU-Mitteln setzte die Initiative u.a. folgendes um: es wurde eine gemeinsame Verkehrs- und Infrastrukturstrategie ver-
abschiedet, ein umfassendes Monitoring der gesamtregionalen Wirtschaftsentwicklung in Verbindung mit einer Analyse noch nicht 
ausgeschöpfter Wachstumspotenziale eingesetzt sowie das grenzüberschreitende Tourismusportal initiiert.
Info: www.tourcentrope.com

NEUES EINSATZSCHIFF DER WIENER POLIZEI FÜR DIE SICHERHEIT AUF DER DONAU

Bürgermeister Michael Häupl, Innenministerin Johanna Mikl-
Leitner, Polizeipräsident Gerhard Pürstl, Landespolizeikomman-
dant Karl Mahrer und Weihbischof Franz Scharl haben am 27. 
August 2012 ein neues Polizeiboot auf den Namen „Wien“ ge-
tauft. Die Polizeimusik Wien sorgte dabei für die musikalische 
Untermalung.

Sicherheit am Land und auch am Wasser
Bürgermeister Häupl betonte, dass „die Lebensqualität und damit 
verbunden die Sicherheit wesentliche Anliegen der Stadtregierung 
sind“. Die Bedeutung der Donau für Handel und Tourismus 
werde weiterhin zunehmen. Die Tätigkeit der Polizei sei daher 
auch auf der Donau besonders wichtig. Das neue Polizeiboot 

halte er für „außerordentlich begrüßenswert“. Wiens Bürgermeis-
ter zeigte sich erfreut über die gute Zusammenarbeit mit dem In-
nenministerium und vor allem auch mit der Wiener Polizei. In-
nenministerin Johanna Mikl-Leitner erklärte, dass die Sicherheit 
zu Land und zu Wasser oberste Priorität habe. Das neue, moderne 
Polizeiboot sei ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung.
Das 700 PS starke, 15,5 Meter lange und 3,9 Meter breite Ein-
satzboot ist auch mit einer „Eis“-Verstärkung am Rumpf für 
Fahrten durch Eis ausgestattet. Der nachtfahrtaugliche 15-Ton-
ner ist unter anderem mit Radar und Echolot sowie speziellem 
Explosionsschutz auf dem technisch neuesten Stand. Umwelt-
freundlich ist das neue Einsatzschi� der Polizei ebenfalls: der ab-
gasarme Motor kann auch mit Biodiesel betrieben werden.
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Bürgermeister Michael Häupl 
und Innenministerin Johanna 

Mikl-Leitner bei der Taufe  
des 700 PS starken  

Polizeischiffes „Wien“.

KOMMUNALNEWS
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Sandra Heissenberger, Sie sind die Verant-
wortliche für Informationssicherheit,
�omas Skerlan-Schuhböck, Sie kümmern 
sich ums E-Government. Wie ist Ihre  
Abteilung aufgebaut?
Skerlan-Schuhböck: Die Stadt Wien hat 
eine operative und eine strategische EDV-
Abteilung. Unsere Aufgabe – die der stra-
tegischen Abteilung – ist es, die IKT-Stra-
tegie für die Stadt Wien vorzugeben: dazu 
zählen die Sicherheit, E-Government, die 
Infrastruktur und strategische Planungen.
Heissenberger: Sicherheit wird immer 
 bedeutender. Wir haben ein Wien-CERT 
eingerichtet: ein Computer Emergency 
Response Team: Diese Gruppe beobach-
tet, welche Bedrohungsszenarien aktuell 
existieren – wie Anonymous und politisch 
Motiviertes – und arbeitet reaktiv und 
proaktiv. Sie kann sofort Maßnahmen set-
zen, wenn ein Sicherheitsvorfall passiert, 
sie beobachtet aber auch, um schon früh 
gegensteuern zu können, wenn Angri�e 
angekündigt werden oder sich Sicherheits-
lücken auftun.

Wie sicher ist die Stadt Wien vor Hacker- 
Angri�en? Und wie häu�g gibt es Attacken?
Heissenberger: Ausgesprochen oft – wien.at 
ist einer der umfangreichsten Internetauf-
tritte einer deutschsprachigen Verwaltung. 
Pro Monat erleben wir über 19 Mio. Ver-

suche, von außen in unser Netzwerk ein-
zudringen! Pro Tag sind es zwischen  
3.000 und 15.000 Angri�e auf die  
wien.at-Seiten, und von täglich durch-
schnittlich 750.000 E-Mails werden 
700.000 abgewiesen, weil sie als SPAM er-
kannt wurden. Wir haben sehr gute tech-
nische Systeme im Einsatz, die am neues-
ten Stand der Technik sind, und Intrusion 
Protection Systeme, die Angri�e erkennen 
und automatisch abwehren. Das könnte 
man händisch gar nicht bewältigen … Bis 
jetzt ist glücklicherweise nichts passiert, 
weil wir technisch wie organisatorisch gut 
aufgestellt sind, aber in Sicherheitsfragen 
gilt: eine 100-prozentige Sicherheit gibt es 
nicht. Und wenn einmal ein Angri� gelin-
gen sollte, wollen wir gut vorbereitet und 
in der Lage sein, rasch zu reagieren.

Welche Maßnahmen werden gesetzt,  
um die IT-Sicherheit zu gewährleisten? 
Heissenberger: Die kriminelle Seite ist 
immer einen Schritt voraus …
Skerlan-Schuhböck: … es ist ein Wettrüs-
ten: sie greifen an, und wir analysieren, 
womit sie das tun oder tun könnten.
Heissenberger: Das Wien-CERT schaut 
sich die neueste Software an, testet und 
setzt sie kombiniert ein. Wir lassen uns 
periodisch testweise von Firmen – die wie 
Hacker agieren – angreifen, um zu über-

prüfen, wie sicher unsere Netzwerke sind. 
Man kann nicht viel mehr tun, als die 
Technik am neuesten Stand der Dinge zu 
halten, und eine Qualitätssicherung auf-
zubauen, indem man periodische Tests 
macht. Außerdem ist unsere IKT-Dienst-
stelle „ISO 27.001“-zerti�ziert – als erste 
Dienststelle in einer Verwaltung.

Welche aktuellen Projekte setzt  
die Abteilung gerade um?
Skerlan-Schuhböck: Eines unserer jüngs-
ten Projekte ist das Open Government. 
Seit wir die Initiative letztes Jahr gestartet 
haben, sind über 150 Datensätze online 
gesetzt worden. Daraus wurden mittler-
weile 55 Apps generiert, die wir auf wien.
at gerne präsentieren. Nun sind wir dabei, 
herauszu�nden, wie die Nachhaltigkeit 
von Open Government gewährleistet wer-
den kann. Wann hat der Bürger bzw. die 
Bürgerin etwas davon, wann die Verwal-
tung, wann unsere Gesellschaft?
Heissenberger: Im E-Health-Bereich ist 
die elektronische Gesundheitsakte ELGA 
das große �ema. Außerdem sind wir da-
mit beschäftigt, die Bereiche Gesundheit 
und Soziales stärker zu vernetzen. Die  
E-Health-Initiative unterstützt die Patien-
tinnen und Patienten, damit sie weniger 
Wege haben und die Qualität noch besser 
wird und folglich auch die Betreuung.
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Innovatives 
virtuelles Amt

Preise dürfen rein, Angriffe müssen draußen bleiben, könnte 
als Motto gelten, wenn die Verwaltung der Stadt Wien über 
IT-Sicherheit und E-Government nachdenkt. Ein Besuch in 

sicherer Zone: Die ÖGZ bat Sandra Heissenberger, Referentin 
der Gruppe IKT der Stadt Wien, und ihren auf E-Government 

spezialisierten Kollegen Thomas Skerlan-Schuhböck 
zum Interview.

Mag. Nicole Albiez, freie Journalistin

Thomas Skerlan-Schuhböck,  
E-Government-Experte

SICHERHEIT
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Skerlan-Schuhböck: Bei E-Government 
wird es ab 1.1.2013 in Österreich span-
nend, wenn die Behörde mittels Register 
die Daten der vorzulegenden Dokumente 
überprüft. Man muss dann nicht mehr mit 
vier Dokumentenmappen antanzen …

Werden sich Amtswege überhaupt aufhören?
Skerlan-Schuhböck: Das hat sich bei man-
chen Geschäftsfällen schon aufgehört, wie 
beim Parkpickerl, wo das Ausfüllen und 
Absenden eines Online-Formulars genügt. 
E-Government wird gerne angenommen: 
Beispielsweise werden 54 Prozent aller 
Hundeanmeldungen schon elektronisch 
über das virtuelle Amt durchgeführt. Eini-
ges aber kann man nicht rein online abwi-
ckeln: Möglicherweise muss ich etwas ab-
holen oder bringen; bei einer Einzelzulas-
sung für ein KFZ muss ich mit dem Auto 
hinfahren, das kann ich nicht elektronisch 
machen; oder die biometrische Datenerfas-
sung beim Reisepass … Aber wenn ich ei-
nen Reisepass brauche, kann ich zumindest 
online einen Termin vereinbaren, um mir 
die Wartezeit zu ersparen.

Ist Politik bzw. Verwaltung ohne Netz  
noch denkbar? Inwiefern wird Web2.0-
Einsatz „verlangt“?
Skerlan-Schuhböck: Die Bürgerinnen und 
Bürger, vor allem jüngere, erwarten sich 

das einfach. Sie erwarten, dass sie, genau 
wie sie bei Amazon etwas bestellen, das 
auch bei der Stadt Wien machen können. 
Wir sind mit einigen Dienststellen in Fa-
cebook vertreten: da kommunizieren die 
Magistratsabteilungen direkt mit den Use-
rinnen und Usern. Zu diesem Anlass ha-
ben wir Leitfäden herausgegeben: Man 
muss den Leuten verdeutlichen, das da 
eine private mit einer dienstlichen Sphäre 
verschwimmt. Wenn ich Ihnen etwas via 
Facebook mitteile, unterscheiden Sie 
nicht, ob das meine private Meinung oder 
die der Gruppe IKT ist. Zeiten, Orte, 
Rollen, Funktionen: All diese Dinge ver-
schwimmen.
Heissenberger: Dass die Mobilität dank 
Smartphone und Tablet zugenommen hat 
und sich das Kommunikationsverhalten 
durch Facebook und Twitter verändert 
hat, stellt auch ein Herausforderung an 
die Sicherheit dar. Auch damit setzen wir 
uns auseinander, denn auch dadurch kön-
nen Unternehmensdaten verloren gehen. 
Unser Magistratsdirektor hat entschieden, 
dass das Unternehmen ein innovatives ist, 
daher innovative Entwicklungen fördert. 
Wir be�nden uns, was die Sicherheit be-
tri�t, in diesem Spannungsfeld Innovation 
versus Sicherheit.

Die Online-Dienste der Stadt Wien werden 

immer wieder ausgezeichnet, eben erst –
beim „eGovernment Wettbewerb 2011 D, A, 
CH“ – wurde die Wiener Verwaltung zur 
innovativsten gekürt. Warum war bzw. ist 
Wien den anderen 55 Einreichungen voraus?
Skerlan-Schuhböck: Die Zeit, würde ich 
sagen. 1995 war es eine Premiere für Ös-
terreich, aber auch im europäischen Ver-
gleich früh, dass Wien angefangen hat, im 
Netz präsent zu sein. In Wien sind Leute 
am Werk, die das unterstützen und Ideen 
vorantreiben. Außerdem prüfen wir stän-
dig die Nachfrage, ob wir nicht am Bedarf 
vorbei produzieren, per Feedbackfragebö-
gen und Befragungen. Bei Open Govern-
ment, wo wir die Leute von der Straße 
einladen, fragen wir, welche Daten sie für 
ihre Apps brauchen – Verkehrsdaten? 
Budgetdaten? Statistische? – und welche 
Apps sie zu schreiben planen. Durch die-
sen ständigen Kontakt mit den Bürgerin-
nen und Bürgern versuchen wir, den An-
forderungen gerecht zu werden. Ein weite-
rer Aspekt ist vielleicht das ganzheitliche 
Denken: dass wir jeden Bereich abdecken 
müssen. Ich weiß von anderen Städten, 
die sich auf ein �ema konzentrieren und 
dort das Beste vom Besten anbieten, aber 
andere Bereiche kaum abdecken. Mögli-
cherweise ist es das, was solche Preise ver-
anlasst.  ■

Die ÖGZ bedankt sich für das Interview.

Sandra Heissenberger,  
Referentin der Gruppe  
IKT der Stadt Wien
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Die Europäische Union ist bemüht, durch 
entsprechende Regelungen den Zugang 
und die Nutzung von Informationen der 
ö�entlichen Stellen zu erleichtern. Ein 
Dreigespann an Richtlinien – Umweltin-
formationsrichtlinie; INSPIRE-Richtlinie 
(regelt Geodaten-Infrastruktur) und vor 
allem die PSI-Richtlinie [PSI - re-use of 
Public Sector Information (2003/98/EG)] 
– soll dies unterstützen. 

PSI-Richtlinie seit 2004
Die 2004 in Kraft getretene PSI-Richtlinie 
wollte einen Abbau der von der Wirtschaft 
georteten Barrieren im Zugang zu ö�entli-
chen Informationen, um den europäischen 
Anbietern die Entwicklung neuer Informa-
tionsprodukte und -dienste anhand dieser 
Informationen zu erleichtern. Damit soll-
ten Wettbewerbsnachteile vermieden wer-

den, die europäische Unternehmen angeb-
lich den US-amerikanischen Konkurrenten 
gegenüber reklamieren, weil diese in den 
USA ö�entliche Informationen weitge-
hend frei verwenden können. Der Fokus 
lag also vor allem auf der kommerziellen 
Weiterverwendung. In Österreich wurde 
diese Richtlinie von Bund und Bundeslän-
dern vor allem in  sogenannten „Informati-
onsweiterverwendungsgesetzen“ umgesetzt.

Evaluierung der geltenden  
PSI-Richtlinie
Die von der EU-Kommission in Auftrag 
gegebene Evaluierung der PSI-Umsetzung 
hat gezeigt, dass die erwünschte Freizügig-
keit der Weitergabe von ö�entlichen In-
formationen (die Richtlinie spricht von 
„Dokumenten“) nicht den Erwartungen 
entspricht. In einer beigelegten Studie 

werden dreistellige Milliardenbeträge an-
geführt, welche der europäischen Wirt-
schaft und – so der Schluss – z.T. auch 
den ö�entlichen Haushalten jährlich ent-
gehen, da auf diese potenziellen Steuerein-
nahmen verzichtet werden muss. Daraus 
ist ableitbar, dass auch weiterhin der Fo-
kus auf der kommerziellen Weiterverwen-
dung liegt. 

Novellierung der PSI-Richtlinie
Grundsätzlich ist den ö�entlichen Stellen 
die Verbreitung und Nutzung der mit öf-
fentlichen Mitteln erstellten und aktuali-
sierten Informationen sehr genehm. Und 
grundsätzlich werden die ö�entlichen 
Stellen den Grundgedanken von PSI mit 
der Förderung der Nutzung vorhandener 
Informationen auch begrüßen, sofern die 
Vorgaben der Sicherheit und des Daten-
schutzes gewahrt bleiben. 
Das zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
(Herbst 2012) im Gang be�ndliche Ge-

Der Zugang und die  
Nutzung von öffentlichem 
Know-how sollen besser 

verfügbar werden.

Sh
ut

te
rs

to
ck

Öffentliche  
Informationen  
für alle!

Über die 2004 in Kraft getretene EU-Richtlinie zur Weiterverwendung 
von öffentlichen Dokumenten: die sogenannte PSI-Richtlinie.
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setzgebungsverfahren zur Novelle der PSI-
Richtlinie sieht noch schärfere Bestim-
mungen zur Freigabe von Informationen 
für die Weiterverwendung vor.

Die Novelle konzentriert sich auf digitale 
Informationen (obwohl sich PSI auf alle 
Arten von „Dokumenten“ bezieht).
• Der Kulturbereich wird durch die 

Einbeziehung von ö�entlichen 
�eatern, ö�entlichen Mu-
seen und ö�entlichen Biblio-

theken dem PSI-Regime 
unterworfen. Es wird da-
durch diesen Institutio-
nen die Möglichkeit der 
Vermarktung der eigenen 
angebotenen Stücke ge-

nommen;
• Bei allen anderen Infor-
mationen der ö�entlichen 
Hand konzentriert man 
sich derzeit auf die nationa-
len Zugangsregelungen zu 
ö�entlichen Informationen, 
welche auch für PSI und 
der Weiterverwendung die-
ser „Dokumente“ genutzt 
werden sollen. Österreich 
besitzt kein zentrales In-
formationszugangsgesetz 

d.h. der Zugang muss/müsste in jedem 
Materiegesetz geregelt werden; 

• eine wesentliche Einschränkung in der 
Entgeltgestaltung durch die ö�entlichen 
Stelle: was de facto die Re- oder Co-Fi-
nanzierung der Erstellung und Aktuali-
sierung sowie die Lizenzgestaltung er-
schweren wird;

• In Diskussion steht auch die (obligato­
rische) Weitergabe in maschinen-lesba-
ren Formaten und mit (maschinen-les-
baren) Metadaten;

• die Einrichtung „unabhängiger“ 
Schlichtungsstellen, deren Spruch für 
alle ö�entlichen Stellen verbindlich ist 
und die sich ex ante um die Rechtmä-
ßigkeit der Preisbildung, sowie um Zu-
gang und Rechtsmittel kümmern sollen;

• die Beweislastumkehr für die öffentli-
chen Stellen: Es müssen nicht die Be-
schwerde erhebenden Personen (Unter-
nehmen) die der Beschwerde zugrunde-
liegenden Tatsachen beweisen, sondern 
immer die ö�entlichen Stellen;

• die Durchführungsbestimmungen: das 
sind von der EU­Kommission geplante 
Verordnungen zur detaillierten Anord-
nung der Ausführungen.

Unvereinbarkeit mit  
österreichischer Praxis
Existiert im Mitgliedstaat keine konkrete 
Regelung des Informationszugangs, inter-
pretiert die Kommission, dass der allge-
meine Zugang gegeben ist und die Weiter-
verwendung zu gewähren ist. Somit kön-
nen die ö�entlichen Stellen nicht mehr 
entscheiden, was weiterverwendet werden 
darf. 
Vor allem den Kommunen ist damit die 
Entscheidungsmöglichkeit aus der Hand 
genommen. Bund und Länder könnten 
gesetzliche Regelungen scha�en, um die 
eigene Ein�ussmöglichkeit auf Einnah-
men und Ausgaben in diesem Bereich zu 
erhalten.
Das bedeutet auch, dass damit den ö�ent-
lichen Entscheidungsträgern ein wesentli-
cher Faktor der Budgetierung vorenthal-
ten wird, da sie nicht mehr über alle An-
teile des Einkommens und der Ausgaben 
selbst bestimmen können.
Dabei muss ausdrücklich festgehalten wer-
den, dass dies nicht zu „Blockaden“ füh-
ren darf und auch nicht wird, wenn die 
ö�entlichen Stellen verantwortungsvoll 
mit dem Recht auf Gewährung von Wei-
terverwendung umgehen. 
Gerade am Beispiel der Open-Govern-
ment-Data-Initiative in Österreich zeigt 
sich, dass die freiwillig gewährte kosten-
freie Weiterverwendung von Daten erfolg-
versprechend ist, da in diesen nicht er-
zwungenen Fällen von Beginn an pro Da-
tensatz die Finanzierung abgedeckt ist. 
Denn: Entgegen vieler anders lautender 
Stimmen ist die Bereitstellung zur Weiter-
wendung selbstverständlich und nachweis-
lich mit Kosten verbunden! 
Wie weit der Zwang der o�enherzigen In-
formationsweitergabe der Rechtskultur 
Österreichs mit Amtsgeheimnis, Amtsver-
schwiegenheit, etc. widerspricht, sollte 
von berufener Stelle geprüft werden. Vor 
allem ist rechtzeitig Vorsorge zu tre�en, 
dass die ausführenden Personen der öf-
fentlichen Stellen nicht im Vakuum zwi-
schen den Rechtsmaterien zu persönli-
chem Schaden kommen.

Von Lizenzen, Schadenersatz  
und Datenschutz
Lizenzen (Nutzungsbestimmungen) sind 
bisher vielfach dazu verwendet worden, 
um Rechtssicherheit zu scha�en. Manche 
„Dokumente“ (speziell in technischen An-
wendungen) sind für ganz konkrete Zwe-
cke erstellt worden und entsprechen genau 
diesen Anforderungen und Anwendun-
gen. Der Gebrauch außerhalb dieses An-
wendungsbereiches kann zu Schaden für 
den Anwender führen. (Zum Beispiel: 
Eine digitale Karte, die für einen Anwen-
dungsbereich im Maßstab 1:25.000 er-
stellt worden ist, kann technisch betrach-
tet ohne Probleme auch in einem Maßstab 
1:5000 ausgezeichnet werden. Ihre Ver-
wendung in diesem Maßstab ist aber mehr 
als zweifelhaft und gefährlich, da die Ge-
nauigkeit der erfassten Inhalte nicht die-
sem Maßstab 1:5000 entspricht).
Lizenzen haben dies berücksichtigt und 
den sinnvollen Anwendungsbereich der 
zur Verfügung gestellten Dokumente auf 
eben diesen eingeschränkt. Im Konsum­
entInnenschutz wird auf solche Aspekte 
besonderer Wert gelegt. Natürlich lassen 
sich einige dieser Vorgaben auch in Meta-
daten abspeichern – doch nicht alle! Und 
vielfach wurden für die derzeit existieren-
den digitalen „Dokumente“ noch keine 
entsprechenden Metadaten erstellt. Und 
deren Nacherfassung ist nicht immer 
möglich oder ist mit erheblichem Mehr-
aufwand verbunden. Darüber hinaus liegt 
die Mehrzahl der für die Weiterverwen-
dung zur Verfügung stehenden Doku-
mente nicht in digitaler Form vor. Meta-
daten sind für solche Dokumente somit 
gar nicht denkbar und es bedarf anderer 
Hilfsmittel (eben der Lizenzen!), um etwa-
ige Schäden von AnwenderInnen abzu-
wenden und die ö�entlichen Stellen damit 
auch vor drohenden Schadenersatzansprü-
chen zu bewahren.
Zum Gedanken des Schadenersatzes sei 
noch angemerkt, dass argumentiert wird, 
dass die PSI-Weiterverwendung ohne Ge-
währ erfolgen könnte. Dies müsste aber 
auch in der Rechtsprechung Auswirkung 
haben, die vielfach den ö�entlichen Stel-
len erhöhte Sorgfaltsp�icht zuspricht und 
im Schadensfall entsprechend urteilt.
Der Schutz personenbezogener Daten 
wird grundsätzlich auch in PSI hoch ge-
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halten. Allerdings wird dabei auf die Mög-
lichkeiten der digitalen Welt und ihrer 
Kombinationsfähigkeit und Analyse diver-
ser Daten vergessen. Wie das Beispiel von 
Facebook in den letzten Monaten mit der 
Analyse seiner Chats und der Anzeige ver-
mutlicher Rechtsbrecher in den USA 
zeigt, kann es digital rasch zu heiklen An-
wendungen kommen.
An einem Beispiel mit realen (von Haus 
aus nicht schützenswerten) Daten aus dem 
Umfeld von statistischen, sozialen und 
medizinischen Informationen könnte 
schon bald auf sehr kleine räumliche Ein-
heiten geschlossen werden, wo auf wenige 
Familien ein Datum „weibliche Sozial-
hilfe-Empfängerin der Altersklasse XY“ 
ausgewertet werden könnte. Dann ist das 
Au�nden der einzelnen Person in man-
chen Fällen auch möglich. Die ö�entli-
chen Stellen dürfen eine solche Verknüp-
fung von Daten nur mit speziellem Auf-
trag unter kontrollierten Bedingungen 
durchführen. Wie kann man das in einer 
kommerziellen Weiterverwendung garan-
tieren?

Kommunale Betroffenheit
Der Misserfolg der derzeit geltenden PSI-
Richtlinie ist nach – von der EU-Kom-
mission in Auftrag gegebenen – Studien 
v.a. darauf zurückzuführen, dass jene Stel-
len, welche die der Richtlinie unterliegen-
den Dokumente erzeugen und aktualisie-
ren, nicht vom (durch das Steueraufkom-
men erzeugten) Rück�uss an �nanziellen 
Mitteln pro�tieren, sondern ausgehungert 
werden. Ihre Schutzreaktion war eben, 
keine Informationen zur Weiterverwen-
dung hinauszugeben.
Dies hätte durch die Absicherung des 
 internen Rück�usses von Geldmitteln aus 
den vermehrten Steuereinnahmen einfach 
entkräftet werden können. Allein das Ei-
geninteresse der meisten Erzeugerstellen 
Informationen „unter die Leute zu brin-
gen“ hätte PSI zum Erfolg werden lassen.
Leider hat die PSI-Novelle diesen Lö-
sungsansatz nicht aufgegri�en. Alle ö�ent-
lichen Stellen und grundsätzlich alle „Do-
kumente“ werden von den PSI-Verp�ich-
tungen betro�en sein. Man muss sich ge-
nau ansehen, welche Auswirkungen die 
Richtlinie auf Änderungen in Arbeitspro-
zessen, zu erzeugende Datenformate, de-

ren Abspeicherung, die Bereitstellungsan-
forderungen für digitale Dokumente, etc. 
haben werden. Den Stimmen, welche be-
haupten, dass dies alles ohnedies nichts 
kostet, da die Informationen ja vorhanden 
sind, ist entschieden entgegenzutreten. 
Dies mag da oder dort stimmen, wie zum 
Beispiel bei jenen statistischen Daten, die 
ohnedies für die Verö�entlichung vorgese-
hen sind: da werden die Mehrkosten da-
für, diese Daten in einem maschinen-les-
baren Format zum Download anzubieten, 
sehr gering sein. Dies kann aber nicht ver-
allgemeinernd für alle ö�entlichen Stellen 
gelten, die zudem zunehmend mit eigener 
eingeschränkter Budgetierung konfron-
tiert sind.
Dazu kommen die Erfahrungen aus der 
INSPIRE-Richtlinie, welche zeigen dass 
die erforderte Förderung der KMU nicht 
im erho�ten Ausmaß stattgefunden hat. 
Es haben einige wenige große multinatio-
nale Anbieter davon pro�tiert. Wie weit 
die EU-Mitgliedstaaten tatsächlich von 
Mehreinnahmen aus Steuermittel pro�tie-
ren, sei dahingestellt.

Interessenwahrnehmung
Wie schon angeführt, liegt es im Interesse 
der ö�entlichen Stellen, dass ihre „Doku-

mente“ Verwendung �nden. Es liegt aber 
auch in ihrem Interesse, dass sie weiterhin 
solche Dokumente erstellen und aktuali-
sieren können. Und genau das sollte auch 
im Interesse der Weiterverwender liegen, 
denn ohne diese Dokumente kann eine 
Weiterverwendung nicht statt�nden.
Dies kann nur durch ein konsequentes 
und mit entsprechenden Unterlagen un-
terstütztes „Lobbying“ unter der organisa-
torischen Betreuung in Brüssel erfolgen. 
Dies erfordert aber auch einen Paradig-
menwechsel im Vorgehen der Verwaltung. 
Früher wahrte diese ihre Mitwirkung v.a. 
im Begutachtungsverfahren von Gesetzes-
entwürfen – heute ist es zu spät, erst in 
diesem nationalen Schritt Änderungen er-
reichen zu wollen, da viele Gesetze bereits 
die Umsetzung europäischer Richtlinien 
sind.
Es ist die Verwaltung bzw. deren „Interes-
senvertretung“ – wie u.a. der Österreichi-
sche Städtebund – daher aufgerufen, sich 
in den Gesetzgebungsprozess auf EU-
Ebene einzubringen. 
Dazu bedarf es der kommunalen fachli-
chen Mitwirkung, die die inhaltliche Un-
terstützung leistet, und des politisch-orga-
nisatorischen Netzes des Städtebundes, 
um diesen fachlichen Input zu den richti-
gen Ansprechpersonen in den EU-Gre-
mien zu transportieren.
Im Verfahren zur PSI-Richtlinie wurde 
dieser Weg beschritten und damit zumin-
dest die Chance gewahrt, dass die Betrof-
fenheit der Kommunen und deren Be-
fürchtungen bezüglich ihrer zusätzlichen 
Belastung wahrgenommen werden (an 
dieser Stelle sei dem Städtebund-Büro in 
Brüssel für die Unterstützung gedankt). ■

Peter Belada, 
Geodät, Leiter der 
Magistratsabteilung 41-Stadtvermessung 
der Stadt Wien, stv. Vorsitzender des 
ÖStB-Ausschusses „Stadtvermessung“, 
gemeinsamer Ländervertreter zu „PSI“, 
Mitglied des Open-Government- 
Kompetenzzentrums in Wien
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PSI-Gesetzgebungsverfahren – Einflussnahme des Städtebundes
(Veröffentlichung des PSI-Richtlinienentwurfes: Dez 2011)

Von Simona Wohleser (Stand 9 Okt 2012)

Datum (Lobbying)aktivitäten Ansprechpartner/Adressatenkreis
Okt/Nov/Dez 2011, Jan 2012 Erste ÖStB-interne Diskussion ÖStB-Brüssel Büro
Ab Jan 2012 bis dato Kommentare zu Rats- 

Arbeitsgruppen (AG) „Telecom“
BKA, Wirtschaftsministerium, Justizministerium, Kulturministerium

Jan 2012 Brief von ÖStB-Vizepräsident 
Bgm Schaden

StSekr Ostermayer

Jan 2012 Brief von ÖStB-Mitglied der GL 
& HA Bgm Oppitz-Plörer

BMin Mitterlehner

Feb 2012 Erste Kontaktaufnahme Mitarbeiter EU-Kommission in Generaldirektion (G D) INFOSOC 
(Informationsgesellschaft)

Feb Gespräch, Gedankenaustausch Präsidialchef Tschirf, Wirtschaftsministerium

März 2012 Erste ÖStB-Stellungnahme 
[in englisch (EN )und deutsch 
(DE)]

Mitgliedsverbändes des RGRE (europ. Dachverband der 
Kommunalverbände), Mitglieder des EP (MdEP), österreichische  
Ministerien

März 2012 „Erste PSI-Mission in Brüssel “ Gespräche mit kommunalen Verbandskollegen aus RGRE, DE,BAY, 
NL, UK, SV, FIN, DK; Gespräche mit MdEP Verheyen, Gallo, Kalfin 
(alle PSI-Berichterstatter in EP Ausschüssen), Büroleitern, 
Fraktionsmitarbeitern,

März 2012 Verfassen von 10 
Änderungsanträgen (ÄA); in DE 
und EN

MdEP Verheyen  [Berichterstatterin im EP-CULT (= 
Kulturausschuss); bis 2010 Bgm von Aachen]

März 2012 bis dato Besonders enge Zusammenarbeit 
(Austausch von ÄA und 
Abstimmen der Positionen) 

Europabüro der bayerischen Kommunen und RGRE

Feb/März 2012 Erste Kontaktaufnahme Berichterstatterin im AdR (MdAdR Karjalainen) und 
Vermessungsabteilung des FIN Kommunalverbandes

April 2012 Erster Artikel zu PSI in ÖGZ Alle ÖStB-Mitgliedsgemeinden  und Interessierten

Juni 2012 Gespräche, Gedankenaustausch  Wirtschaftsunternehmen innerhalb der sog PSI-Alliance

Juli 2012 Schriftliche Beurteilung ALLER 
eingebrachten ÄA im EP-CULT 
(in Form einer Exel-Datei); in DE 
und EN

MdEP Verheyen, DE-Kommunalbüros (DST, DStGB); Europabüro 
der bayerischen Kommunen;

Juli 2012 Schriftliche Kommentierung des 
Berichtsentwurfes im EP-CULT

MdEP Verheyen; Kollegen der kommunalen Verbandsbüros in Brüssel 
aus RGRE, DE,BAY, NL, UK, SV, FIN, DK ;

Juli 2012 Zweite ÖStB-Stellungnahme in 
EN und DE

MdEP Verheyen, Kollegen der kommunalen Verbandsbüros in Brüssel 
aus RGRE, DE,BAY, NL, UK, SV, FIN, DK

Aug 2012 „Fragen und Antworten zu PSI“ 
auf 2 Seiten in EN und DE

MdEP Verheyen, MdEP Trzaskowski, MdEP Rühle, Kabinett 
Präsident Hannes Swoboda, Mitarbeiter politischer Fraktionen im EP;

Sept 2012 „Zweite PSI-Mission in Brüssel“ Gespräche mit RGRE, DE-Kommunalbüros; Gespräche mit MdEP 
Verheyen, Rühle, Trzaskowski, Regner, Kabinett Swoboda

Sept 2012 Beispiel einer „Rasterdaten-
fahndung mittels PSI“ (2 Seiten 
auf EN und DE)

MdEP Verheyen, MdEP Trzaskowski, MdEP Rühle, Kabinett 
Präsident Hannes Swoboda, Mitarbeiter politischer Fraktionen im EP; 
Kollegen aus Kommunalbüros;

Sept 2012 Schriftliche Beurteilung ALLER 
eingebrachten ÄA im EP-IMCO 
(=Binnenmarktausschuss) in Form 
einer Exel-datei); in DE und EN

MdEP Verheyen, MdEP Trzaskowski, MdEP Rühle, Kabinett 
Präsident Hannes Swoboda, Mitarbeiter politischer Fraktionen im EP; 
Kollegen aus Kommunalbüros;

Sept 2012 Schriftliche Kommentierung des 
Berichtsentwurfes im EP-IMCO in 
EN

MdEP Verheyen, MdEP Trzaskowski, MdEP Rühle, Mitarbeiter 
politischer Fraktionen im EP; Kollegen aus Kommunalbüros; RGRE

Sept 2012 Schriftliche Kommentierung des 
Berichtsentwurfes im EP-ITRE 
(=Industrieausschuss) in EN

MdEP Verheyen, Kabinett Präsident Hannes Swoboda, Mitarbeiter 
politischer Fraktionen im EP; Kollegen aus Kommunalbüros in 
Brüssel;RGRE

Sept 2012 Verfassen von  ÄA zu AdR-Bericht Berichterstatterin MdAdR Karjalainen; DE AdR-Delegation

Sept 2012 Politische Feststellung der 
Wichtigkeit von PSI-Lobbying 

Mitglieder des RGRE Hauptausschusses (politisches Gremium)

Sept 2012 Politisches Gespräch MdEP Hannes Swoboda, Präsident der sozialdemokratischen Fraktion 
im EP

Okt 2012 Einrichtung einer RGRE Focus 
group zu PSI (Vorsitz: ÖStB)

RGRE Mitgliedsverbände

Okt 2012 Zweiter Artikel in ÖGZ (mit 
erklärenden Beispielen)

Alle ÖStB- Mitgliedsgemeinden  und Interessierten

Seite 1 von 1 Seiten
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Der ö�entlichen Hand (insbesondere den 
Gemeinden) kommt die Gewährleistungs-
verantwortung im Rettungsdienst zu. Die 
dafür notwendigen Leistungen werden 
meist von NGOs, sogenannten Rettungsor-
ganisationen (z.B. das Österreichische Rote 
Kreuz), unter �nanzieller Unterstützung 
aus den ö�entlichen Budgets erbracht. Die 
�nanzielle Unterstützung erfolgt im Rah-
men des sogenannten „Rettungsschillings“ 
(mittlerweile auch oft „Rettungseuro“ oder 
„Rettungsbeitrag“ genannt), der pro Ein-
wohnerIn einer Gemeinde an die Rettungs-
organisationen zu leisten ist. Darüber hin-
aus werden die Rettungsorganisationen 
noch durch die Sozialversicherungen (z.B. 
Gebietskrankenkassen) und das jeweilige 
Bundesland �nanziell unterstützt.

Unterschiedliche Finanzierungs-
quellen der Rettungsorganisationen
Die Sozialversicherung �nanziert die Ret-
tungs- und Krankentransporte, solange sie 
„medizinisch indiziert“, also aus ärztlicher 
Sicht notwendig sind. Länder und Ge-
meinden sind für die Finanzierung so-
genannter Vorhaltekosten verantwortlich. 
Diese entstehen, auch wenn keine unmit-
telbaren Leistungen (also Kranken- oder 

Rettungstransporte) erbracht werden. 
Schließlich muss genügend Rettungsinfra-
struktur (das sind Fahrzeuge, aber auch 
FahrerInnen und SanitäterInnen) für den 
Notfall zur Verfügung stehen. Die Ge-
meinden haben dies im Sinne des örtlichen 
Rettungsdienstes auf ihrem Gemeindege-
biet zu verantworten. Die Länder tragen 
die Verantwortung des überörtlichen Ret-
tungsdienstes, der sicherstellt, dass diese 
Leistung auch im gesamten Bundesland 
gewährleistet ist. Somit obliegt den Län-
dern die überörtliche Koordination der 
von den Gemeinden beauftragten Ret-
tungsorganisationen. Dafür wird von den 
Ländern häu�g eine zentrale Leitstelle ein-
gerichtet, von der aus die einzelnen Ein-
sätze der Rettungsorganisationen dispo-
niert und koordiniert werden.

Unterschiedliche  
Finanzierungsbeiträge
Dementsprechend sind häu�g auch die Fi-
nanzierungsregelungen: Die Gemeinden �-
nanzieren den örtlichen, die Länder den 
überörtlichen Rettungsdienst. Sehr oft 
(bspw. im Burgenland, in Kärnten, in 
Oberösterreich und in der Steiermark1) 
wird diesbezüglich durch landesgesetzliche 

Verordnung die Höhe des Rettungsbeitrags 
festgelegt, der pro EinwohnerIn einmal 
von der jeweiligen Gemeinde und einmal 
vom Land zu zahlen ist. Die Höhe des Ret-
tungsbeitrags wird in Verhandlungen zwi-
schen Ländern, Gemeinden und Rettungs-
organisationen festgelegt und ist in den 
einzelnen Bundesländern unterschiedlich 
hoch (z.B. maximal 4,80 Euro in Nieder-
österreich oder 7,59 Euro im Burgenland). 

Steigender finanzieller Druck
In Zeiten der immer knapper werdenden 
Mittel der ö�entlichen Hand entsteht glei-
chermaßen �nanzieller Druck auf die Ge-
bietskörperschaften und die Sozialversiche-
rung. Beide sind deswegen bemüht, die 
Kostensteigerungen im Rettungswesen ge-
ring zu halten. Dies führt einerseits zu einer 
Verschiebung der Finanzierungslast zwi-
schen den Gebietskörperschaften (z.B. von 
der Sozialversicherung an die Länder/Ge-
meinden und/oder umgekehrt) und über-
trägt andererseits den �nanziellen Druck 
auf die Rettungsorganisationen. Deren 
Mittel werden angesichts des steigenden 
Leistungsdrucks, dem sie ebenfalls ausge-
setzt sind, immer knapper. Dieser Leis-
tungsdruck hat mehrere Ursachen, die zum 

„Rettungsschilling“ 
hoch im Kurs

Ein Rettungsschilling kostet den Gemeinden, je nach 
Bundesland, heutzutage fast 8 Euro je EinwohnerIn. 

Die Kosten für den Rettungsdienst steigen aus 
mehreren Gründen – in den Bundesländern auch auf 

Basis unterschiedlicher Finanzierungsregelungen.
Mag. Manuel Köfel, KDZ-Zentrum für Verwaltungsforschung

Rettungsorganisationen  
stehen aus unterschiedlichen 

Gründen immer mehr unter  
finanziellem Druck.
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Beispiel auf die angestrebten E�zienzstei-
gerungen im Krankenhausbereich zurück-
zuführen sind. Diese führen beispielsweise 
dazu, dass PatientInnen seltener stationär 
aufgenommen werden. Stattdessen werden 
kostengünstigere ambulante Behandlungen 
durchgeführt und die PatientInnen mit der 
Rettung zum Krankenhaus bzw. vom Kran-
kenhaus nach Hause gebracht. Spezialisie-
rungen der Krankenhausstandorte auf ein-
zelne Fachgebiete führen zusätzlich dazu, 
dass multimorbide PatientInnen häu�g 
zwischen mehreren Krankenhausstandor-
ten transferiert werden müssen, um spezi-
elle Behandlungen und/oder Untersuchun-
gen durchzuführen. Beides führt dazu, dass 
die Nachfrage nach Krankentransporten 
stetig steigt, wodurch höhere Kosten bei 
den Rettungsorganisationen entstehen. 
Gleichzeitig beklagen die Rettungsorganisa-
tionen, dass immer schwächer werdende 
ehrenamtliche Engagement der Bevölke-
rung, weswegen die Rettungsorganisatio-
nen immer mehr hauptamtliche Mitarbei-
terInnen beschäftigen müssen, was wiede-
rum mit Kostensteigerungen einhergeht. 
Wie stark die Rettungsorganisationen in 
diesem Zusammenhang auch von Zivildie-
nern abhängig sind, liegt ebenfalls nahe. 

Effizienzsteigerungen einzelner 
Sektoren umfassend betrachten
Die Gesundheitsbudgets der Länder und 
Gemeinden werden also durch geringere 
Ausgaben im Krankenhaussektor entlas-
tet, allerdings werden die Sozialbudgets 
(in denen sich das Rettungswesen nieder-
schlägt) häu�g nicht erhöht, was dazu 
führt, dass die Rettungsorganisationen 
auf den Mehrkosten sitzenbleiben. 
Dass die ö�entliche Hand angesichts der 
steigenden Nachfrage nach Gesundheits- 
und Sozialleistungen sparsam mit ihren 
Mitteln umgehen muss, ist ebenfalls klar. 
Es macht allerdings wenig Sinn, die �-
nanziellen Belastungen zwischen den ein-
zelnen Teilbudgets des ö�entlichen Haus-
halts zu verschieben (z.B. vom Gesund-
heits- zum Sozialbudget, vom Budget der 
Sozialversicherung in die Budgets der 
Länder und Gemeinden, etc.). Dies mag 
kurzfristig Entlastung in einzelnen Berei-
chen scha�en und die Aufmerksamkeit 
auf andere Bereiche verschieben. Die 
strukturelle Unter�nanzierung des öster-
reichischen Gesundheits- und Sozialwe-
sens in der aktuellen Ausprägung wird da-
mit allerdings nicht gelöst. Dies wird nur 
über eine grundsätzliche Diskussion 

funktionieren, die festlegt, welche Ge-
sundheits- und Sozialleistungen die Ge-
sellschaft sich leisten kann oder will. Er-
gebnis einer solchen Diskussion kann 
dann sein, entweder die Leistungen zu 
kürzen (z.B. längere Wartezeiten bei 
Krankentransporten zu akzeptieren) oder 
die Finanzierungsbasis zu verbreitern 
(Selbstbehalte einführen oder erhöhen, 
zweckgewidmete Steuereinnahmen – z.B. 
aus Vermögenssteuern – scha�en, etc.). 
Bis das geschieht, wird es weiterhin für 
alle Beteiligten unbefriedigende Verhand-
lungen über die Höhe der Rettungs�nan-
zierung geben, die in Kompromissen 
münden, die weder eine befriedigende 
Kostendämpfung der ö�entlichen Hand 
noch eine zufriedenstellende �nanzielle 
Versorgung der Rettungsorganisationen 
sicherstellen. ■

1 In Niederösterreich wird kein für alle Gemeinden 
gültiger Rettungsbeitrag festgelegt. Dieser ist jeweils 
individuell zu verhandeln. Das Land gibt lediglich 
Mindest- und Höchstbeiträge vor. In Tirol ist die 
Rettungsfinanzierung generell Landessache und die 
Gemeinden werden gemäß ihrer Finanzkraft mit der 
Ko-Finanzierung in Form von Transfers belastet. 
In Vorarlberg existiert zur Rettungsfinanzierung ein 
Rettungsfonds, der im Verhältnis 60:40 vom Land 
und den Gemeinden dotiert wird. 
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Die Planung und Durchführung des Win-
terdienstes stellt Städte und Gemeinden 
alljährlich vor große Herausforderungen. 
Zum einen gilt es, den Winterdienst mög-
lichst einwandfrei nach Maßgabe des 
Standes der Technik und der einschlägigen 
gesetzlichen Vorgaben durchzuführen. 
Und zum anderen dabei die vorhandenen 
Kapazitäten (Personal, Fahrzeuge, Streu-
mittel, usw.) e�zient einzusetzen. Einen 
wichtigen Handlungsrahmen stellt in die-
sem Zusammenhang die aktuelle Richtli-
nie RVS 12.04.12 (Stand August 2010) 
der Österreichischen Forschungsgesell-
schaft „Straße-Schiene-Verkehr“ dar, in 
der erstmals Mindeststandards für die 
Durchführung des Winterdienstes festge-
schrieben wurden.
Im Rahmen einer Seminarreihe zum 
�ema „Winterdienst - rechtssichere und 
e�ziente Durchführung“ hat sich das 
KDZ diesem �ema gewidmet, um auf 
Grundlage der einschlägigen haftungs-
rechtlichen und technischen Grundlagen 
aktuelle Fragen und Problemstellungen 
aus der Praxis zu diskutieren. In diesem 
Artikel sollen die zentralen Inhalte zu den 
haftungsrechtlichen und technischen 
Grundlagen sowie Möglichkeiten der 
Winterdienstplanung skizziert werden.

Winterdienst und Haftungsfragen
Die wesentliche gesetzliche Grundlage für 
den Winterdienst �ndet sich in § 1319a 
Abs.1 bis 3 des Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzbuches (ABGB), wo die sogenannte 
„Wegehalterhaftung“ geregelt wird. Diese 
Bestimmung bildet die Grundlage für ge-
richtliche Entscheidungen über die zivil-
rechtliche Verantwortung der Gemeinde 
als Eigentümerin und Erhalterin von öf-
fentlichen Straßen, Wegen und Plätzen. 
Ansprüche auf Schmerzensgeld und Scha-
denersatz von gestürzten oder verunfallten 
Personen für Verletzungen oder beschä-
digte Sachen stützen sich auf diese Bestim-
mung. Soweit es um den rechtlichen Rah-
men geht, ist folgender Grundsatz aus-

sagekräftig: Die Gemeinde haftet für die 
von ihr erhaltenen Wege, soweit diese der 
Ö�entlichkeit zur Benutzung freigegeben 
sind, für das Verhalten ihrer Organe und 
ihrer Bediensteten nur soweit Schäden 
durch grobe Fahrlässigkeit (oder Vorsatz) 
entstehen. Grob fahrlässig ist dabei alles, 
was durchschnittlichen Fachleuten ohne 
weiteres als fehlerhaft oder p�ichtwidrig 
au�ällt. Bei einer Verkettung von un-
glücklichen Umständen wird eine grobe 
Fahrlässigkeit eher nicht vorliegen. Für 
 beauftragte Unternehmen haftet die Ge-
meinde nur, wenn sie diese nicht sorgfältig 
genug auswählt oder überwacht und sich 
diese als untauglich erweisen. Haftungs-
auslösend ist dabei ein Schadensereignis, 
das kausal auf einen „mangelhaften Zu-
stand“ des Weges zurückzuführen ist, sei 
es auf bauliche Mängel (Schäden, Abnut-

zung, Verletzung gesetzlicher Vorgaben), 
oder auf falsche, mangelhafte oder unter-
lassene Reinigung, Räumung oder Streu-
ung. Die Judikatur der Gerichte, insbe-
sondere zur Frage, ob die Gemeinde ihrer 
P�icht nachgekommen ist, einen mangel-
haften Zustand ihrer Wege zu verhindern, 
ist zum einen streng und zum anderen ex-
trem einzelfallbezogen. Zwar wird immer 
wieder betont, dass z.B. an die Streu-
p�icht keine übertriebenen Anforderun-
gen gestellt werden dürfen. Auch bei un-
tergeordneten Wegen beträchtlicher Länge 
und in extremer Lage zeigt die Judikatur 
deutliche Tendenzen zur Nachsicht. Allge-
mein bekannt ist der „Steh-Satz“, dass bei 
andauerndem Schneefall oder Eisregen 
eine von vornherein aussichtslose Räu-
mung oder Streuung nicht zumutbar ist. 
Diesfalls ist nach der Judikatur aber ent-

Kommunaler Winterdienst
Eine rechtskonforme und wirtschaftliche Durchführung sicherstellen.
Mag. Andreas Netzer, DI Josef Neuhold, Mag. Philip Parzer MSc

Wintereinbruch: Städte und  
Gemeinden tragen die Verantwortung 
für die Sicherheit von öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen. 
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weder die Verordnung einer deutlich her-
abgesetzten Geschwindigkeit (30 km/h) 
oder eine Sperre der Straße erforderlich.
Neben vielen weiteren rechtlichen Spezial-
fragen bietet in fachlicher Hinsicht die 
RVS 12.04.12 eine wesentliche Erleichte-
rung für die rechtssichere Planbarkeit des 
Winterdiensteinsatzes: Sie gibt detailliert 
vor, wann, wie oft und in welcher Form 
welche Straßen- und Wegekategorien wo-
mit zu reinigen und zu streuen sind.

Winterdienststandards  
nach der RVS 12.04.12
Die Winterdienstrichtlinie „Schneeräu-
mung und Streuung“ (RVS 12.04.12, 
Stand August 2010) wurde von einer Ar-
beitsgruppe aus VertreterInnen des Städte- 
und Gemeindebundes ausgearbeitet.1 Sie 
wurde aus den Erfahrungen der Praxis 
entwickelt, stellt einen Mindeststandard 
dar und ist für Gemeinden eine große 
Hilfe bei der ordnungsgemäßen Planung 
und Durchführung des Winterdienstes. 
Sie gilt neben Bundes- und Landesstraßen 
auch für Gemeindestraßen und stellt den 
„Stand der Technik“ in der Abwicklung 
des Winterdienstes dar. Insgesamt behan-
delt die neue Winterdienstrichtlinie fol-
gende drei Schwerpunkte: „Grundsätze 
für die Schneeräumung und Streuung“, 
„Schneeräummaßnahmen“ und „Streu-
maßnahmen“.
Für Städte und Gemeinden wurden mit 
dieser Winterdienstrichtlinie auch erstmals 
in Österreich „Winterdienstkategorien“ 
de�niert. Diese beschreiben einen Min-
deststandard für die Durchführung von 
Räum- und Streumaßnahmen. Die Kate-
gorien gliedern sich in insgesamt sieben 
Bereiche. Bezeichnet werden diese Winter-
dienstkategorien für den sogenannten „ur-
banen Bereich“ mit den Abkürzungen P1 
bis P7. Wie intensiv der Winterdienst auf 
den einzelnen Straßen zu tätigen ist, hängt 
von der Verkehrsbedeutung (z.B. Haupt-
verkehrsstraßen, Schulwege, Park�ächen, 
usw.) der einzelnen Verkehrswege ab. Für 
die Wettersituationen „leichte Schnee-
fälle“, „starke Schneefälle“, „extremes 
Glatteis“ sowie „lang anhaltende Schnee-
fälle“ werden die Betreuungsart, der Win-
terdienstbetreuungszeitraum und die zu 
verwendenden Streumittel angeführt. In 
Zusammenhang mit Haftungsfragen im 

Winterdienst spielt die Planung und Do-
kumentation der Winterdiensteinsätze eine 
wichtige Rolle. So muss jedem Fahrzeug 
im Winterdienst eine konkrete Route zu-
geteilt und in den Räum- und Streuplänen 
dargestellt sein. Ebenso ist das eingesetzte 
Personal in den Diensteinteilungsplänen 
anzuführen. Die einzelnen Winterdienst-
einsätze sind dabei nachweislich zu doku-
mentieren. Zeitpunkt der Verständigung, 
Beginn des Winterdiensteinsatzes, gefah-
rene Route, Menge des verbrauchten 
Streumittels, Wettersituation und beson-
dere Vorkommnisse sind schriftlich oder 
elektronisch zu dokumentieren. Diese Auf-
zeichnungen sind wegen der Verjährungs-
frist von Schadenersatzansprüchen dabei 
mindestens drei Jahre aufzubewahren.

Kommunaler Winterdienst:  
Wie planen?
Für die Planung einer wirtschaftlichen 
Routenführung stellen die in der RVS 
12.04.12 empfohlenen Betreuungsstan-
dards wie Umlaufzeiten, Betreuungszeit-
räume usw. sowie die der jeweiligen Ge-
meinde/Stadt zur Verfügung stehenden 
Personalressourcen und Winterdienstfahr-
zeuge wichtige Kerngrößen dar. Je nach 
der Topographie des Gemeindegebietes 
bedarf es dabei einer di�erenzierten Win-
terdienstplanung. Dabei sind folgende 
Planungsschritte zu berücksichtigen:
• Status-quo-Betreuungsgebiet und Res-

sourcenausstattung: hierbei geht es um 
eine Erfassung des zu betreuenden Ge-
meindegebietes nach verschiedenen Ge-
sichtspunkten (z.B. Kilometer, Steigung, 
Zustand, besondere Gefahrenquellen, 
usw.) sowie um die Erhebung der für 
den Winterdienst zur Verfügung stehen-
den Ressourcen (Personal, Fahrzeuge, 
Gerätschaften);

• Zuteilung Winterdienstkategorien: hier-
bei geht es um die Zuordnung der ver-
schiedenen Gemeindestraßen und -wege 
auf die einzelnen Winterdienstkategorien 
laut RVS 12.04.12. Ergebnis ist ein 
Überblick über die Verteilung der Ein-
satzräume auf die verschiedenen Einsatz-
kategorien.

• Räum- und Streuplan erstellen: ausge-
hend von den zur Verfügung stehenden 
Ressourcen und der Struktur des zu be-
treuenden Einsatzgebietes ist der Räum- 

und Streuplan der Gemeinde inkl. 
Dienstplan zu erstellen. Inwieweit die 
gemeindeeigenen Ressourcen (Personal, 
Fahrzeuge und Gerätschaften) ausrei-
chen, kann anhand der geforderten Um-
laufzeiten2 je Winterdienstkategorie be-
rechnet werden.

• Dokumentation: bei der Dokumenta-
tion geht es um die Frage, in welcher 
Form die Winterdiensteinsätze nachvoll-
zogen werden können. Die Bandbreite 
reicht hier von händischen Dokumenta-
tionsformen bis hin zu vollautomati-
schen Erfassungssystemen. 

• Qualitätssicherung: hierbei geht es um 
die Etablierung eines bedarfsgerechten 
Systems und der möglichst regelmäßigen 
und �ächendeckenden Kontrolle im 
Winterdiensteinsatz. Beispiele hierfür 
sind standardisierte Kontrollen bei der 
Streumittelanlieferung, Beschwerdema-
nagementsysteme, Kontrollrouten durch 
Einsatzleitung, Vernetzung der Sicher-
heitspartner (Gemeindeverwaltung, Poli-
zei, externe Dienstleister, Bauhof ), usw.

Zusammenfassend kann festgehalten wer-
den, dass eine Winterdienstplanung mit 
größtmöglicher Sorgfalt durchzuführen 
und laufend zu aktualisieren ist. Unter-
schiedliche Gemeindestrukturen bedingen 
dabei di�erenzierte Planungen und Lö-
sungsansätze sowie einen abgestimmten 
Mix an Eigen- und Fremdleistung im 
Winterdienst.

Zusammenfassung
Um Haftungsfälle zu vermeiden stellt die 
sorgfältige und lückenlose Planung und 
Durchführung des Winterdienstes einen 
zentralen Faktor dar. Dazu gehört insbe-
sondere, die Prioritäten in der Winter-
dienstbetreuung richtig zu setzen und jene 
Standards, die sich die Gemeinde im Win-
terdienstkonzept auferlegt hat, auch einzu-
halten. Die Mindeststandards der RVS 
stellen dabei einen wichtigen Bezugsrah-
men für die Winterdienstplanung von 
Städten und Gemeinden dar.  ■

1 Die für den kommunalen Winterdienst relevanten Richtlinien 
können direkt über die österreichische Forschungsgesellschaft be-
zogen werden. 
2 Die Umlaufzeit stellt jenen Zeitraum dar, innerhalb dessen 
die einer bestimmten Betreuungsroute zugeteilten Fahrzeuge 
wieder voll einsatzbereit sind.
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Der Nibelungenbrunnen lädt zum Verweilen ein  
und ist auch ein beliebtes Fotomotiv.

Die Kunst- und Gartenstadt Tulln an der Donau ist ein  
dynamisches Wirtschafts-, Kultur- und Freizeitzentrum.
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Die niederösterreichische Bezirkshaupt-
stadt Tulln (rund 17.000 EinwohnerIn-
nen) ist eine der ältesten und zugleich dy-
namischsten Städte Österreichs. Zahlrei-
che internationale und nationale Messen – 
z.B. die GARTEN TULLN als Europas 
einzige ökologische Gartenschau –, die 
NÖ Landesfeuerwehrschule als Europas 
modernstes Ausbildungszentrum für Flori-
anis oder der Biotech-Campus machen 
Tulln weit über die Landesgrenzen be-
kannt. In den letzten beiden Jahren hat 
die Stadt, unterstützt durch das KDZ-
Zentrum für Verwaltungsforschung, nun 
auch in Sachen Verwaltungsmodernisie-
rung einen großen Schritt nach vorne un-
ternommen.

Neuausrichtung der Organisation
Auf eine breit angelegte Analyse aufbau-
end, wurde – den aktuellen und bereits ab-
sehbaren zukünftigen Anforderungen ent-
sprechend – ein neues Organisationskon-
zept erarbeitet. Dieses soll dazu beitragen, 
den Spagat zwischen weiter wachsenden 
Anforderungen an die Stadt bei gleichzei-
tig immer begrenzteren Mitteln zu bewäl-
tigen. Ziel der Neuausrichtung der Orga-
nisation war es ferner, die Organisation 
noch wirtschaftlicher und bürger Innen- re-
spektive kundInnenorientierter zu ma-
chen. Entstanden ist letztlich ein schlankes 
dreigliedriges Organisationsmodell, zu des-
sen besonderen Merkmalen etwa zählen: 
die Stärkung/der Ausbau der BürgerInnen-
serviceorganisation, der Auf-/Ausbau der 
Personalentwicklung, die Bündelung von 
Organisationseinheiten in sach-logische 
Gruppen, die Zusammenführung von 
Standortmarketing-Agenden (Tourismus, 
Wirtschaft und Ö�entlichkeitsarbeit), die 
Neuordnung der Bauverwaltung und der 
betrieblichen Einheiten. Kleinere Organi-
sationsde�zite, die man im Prozessverlauf 
erkannte (z.B. beim Einsatz elektronischer 
Verfahren), wurden in aller Regel umge-
hend aufgegri�en und gelöst.
Ebenfalls breiten Raum eingenommen hat 
in dem Modernisierungsprojekt der  Bereich 
der Führungsarbeit, mithin die  Steuerung 

der Organisation insgesamt. So wurde die 
Führungsstruktur neu geordnet und die 
Führungsaufgaben für die verschiedenen 
Führungshierarchien neu de�niert. Ein 
ganz neues Element der Führungsorganisa-
tion bildet das sogenannte „Management-
Team“, das aus allen GruppenleiterInnen 
und dem Stadtamtsdirektor besteht. Dessen 
Funktion ist es, den/die BürgermeisterIn in 
der Entscheidungsvorbereitung zu beraten 
und zu unterstützen und eine breite Infor-
miertheit in den wichtigsten Aufgaben-
feldern der Stadt sicherzustellen. 
Das Management-Team hat ferner die 
Aufgabe der kontinuierlichen Zukunfts-
schau: d.h. der laufenden Vorausschau, 
dem Erkennen von für die Stadt wichtigen 
Trends und Entwicklungen und dem, 
wenn nötig, frühzeitigen Setzen von Ge-
genmaßnahmen.
Im Rahmen des Projekts wurde auch der 
Startschuss für den Aufbau eines neuen 
Steuerungssystems gegeben. Modernen 
Management-Konzepten folgend, soll in 
den kommenden Jahren ein tragfähiges 
System von jährlichen Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen die bisher primär 
budgetär ausgerichtete Steuerung ergän-
zen. Im Kontext der Weiterentwicklung 
der Führungsarbeit wurde auch die in-
terne Kommunikation neu geregelt und 
ein aufeinander abgestimmtes System von 
Besprechungen etabliert.

Gemeinsam getragener  
Entwicklungsprozess
Das Projekt war als ein gemeinsamer 
Lern- und Entwicklungsprozess konzi-
piert. Breiten Raum nahmen daher Work-
shops ein, in denen die wesentlichen Bei-
träge der Konzeptentwicklung extern mo-
deriert durch das gesamte Führungsteam 
der Stadtverwaltung erarbeitet wurden. 
Die neuen Strukturen sollen ab 1. Jänner 
2013 in den Echtbetrieb gehen. ■

Mag. Karin Rinderhofer, MAS, 

Leiterin des Standortmarketings Tulln; 

Dr. Klaus Wirth, KDZ-Zentrum 

für Verwaltungsforschung

Die Stadt Tulln hat sich in den vergangenen Jahren einem 
Modernisierungsprozess unterzogen, der nun auch den 
Verwaltungsbereich verbessert hat. Mit 2013 soll ein neues 
Organisationskonzept verstärkte Wirtschaftlichkeit bringen.

Der Tullner Hauptplatz wurde 
nach seiner Umgestaltung 

Ende 2009 eröffnet und ist ein 
belebtes Kommunikationszent-

rum im Herzen der Stadt.
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Die Auszeichnung (Label) für Good 
Governance und Innovation ist ein Resul-
tat der Strategie für Good Governance 
und Innovation des Europarates und ist 
ein unterstützendes Instrument, das euro-
päischen Städten die kontinuierliche Ver-
besserung der Regierungsführung und das 
Steigern der Innovationskraft erleichtern 
soll. Kern der Strategie sind zwölf Prin-
zipien, die die Grundwerte der europäi-
schen Demokratie zusammenfassen und 
die Anforderungen für eine gute demokra-
tische und innovative Regierungsführung 
abbilden. Die Strategie und das Label ha-
ben zum Ziel, dass sich europäische Städte 
freiwillig zu den Prinzipien bekennen und 
sich entsprechend weiterentwickeln.

Chance für Städte
Sind gute Regierungsführung und Innova-
tion auch in Ihrer Stadt gelebte Praxis und 
wünscht sich die Stadt professionelle 
Rückmeldung darüber, dann können Sie 
sich für das Label für Good Governance 
und Innovation bewerben. Der Österrei-
chische Städtebund steht ab sofort bereit, 
das Label auch österreichischen Städten 
anzubieten. Schon der Prozess erö�net 
Städten und Gemeinden eine Reihe von 
Chancen und Vorteilen:
• Kostengünstiges, professionelles Feed-

back durch Governance-ExpertInnen aus 
Wissenschaft und Praxis,

• Stärkung der Governance-Grundwerte 
europäischer Demokratien auf kom-
munaler Ebene – europaweite Standards 
werden gesetzt und gelebt;

• Einer breiten Öffentlichkeit die moderne 
Stadtverwaltung und -politik vermitteln;

• Herausarbeiten des Stellenwertes von In-
novation und Nachhaltigkeit in der Stadt; 

• In Dialog mit den BürgerInnen und In-
teressensgruppen treten;

• Möglichkeit des Vergleichs von Selbst- 
und Fremdbild (BürgerInnen, Kommu-
nalpolitikerInnen, Governance-ExpertIn-
nen) – Abstimmen der verschiedenen 
Sichtweisen;

• Aufzeigen von Verbesserungsmaßnahmen 
der Politik und Verwaltung – Chance der 
Weiterentwicklung.

Der Bewertungsprozess bietet Städten 
nach einer Selbst-Evaluierung die Mög-
lichkeit, Rückmeldung von ExpertInnen 
zu Aktivitäten im Rahmen der guten Re-
gierungsführung und Innovation zu erhal-
ten. Der Prozess besteht neben der Selbst-
bewertung auch aus einer BürgerInnenbe-
fragung und einer Befragung der Kommu-
nalpolitikerInnen. Entsprechend sind drei 
standardisierte Fragebögen, die die zwölf 
Prinzipien von Good Governance und In-
novation beleuchten, vorgesehen.
Der Prozess und die Entscheidung zur Er-
langung des Labels für Good Governance 
und Innovation werden von Label-Expert-
Innen (LabelEX) geleitet. Die LabelEX 
haben ein ausgeprägtes Verständnis des öf-
fentlichen Sektors sowie von Public Ma-
nagement und Governance. Sie führen 
den Evaluierungs-Prozess anhand von Do-
kumentenanalysen und eines Vor-Ort-Be-
suchs durch. Dabei wird geprüft, ob die 
Ergebnisse der Selbstbewertung der Stadt, 
der BürgerInnenbefragung sowie die Be-
fragung der KommunalpolitikerInnen 
nachvollziehbar sind und ob die Stadt den 
Weg in Richtung Good Governance und 
Innovation eingeschlagen hat.

Praxisnahe Erfahrungen
In einigen europäischen Staaten, wie z.B. 
Norwegen, Belgien und den Niederlanden, 
wird das Label für Good Governance und 
Innovation bereits eingesetzt. In Österreich 
übernahm der Städtebund die Aufgabe der 
Anpassung der Umsetzungsrichtlinien an 
die österreichischen Gegebenheiten. Stand 
der Dinge ist, dass in der im Europarat da-
für verantwortlichen Stelle die Annahme 

Auszeichnung für moderne 
und innovative Städte
Das europäische „Label für Good Governance und Innovation“ 
ist eine Auszeichnung für Städte, die Innovation und gute 
Regierungsführung leben. Jetzt können sich auch Städte in 
Österreich, die sich zu den damit verbundenen Prinzipien 
bekennen, darum bemühen.
Mag.(FH) Bernadette Tropper-Malz, Mag. Thomas Prorok, Mag. Alexander Lesigang

Europäische Städte werden mit  
diesem Preis für ihre Regierungs-
führung und Innovationskraft  
ausgezeichnet.ÖS

tB
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des österreichischen Vorschlags in Bearbei-
tung ist. Das KDZ-Zentrum für Verwal-
tungsforschung ist im Auftrag des Öster-
reichischen Städtebundes als Label-Orga-
nisation tätig und bietet die Auszeichnung 
ab sofort den österreichischen Städten an. 
Ein �ktiver Testlauf der Label-Inhalte fand 
in Österreich bereits in Form eines Plan-
spiels durch Studierende des Management 
Center Innsbruck (MCI) gemeinsam mit 
dem Magistrat Innsbruck statt. Als Koope-
rationspartner des Österreichischen Städte-
bundes trägt das MCI durch seine Erfah-
rungen und sein Know-how auch zum ös-
terreichweiten Prozess bei.

Das Label beantragen
Jede Stadt in Österreich, die der Ansicht 
ist, Good Governance und Innovation be-
reits im hohen Maße zu leben, und Rück-
meldungen von ExpertInnen zur eigenen 
kommunalen Verwaltungs- und Regie-
rungsführung wünscht, kann die Aus-
zeichnung beim KDZ-Zentrum für Ver-
waltungsforschung beantragen. Spezi�-
sche Teilnahmevoraussetzungen gibt es 
nicht.
Das Label für Good Governance und In-
novation ist für einen Zeitraum von zwei 
Jahren gültig. Die Kosten für die Antrag-
stellerInnen betragen rund 2.000 Euro. ■

Detailinformationen zum Label:  
http://www.kdz.eu/de/label-good-governance 
Kontakt im ÖStB:  
Mag. Alexander Lesigang,  
alexander.lesigang@staedtebund.gv.at 
Kontakt im KDZ:  
Mag.(FH) Bernadette Tropper-Malz,  
tropper-malz@kdz.or.at 

Die Grundwerte der  
europäischen Demokratie  

stehen an erster Stelle.

Die zwölf Prinzipien der 
europäischen Demokratie
Prinzip 1: Durchführung fairer Wahlen, 
 Repräsentation und Partizipation
Prinzip 2: Ansprechbarkeit
Prinzip 3: Effizienz und Effektivität
Prinzip 4: Offenheit und Transparenz
Prinzip 5: Rechtsstaatlichkeit
Prinzip 6: Ethisches Verhalten
Prinzip 7: Kompetenz und Kapazität
Prinzip 8: Innovation und Offenheit für Wandel
Prinzip 9: Nachhaltigkeit und langfristige 
 Ausrichtung
Prinzip 10: Solides Finanzmanagement
Prinzip 11: Menschenrechte, kulturelle Vielfalt
 und sozialer Zusammenhalt
Prinzip 12: Rechenschaftspflicht

Label für Good Governance & Innovation

Verwaltungssicht
Fragenkatalog 1

BürgerInnensicht
Fragenkatalog 2

PolitikerInnensicht
Fragenkatalog 3
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Wien zählt zu den lebenswertesten Städten 
weltweit. Rund die Hälfte Wiens ist Grün-
raum, rund ein Fünftel der Bundeshaupt-
stadt ist mit Wald bedeckt. Damit liegt 
Wien auch bei der Grünausstattung im 
Spitzenfeld der europäischen Großstädte. 
Dennoch wächst durch die fortschreitende 
Urbanisierung der Druck auf die städti-
schen Erholungsgebiete. Etwa eine Million 
BesucherInnen jährlich verzeichnet der 
Wiener Teil des Nationalparks Donau-
Auen Lobau – die Tendenz ist steigend.

Ein Nationalpark in der Stadt
Die Lobau in Wien ist nicht nur aus na-
turschutzfachlicher Sicht von Bedeutung, 
sie ist auch ein beliebtes Erholungsgebiet 
der Wienerinnen und Wiener. Wien ist 
eine der wenigen Städte weltweit, die ei-
nen Nationalpark innerhalb ihrer Grenzen 
ihr Eigen nennen darf. Durch die Unter-
schutzstellung der Donau-Auen 1996 als 
Nationalpark wurde die ökologisch bedeu-
tende Landschaft nachhaltig gesichert und 
bietet heute zahlreichen gefährdeten Tier- 
und P�anzenarten Rückzugsmöglichkei-
ten in der Millionenstadt. 
Die MA 49-Forstamt und Landwirt-
schaftsbetrieb der Stadt Wien ist verant-
wortlich für den Erhalt des Nationalparks 
Donau-Auen Lobau. Kompetent werden 
durch die MA 49 attraktive Erholungs-
möglichkeiten im Einklang mit dem 

Schutz wertvoller Naturräume für die 
Wohlfahrtswirkung angeboten und neue 
Strategien, wie das grenzüberschreitende 
EU-geförderte Projekt „urbANNAtur“ 
entwickelt. 

Mensch und Natur im Einklang
Die MA 49-Forstamt und Landwirt-
schaftsbetrieb möchte mit dem Projekt 
 „urbANNAtur“ einen weiteren wichtigen 
Impuls für die zukunftsgerichtete Len-
kung des in den vergangenen Jahren 
 gestiegenen BesucherInnenaufkommens 
setzen. Dazu trägt auch die Ausgestaltung 
des Lobau-Vorlands im Bereich der Ess-
linger Furt im 22. Wiener Gemeinde-
bezirk bei. 
Mit der Errichtung eines attraktiven 
Wegenetzes zur Erschließung des neuen 
Erholungsgebietes sowie der funktionel-
len, aber zugleich auch zeitgemäßen und 
ansprechenden Gestaltung des Grün-
raums im Rahmen des EU-geförderten 
Projektes „urbANNAtur“ wird das Vor-
land für Besucherinnen und Besucher ab 
2012 sukzessive gestalterisch aufgewertet 
und der BesucherInnendruck auf den Na-
tionalpark gemindert. Hierbei spielen 
auch geeignete Maßnahmen zur Bewusst-
seinsbildung eine entscheidende Rolle. 
Besucher Innen werden eingeladen, sich 
bewusst mit dem Lebensraum in ihrem 
Umfeld auseinanderzusetzen. 

Die MA 49-Forstamt und Landwirt-
schaftsbetrieb der Stadt Wien ist eine der 
größten Umweltbildungseinrichtungen 
Österreichs. BesucherInneneinrichtungen, 
wie das Nationalparkhaus in der Lobau 
mit seinen akustischen und multimedialen 

Ausstellungen, sind dabei erste Anlaufstel-
len bei Fragen zum Nationalpark und 
 vermitteln bereits den ganz kleinen Gästen 
Natureindrücke. Dadurch wird der 
Grundstein für den verantwortungsbe-
wussten Umgang mit der Natur gelegt 
und der Schutzgedanke an die nächste 
Generation weitergetragen. ■

Blick auf das Kühwörther Wasser im  
Nationalpark Donau-Auen. Viele kennen 
diese Landschaft vom Landeanflug auf  

den Flughafen Wien-Schwechat. 
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Spaziergang durch den beliebten  
Nationalpark Donau-Auen in der Lobau.
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INFOS: Nähere Infos zum Projekt unter www.urbannatur.eu oder pamela.
strohmayer@wien.gv.at. Das Projekt wird im Rahmen des EU-Programms zur 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit Slowakei-Österreich durchgeführt.

Entwicklung von Erholungsangeboten für  
städtische Naturschutzgebiete 

Urbane Natur
Innovative und nachhaltige Energielösung für Gemeinden am Beispiel „Kitzbühel“ 

Zielsetzung Unabhängigkeit und Ressourcennutzung
Die Bezirkshaupt- und Tourismusstadt Kitzbühel hat es sich zum Ziel gesetzt, 
künftig auf die Nutzung der vorhandenen Ressourcen und auf Nachhaltigkeit zu 
setzen. Klare Ziele sind die Hausbrandemissionen und die Betriebskosten zu re-
duzieren sowie durch die Erfüllung des EU-Abkommens „Europa 2020“ in die 
Praxis umsetzen. Daraus ergibt sich ein verstärkter Fokus auf erneuerbare 
 Energien wobei die Nutzung der eigenen vorhandenen Energieressourcen im Vor-
dergrund steht. Ein daraus resultierendes Ziel ist die Unabhängigkeitsschaffung 
vom Energiemarkt und somit den Stadtbewohnern und Ge  wer  be treibenden eine 

günstige Alternative 
zur Wärmeversor-
gung zu bieten. Ein 
weiteres Ziel ist es 
die zu errichtenden 
Heizhäuser optisch 
unauffällig in das 
Ortsbild zu integrie-
ren. Vom TB Pro-Plan 
GmbH aus Kitzbühel 
wurde ein  speziell 

zugeschnittenes Gesamtkonzept zur ganzjährigen Versorgung des Stadtkerns mit 
Wärmeenergie entwickelt. Als Ergebnis wurde ein Langzeit projekt in einem zeit-
lichen Rahmen von 10 bis 15 Jahren vorgestellt, indem die Nutzung der vorhan-
denen regenerativen Energiequellen im Vordergrund steht. Für Kitzbühel wurde 
daher eine schrittweise „Modulbauweise“ konzi piert. Das heißt, dass die einzel-
nen Energieressourcen mit kleinen Heizwerken in ein gemeinsames Fernleitungs-
netz einspeisen. Der Vorteil gegenüber einer Großanlage liegt bei kleineren Bau-
etappen, schrittweiser Heranführung der Abnehmer an das Prinzip Fernwärme 
und Ausnützung der vorhandenen Energie. Als Energiequellen für Kitzbühel 
 stehen eine Reihe von Möglichkeiten zur Verfügung. So zum Beispiel die ge-
samtheitliche Verwertung der lebenden Biomasse im Sinne von Hackgut aus 

Stamm- und Wipfelholz, Ästen und Sträuchern. Auch die Nutzung von Energie aus 
Bioabfällen und häuslichen Abwässern zur Strom – und gleichzeitiger Wärme-
erzeugung oder die Verwendung von industrieller Abwärme könnten einzelne 
Module darstellen. Als weiteres Modul könnte die Erdwärme in  Kombination mit 
Absorptionswärmepumpen und Photovoltaikanlagen folgen wobei weitere 
Zukunfts technologien nicht ausgeschlossen sind. Es würden so 3 bis 5 Modul-
bausteine zur Versorgung des Stadtkerns von Kitzbühel entstehen. Mit dem 
 Konzept konnten weitere positive Rahmenaspekte, wie die Möglichkeit zur 
 Schaffung einer kontrollierten Wald- und Landschaftspflege und die damit ent-
stehenden Erwerbseinkünfte für die Land- und Forstwirtschaft, aufgezeigt 
werden. Nebenbei bleibt die Wertschöpfung in der Region und die Umwelt wird 
für die nächsten Generationen geschont. 

Startprojekt – Modul 01 – Wärmeenergie auf Basis Verbrennung von Wald-
hackgut

Als erster Baustein wurde die Wärmeversorgung der stadteigenen Großobjekte 
wie Schulen, Kindergarten, Altenwohnheim und Ärztehaus sowie auch der 
 umliegenden Wohnhäuser umgesetzt.  Als Energiequelle wird Hackgut aus 
Stamm holz herangezogen. Die Anlage wurde  in die bestehenden Räumlichkeiten 
der Hauptschule mit baulichen Adaptierungen aufgenommen. Somit ist ein erster 
wesentlicher Schritt gelungen. Das Fazit lautet daher, dass ge samtheitliche Ener-
gielösungen für Gemeinden bedarfsgerecht und an die Gegebenheiten anpassbar 
und sinnvoll sind. (siehe: http://www.kitzbuehel-tv.at/webTV/Kitzbuehel/ 
erstes-modul-der-kitzbueheler-fernwaermeversorgung-betrieb.html) 
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Das Bundeskanzleramt ist aufgrund sei-
ner Rolle als Koordinationsstelle für IKT-
Sicherheit Initiator von zahlreichen Ak-
tivitäten im Bereich Cyber-Sicherheit. 
Diese reichen von der Sensibilisierung der 
Bevölkerung bis zur Einrichtung von ope-
rativen Strukturen für den Anlassfall. 
 Einige Beispiele dafür:
Seit dem Jahr 2008 besteht das Gov-
CERT (Government Computer Emer-
gency Response Team). Es ist eine Sicher-
heitsplattform und eine Koordinierungs-
stelle für den Schutz von Informations- 
und Kommunikations-Netzen für die öf-
fentliche Verwaltung. Das GovCERT hat 
bislang 30 Mitglieder, die durch verschie-
dene Services miteinander verbunden 
sind. Durch Teilnahme an Mailinglisten, 
durch Informationsveranstaltungen oder 
gemeinsame Cyber-Übungen entsteht ein 
Miteinander, vor allem aber durch das 
Gefühl immer jemanden an seiner Seite 
zu wissen, wenn es wirklich brennt. Und 
weil es immer öfters brennt haben wir so-
gar eine IKT Feuerwehr für Notfälle be-
reitstehen. Sie soll Hilfe bereitstellen 
wenn bereits Viren und Trojaner im Netz-
werk grassieren. 

Die Leistungen eines CERTs bestehen 
vor allem 
•	aus	vorbeugenden	Maßnahmen:	
- dazu gehören Mechanismen zur 
 Früherkennung 
- die Vorbereitung von 
	 Gegenmaßnahmen	für	Notfälle	
- eine Sensibilisierung für 
 Cyber-Sicherheit 
•	und	aus	der	Behandlung	von	
 sicherheitsrelevanten Vorfällen:

- mit einer Erkennung und Analyse 
 des Vorfalls
-	dem	Einleiten	von	Gegenmaßnahmen
 und einer ausführlichen Nachbereitung

Bricht trotzdem alles zusammen und ist 
keine Kommunikation und kein Daten-
zugri� mehr möglich, so stellt das Gov-
CERT ein Notfallversorgungssystem zur 
Verfügung. Damit gibt es selbst im 
schweren Krisenfall die Möglichkeit, Sys-
teme der ö�entlichen Verwaltung wieder 
in einen Notbetrieb zu bringen und da-
mit die Bevölkerung mit dem Nötigsten 
zu versorgen.
Übrigens: alle Gemeinden sind über den 
Städte- und Gemeindebund im Gov-
CERT vertreten und können direkt an 
operativen Services teilnehmen. 
http://www.digitales.oesterreich.gv.at/
site/6828/default.aspx

Das GovCERT ist national, europaweit 
und international bestens vernetzt. Es ist 
etwa Mitglied im österreichischen CERT-
Verbund, im deutschsprachigen DACH-
CERT-Verband und exklusives Mitglied 
in der European Government CERT 
Group. Diese Gruppe gilt derzeit als die 
weltweit e�zienteste Vereinigung in der 
Bekämpfung von Cyber-Bedrohungen. 
Näheres über Aktivitäten des österreichi-
schen GovCERTs kann man im jährlich 
erscheinenden Sicherheitsreport nachle-
sen: http://www.digitales.oesterreich.
gv.at/DocView.axd?CobId=49429

Die Einrichtungen, Netze und Versor-
gungssysteme der strategisch wichtigen 
Infrastrukturen (z.B. Wasserversorgung, 

Energieversorgung) sind unverzichtbare 
Lebensadern der österreichischen Gesell-
schaft. Diese Infrastrukturen sind heute 
direkt abhängig von der zugrundeliegen-
den IKT. Sie bedürfen besonderer Schutz-
vorkehrungen. Eine davon ist der soge-
nannte Austrian Trust Circle, eine Initia-
tive von CERT.at und dem österreichi-
schen Bundeskanzleramt. Im Rahmen 
von	regelmäßigen	Treffen	im	Bereich	der	
strategischen Infrastrukturen (Gesund-
heit, Transport, Finanz, Industrie und 
Energie) gibt es damit erstmals einen 
branchenspezi�schen wie auch sektor-
übergreifenden Informationsaustausch 
zum �ema Cyber-Sicherheit und ge-
meinsame Projekte im Sicherheitsbereich.
http://www.austriantrustcircle.at

Seit 2007 gibt es eine „Bibel“ für Infor-
mationssicherheit in Österreich. Das 
 österreichische Informationssicherheits-
handbuch wird durch das Bundeskanzler-
amt in Kooperation mit dem Zentrum 
für sichere Informationstechnologie Aust-
ria (A-SIT) ständig weiterentwickelt. 
Ohne den Einsatz von informationstech-
nischen Systemen sind heute weite Be-
reiche des täglichen Lebens nicht mehr 
funktionsfähig. Das österreichische Infor-
mationssicherheitshandbuch beschreibt 
die Etablierung eines umfassenden Infor-
mationssicherheits-Managementsystems, 
um den Umgang mit Informationen in 
Unternehmen und in der ö�entlichen 
Verwaltung sicher zu gestalten. 
Das Sicherheitshandbuch ist in seiner ak-
tuellen Version online abrufbar und eig-
net sich solcherart hervorragend als Nach-
schlagwerk zu einer Fülle von �emen im 

Bundeskanzleramt  
und Cyber-Sicherheit
Österreich hat sich in den letzten Jahren durch die vielfältigen Optionen der 
Informations- und Kommunikationstechnologie rasant entwickelt. Es gehört zu 
den obersten Prioritäten Österreichs, mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
national und international an der Absicherung dieses Cyberraums zu arbeiten.
DI Franz Vock, E-Government-Recht, Organisation und Internationales, Bundeskanzleramt Österreich
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Bereich der Informationssicherheit:
https://www.sicherheitshandbuch.gv.at

Der weltweite Schaden, der jährlich auf-
grund von Internetangri�en entsteht, 
wird auf gigantische 750 Milliarden Euro 
geschätzt. Alleine in Österreich wurde 
2010 durch Internetbetrug ein Schaden 
von 5,7 Millionen Euro gemeldet – die 
Dunkelzi�er dürfte jedoch weitaus höher 
liegen. Um mit einer solchen Bedro-
hungsdimension zurechtzukommen, ist es 
wichtig, ein gemeinsames Verständnis in 
den �emenbereichen Vorbeugung und 
Abwehr von Cyber-Bedrohungen zu er-
langen und ein Zusammenrücken aller 
Kräfte zu fördern. Aus diesem Grund 
startete das Bundeskanzleramt im No-
vember 2011 die Erarbeitung der „Natio-
nalen IKT-Sicherheitsstrategie Öster-
reich“. Gemeinsam mit 130 VertreterIn-
nen aus Wirtschaft, Wissenschaft und öf-
fentlicher Verwaltung ist es innerhalb we-
niger Monate gelungen, das �ema Cy-
ber-Sicherheit in Österreich aufzuarbei-
ten. Die im Rahmen der IKT-Sicherheits-
strategie behandelten Aspekte reichen von 
Bildung, Forschung, Sensibilisierung und 
Judikatur über technische und organisato-
rische Belange österreichischer Unterneh-
men bis hin zur Absicherung strategisch 
bedeutender Einrichtungen Österreichs. 
Die neue Strategie optimiert die Sicher-
heit und die Widerstandskraft der öster-
reichischen Infrastrukturen sowie der 
Leistungen im Cyber-Raum. 
Die in den Arbeitsgruppen entwickelten 
Ziele und Maßnahmen werden mit den 
Aktivitäten der anderen Ressorts abge-
stimmt und sollen im Rahmen der ÖSCS 
(Österreichische Strategie für Cyber- 
Sicherheit) zu einer gemeinsamen Umset-
zung führen. Die ÖSCS wird gerade un-
ter Federführung des Bundeskanzleramts 
erarbeitet und soll Ende 2012 von der 
 österreichischen Bundesregierung verab-
schiedet werden. 
http://www.digitales.oesterreich.gv.at/
DocView.axd?CobId=47986

Damit im Ernstfall Krisenpläne funktio-
nieren, muss man sie testen. Das Bundes-
kanzleramt nimmt seit Jahren als Öster-
reichs Vertreter an internationalen Cyber-
Übungen teil. Die letzte Übung war die 

„Cyber Europe 2012“. Sie fand Anfang 
Oktober 2012 statt und war die bislang 
größte Übung der EU mit 27 teilneh-
menden Staaten und 350 Unternehmen 
aus Verwaltung und Wirtschaft. 
Parallel zu dieser Übung wurde in Öster-
reich vom Bundeskanzleramt eine natio-
nale Cyber-Übung (bezeichnet als CE.
AT2012) geplant und mit der internatio-
nalen Übung synchronisiert. Es war in 
Österreich erst die zweite Cyber-Übung 
dieser Art. Die TeilnehmerInnen kamen 
aus den Bereichen „Internet Service Pro-
vider“ und „Finanzwirtschaft“. Erprobt 
wurde ein Szenario, in dem durch massi-
ven Angri� auf Unternehmensserver und 
Verwaltungen bedeutende Services euro-
paweit zusammenbrechen: das wäre eine 
sehr prekäre Situation in Europa, mit er-
heblichen Auswirkungen auf die Bevölke-
rung. Nur durch gemeinsames länder-
übergreifendes Handeln kann eine solche 
Bedrohung abgewendet werden.
Die Übung ist insgesamt hervorragend 
verlaufen. Sie hat sehr viele Erkenntnisse 
gebracht. Eine davon ist: das nächste Mal 
sollen auf alle Fälle auch Bundesländer, 
Städte und Gemeinden mitmachen.
Die Hackerangri�e in jüngster Zeit haben 
gezeigt, dass Informations- und Kommu-
nikationssysteme verletzbar sind. Laufend 
kommt es zu Cyber-Sicherheitsvorfällen. 
Unter dem Namen „Anonymous“ hat 
sich eine Bewegung gebildet, die mittels 
Einbrüchen und dem Verö�entlichen von 
geheimen Daten gezielt Firmen und Re-
gierungen angreift. Diese Vorfälle haben 
auf eindrucksvolle Weise gezeigt, wie 
schnell sensible Daten der ö�entlichen 

Verwaltung in falsche Hände geraten 
können. 
Oftmals sind es nur Kleinigkeiten, die 
man zu beachten hat, um derartig uner-
wünschte O�enlegungen von Daten bzw. 
Zugängen zu Systemen besser abzusi-
chern. Um dieses Wissen Bediensteten 
der ö�entlichen Verwaltung näherzubrin-
gen, initiiert das Bundeskanzleramt an-
lassbezogen immer wieder Sensibilisie-
rungsaktionen zum �ema Cyber-Sicher-
heit. Im Rahmen des letzten Vorfalls wur-
den zwei Broschüren herausgegeben und 
an die ö�entliche Verwaltung verteilt. 
Der Folder „Sind Sie sicher?“ ist eine 
Empfehlung für sicheres Verhalten in der 
ö�entlichen Verwaltung (http://www.di-
g i ta le s .oes terre ich.gv.at /DocView.
axd?CobId=49428). Die „Checkliste für 
Sofortmaßnahmen für E-Service-Betrei-
ber“ in der ö�entlichen Verwaltung ist 
eine Verhaltensempfehlung für Mitarbei-
terInnen von Ministerien, wie man Server 
gegen Angri�e robust macht. Sie wird 
gerne auf Anfrage zugesandt.
Abschließend sei eine neue wesentliche 
und zentrale Informationsquelle für alle 
�emen in Österreich rund um Cyber- 
Sicherheit angekündigt: Das IKT-Sicher-
heitsportal hat das Ziel, Cyber-Informati-
onen aller wichtigen Portale zu spiegeln 
und damit die wichtigsten Daten zu IKT-
Sicherheit in Österreich von einem Ein-
stiegsportal aus abrufbar zu machen. Das 
IKT-Sicherheitsportal wird in einer ersten 
Version Ende 2012 online geschalten. 
Der Link zum Portal wird auf „Digitales 
Österreich“ bekanntgegeben. 
http://www.digitales.österreich.gv.at ■

Bundeskanzleramt  
und Cyber-Sicherheit
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Als Mitglied der europäischen Initiative 
„EuroTest“ führte der ÖAMTC gemein-
sam mit 17 Partnerländern die EuroTest-
Umfrage „Road Sign“ durch, bei der er-
hoben wurde, wie Verkehrszeichen von 
VerkehrsteilnehmerInnen wahrgenom-
men und beurteilt werden. In weiterer 
Folge wurden vom ÖAMTC in Öster-
reich bereits drei Städte dabei begleitet, 
ihren „Schilderwald“ zu durchforsten. 
Dabei ging es weniger darum, welche 
Schilder man entfernen sollte, sondern 
vor allem um die Frage, welche Verkehrs-
zeichen und andere Schilder überhaupt 
zur Orientierung und Verkehrsorganisa-
tion notwendig sind. Die vom ÖAMTC 
in der Stadt Langenlois präsentierten, ein-
schlägigen Bilder unnötiger bzw. falsch 
installierter Verkehrszeichen waren für die 
Stadtverantwortlichen schließlich auch 
Auslöser dafür, den eigenen „Schilder-
wald“ einer Analyse zu unterziehen. 
Die Stadt Langenlois liegt im Kamptal 
und hat zirka 7.500 EinwohnerInnen, 
von denen rund die Hälfte unmittelbar 
im Stadtzentrum wohnt. Das Projekt 

„Schilderwald“ �el mit einer Zeit der 
Stadterneuerung zusammen, in deren 
Entscheidungsprozesse auch die Bürger-
innen und Bürger eingebunden waren.
Unter konstruktiver Zusammenarbeit mit 
der Bundeshauptmannschaft und der Po-
lizei bzw. der Straßenmeisterei wurde in 
einem ersten Schritt mit der Abdeckung 
von Verkehrszeichen begonnen. Verhüllt 
wurden dabei möglichst viele Verkehrszei-
chen – rund 300 der insgesamt 800 Ver-
kehrszeichen in Langenlois. Nur die für 
den Verkehrsablauf notwendigsten blie-
ben frei. 
Nicht verhüllt wurden:

• Wegweisung
• Vorrangregelung – Stoppschilder
• Einbahnregelung
• Baustellen
• Fußgängerübergänge
• Vorgeschriebene Fahrtrichtung
• Geschwindigkeitsbeschränkung
• Werbetafeln
• Straßennamen-Schilder

Die Information der Bevölkerung erfolgte 
im Amtsblatt, in den amtlichen Nach-
richten und über weitere Medien sowie 
eine Info-Hotline. In der eigentlichen 
 Aktionswoche im Sommer 2011 wurde 
nochmals eine intensive Informations-
kampagne durchgeführt. 
Bürgermeister Hubert Meisl (V) erklärte, 
man wolle mit der Aktion verdeutlichen, 

wie viele Verkehrszeichen eigentlich am 
Straßenrand stehen, prüfen, ob diese 
überhaupt wahrgenommen werden, und 
hinterfragen, ob sie vielleicht entbehrlich 
sind.
Im Rahmen des Projekts wurde dement-
sprechend ein umfassender Katalog für 
die Verkehrszeichen erstellt, von denen 
 jedes einzelne auf seine Notwendigkeit 
überprüft wurde. Das Feedback der Be-
völkerung lautete, dass man teilweise gar 
nicht mehr wisse, welches Verkehrsschild 
sich eigentlich unter der Abdeckung be-
�nde. Es wurden sogar von der Bevölke-
rung selbst noch Empfehlungen ausge-
sprochen, weitere Schilder genau zu prü-
fen bzw. umgehend zu entfernen.
„Die Zustimmung der Bevölkerung zum 
Projekt war groß und Verkehrsprobleme 
blieben erwartungsgemäß aus. Der Weg 
zu einer sinnvollen Beschilderung der 
Stadt ist somit geebnet“, beurteilte 
ÖAMTC-Verkehrstechniker Markus 
Schneider den Verlauf (www.oeamtc.at) 
und ergänzte: „Seit Jahren ist es uns ein 
Anliegen, die Flut an Verkehrsschildern 
einzudämmen.“ Erfahrungswerte für das 
Projekt lieferten unter anderem Eisen-
stadt und Hallein, wo der ÖAMTC be-
reits vor Jahren für eine verständliche Be-
schilderung gesorgt hatte. Nun war Lan-
genlois an der Reihe, aufzuzeigen, dass 
weniger Verkehrsschilder für mehr Sicher-
heit im Verkehr sorgen. „Der Verlauf der 
Aktionswoche bestätigt, dass Verkehrsteil-

nehmerInnen mit zusätzlichen Freiräu-
men verantwortungsbewusst umgehen 
können und weniger Schilder die Si-
cherheit auf den Straßen nachhaltig er-
höhen können“, fasste ÖAMTC-Ex-
perte Schneider das Projekt zusammen.
Zu viele Verkehrszeichen überfordern 
die VerkehrsteilnehmerInnen, denn die 

Mehr Verkehrssicherheit durch 
weniger Verkehrszeichen 
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Statt Schilder gibt es gelbe Linien  
– dafür sprechen sich Herbert Prandtner 
(Leiter der Polizeiinspektion Langenlois),  
Bürgermeister Hubert Meisl und der  
Chef der Überwachungsfirma Securop,  
Herbert Stitz, aus.

„(K)ein Schild in Langenlois“: Ein ÖAMTC-Projekt hinterfragt die Wahrnehmung von Verkehrs- 
zeichen – dienen sie zur Orientierung oder sind sie lediglich ein „Schilderwald“?
StR Ing. Thomas Redl, Stadtgemeinde Langenlois
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menschliche Aufnahmekapazität ist be-
grenzt. Nur drei Objekte können gleich-
zeitig wahrgenommen werden – neben 
dem Straßenraum an sich und anderen 
VerkehrsteilnehmerInnen stößt man mit 
einem Übermaß an Verkehrszeichen 
schnell an seine Grenzen. Überforderung 
kann Fehlverhalten und Fehlreaktionen 
zur Folge haben und eine Gefahr für alle 
VerkehrsteilnehmerInnen darstellen.
Nach der Aktionswoche kam es in Lan-
genlois zur endgültigen Demontage von 
insgesamt 180 Verkehrsschildern (22%), 
die einem der folgenden Kriterien ent-
sprachen:

• „überflüssige“ Verkehrszeichen
• doppelte Anbringung von  

Verkehrszeichen
• Mehrfachvermittlung der 
 Information
• Umgestaltung des Straßenraums
• Änderung der Verkehrssituation

Des Weiteren kam es auch zur  
Aufhebung von Verordnungen.
Die Aktionswoche in Langenlois legte 
den Grundstein für weitere Bemühungen 

seitens der Stadtgemeinde. Von der Aus-
dünnung des Schilderwalds überzeugt, 
sollen in Zukunft weitere Beobachtungen 
in den fünf Katastralgemeinden durchge-
führt werden, um anschließend über�üs-
sige Verkehrsschilder zu entfernewn.
Am 1. Juni 2011 ist zudem eine Novelle 
der Straßenverkehrsordnung in Kraft ge-
treten, die als neue Bestimmung enthält, 
dass Park- und Halteverbote nun auch 
durch Bodenmarkierungen kundgemacht 
werden können. Wels, Linz und Klagen-
furt verwenden diese bereits – nun wird 
von dieser Möglichkeit auch in der Stadt 
Langenlois Gebrauch gemacht, um die 
vorhandenen Verkehrsschilder noch wei-
ter zu reduzieren. 
Durchgehende, nicht unterbrochene Li-
nien stehen dabei für Halteverbote, un-
terbrochene gelbe Linien für das Parkver-
bot. Sind die Linien aufgrund von Schnee 
oder Schmutz nicht erkennbar, gilt das 
Verbot allerdings nicht. In der Über-
gangsphase weisen Aufkleber auf den ver-
hüllten Verkehrsschildern auf diese Neue-
rung hin. 
Die Polizeiinspektion Langenlois und der 
Sicherheitsdienst Securop werden in der 

nächsten Zeit FalschparkerInnen noch 
kein Strafmandat „verpassen“, sondern 
mit einem Hinweiszettel auf diese Neue-
rung aufmerksam machen. 
Es wird aber weiterhin, an die Eigenver-
antwortung der FahrzeuglenkerInnen ap-
pelliert: denn das verkehrsbehindernde 
Abstellen von Autos kann selbstverständ-
lich immer abgestraft werden. Durch das 
„Lichten des Schilderwaldes“ zeigt die 
Stadtverwaltung aber ihre Bemühungen 
um eine größere Übersichtlichkeit und 
bessere Wahrnehmung der Ge- und Ver-
bote im Straßenverkehr. ■

Projektpartner:
• ÖAMTC / DI Markus Schneider
• Bezirkshauptmannschaft Krems
• Polizeiinspektion Langenlois
• Straßenmeisterei Langenlois
• Securop
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Bürgermeister Hubert Meisl 
setzt sich gegen „überflüs-
sige“ Verkehrszeichen ein.
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Für eine Stadt oder Gemeinde tätig zu 
sein, ist eine besonders verantwortungs-
volle Aufgabe. Und sie kann mitunter Ri-
siken haben. Markantestes Beispiel aus 
der jüngsten Vergangenheit: Wer stellt si-
cher, dass das neue multifunktionale Ver-
anstaltungszentrum barrierefrei und da-
mit für alle zugänglich ist? Oder: Wie 
kann man sicher sein, dass der Auftrag 
korrekt vergeben wurde, die Kosten der 
Hauptplatzgestaltung nicht unerwartet 
„explodieren“ und damit eine „negative 
Presse“ nach sich ziehen. 
Die Liste an Stolpersteinen im kommu-
nalen Alltag ist lang und lässt sich belie-
big fortsetzen. Aber es sind nicht nur 
kleine Misslichkeiten, die die Tätigkeit an 
verantwortlicher Stelle trüben können. 
Immer öfter sehen sich Kommunen und 
ihre obersten RepräsentantInnen mit Kla-
gen konfrontiert. SpitzenvertreterInnen 
von Städte- und Gemeindebund haben 
wiederholt darauf hingewiesen, „dass es 
in Österreich mehr und mehr zur Mode 
werde, Zivilklagen persönlich gegen Bür-
germeister bzw. Bürgermeisterinnen zu 
richten“. Denn ein Gemeindeoberhaupt 
kann speziell für Unfälle im Zusammen-
hang mit seiner Funktion als Baubehörde 
und bei Veranstaltungsgenehmigungen 
persönlich haftbar gemacht werden. 
Wichtig zu wissen ist dabei auch, dass 
man Verantwortung bzw. Haftungen 
nicht einfach auf AuftragnehmerInnen 
bzw. Erfüllungsgehilfen übertragen kann. 
Anforderungen und Standards müssen 
bekannt sein und angewendet werden. 

Normen geben Sicherheit
Es sind nicht nur Gesetze und Verord-
nungen, die – wenn sie eingehalten wer-
den – Verantwortlichen Sicherheit geben. 
Dabei spielen auch Normen (ÖNOR-
MEN) eine wichtige Rolle. Auch wenn 

Normen von ihrem Wesen „nur quali�-
zierte“ Empfehlungen sind, ist es nahelie-
gend, sie einzuhalten. Bei Ausschreibun-
gen und der Vergabe von Aufträgen ist 
eine Verwendung von Normen laut Bun-
desvergabegesetz verpflichtend. Man 
kann damit schnell und sicher den Stand 
der Technik nutzen und hat zudem die 
Gewähr, dass Entscheidungen einer späte-
ren Nachprüfung standhalten. Es gilt also 
das Gleiche wie für Unternehmen: Wer 
„nach Norm“ produziert, liefert oder 
Dienstleistungen erbringt, kann im 
Streitfall einfach und überzeugend nach-
weisen, alle Sorgfaltsp�ichten erfüllt zu 
haben. Somit sind Kommunen, die in 
vielen Bereichen durchaus unternehmeri-
sche Verantwortung tragen – ihren Bürge-
rInnen gegenüber, aber auch gegenüber 
Land und Bund –, gut beraten, sich an 
Normen zu orientieren und darauf zu 
achten, dass diese eingehalten werden. 
Denn Normen begegnet man in vielen 
Bereichen: bei den schon erwähnten Ver-
gabeverfahren, bei Leistungsbeschreibun-
gen, bei Abnahme oder Prüfung oder bei 
der Verfolgung bzw. Abwehr von Ansprü-
chen (Claim Management). Sie bieten er-
probtes Know-how bei der Lösung neuer 
Aufgaben, etwa bei der Gestaltung der 
neuen Straßenbeleuchtung. Ebenso wird 
in Bundes- und Landesgesetzen auf mehr 
als 2.000 ÖNORMEN Bezug genom-
men.

Die Norm, das unbekannte Wesen
Dennoch: Normen sind in der Verwal-
tung österreichischer Städte und Gemein-
den großteils eine oft unbekannte Größe. 
In Kommunen mit bis zu 10.000 Ein-
wohnerInnen ist die Versorgung mit Nor-
men, wie eine jüngste Erhebung bei Aust-
rian Standards ergeben hat, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, als „nicht vorhan-

den bis gering“ einzustufen. In den Ge-
meinden mit über 10.000 EinwohnerIn-
nen zeigt sich zwar immer noch eine ge-
ringe, aber verstärkt auch eine „ausrei-
chende“ Versorgung. Lediglich Wien, 
Innsbruck und St. Pölten haben bereits 
eine vollständige Deckung ihres Normen-
bedarfs, zusammen mit einem technisch 
ausgereiften Management-System, das si-
cherstellt, dass die Normen allen relevan-
ten Stellen zugänglich sind. 
Noch etwas hat sich gezeigt: In Kommu-
nen wird nicht selten noch immer mit Pa-
pierversionen gearbeitet. Das heißt, die 
notwendigen Dokumente werden entwe-
der zentral abgelegt oder sind auf einzelne 
Abteilungen verstreut. Der Zugang ist da-
mit aufwändig, und es ist nicht gewähr-
leistet, dass die vorhandenen Normen auf 
aktuellem Stand sind. In der Regel gibt es 
auch kein ausreichendes Budget für Neu-
bescha�ung oder Aktualisierung bzw. 
keine Stelle, die dafür verantwortlich 
wäre.

Ziel: Ausreichendes kommunales 
Normen-Know-how
Das zeigt, dass Normen im Alltag der ös-
terreichischen Gemeinden und Städte 
noch nicht wirklich angekommen sind 
bzw. noch nicht das Potenzial entfalten 
können, das sie für eine sichere und ver-
antwortungsvolle Verwaltung bieten. 
Deshalb evaluieren derzeit der Österrei-
chische Städtebund und Austrian Stan-
dards gemeinsam das �ema „kommu-
nale Normenversorgung“, um in Zukunft 
ausreichende Kenntnis und Verfügbarkeit 
der für Kommunen relevanten Standards 
sicherzustellen. 
„In einer ersten Informationsphase geht 
es darum, bewusst zu machen, warum 
Normen für eine moderne Gemeindever-
waltung wichtig sind“, wie dazu Mag. 

Normen sind erprobtes Know-how
Wer haftet für Schäden, die durch umgestürzte Bäume entstehen?  
Wer übernimmt die Verantwortung, ob kommunale Spielplätze oder 
Schwimmbäder ausreichend sicher sind? – Fragestellungen, die aufzeigen, 
warum sich Österreichs Kommunen mehr mit Normen befassen sollten.
Dr. Johannes Stern, Österreichisches Normungsinstitut
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(FH) Werner Hunger von Austrian Standards ausführt. 
Ziel ist dabei, das Wissen und die Notwendigkeit für 
nachhaltige Lösungen, wie sie mit Hilfe von Normen er-
reicht werden können, zu erhöhen. In einem weiteren 
Schritt werden gemeinsam mit Austrian Standards bei in-
ternen Recherchen relevante Normen oder Fachbereiche 
identi�ziert und die fachlich Verantwortlichen dabei un-
terstützt, ihren tatsächlichen laufenden Bedarf zu konkre-
tisieren. Relevante Normen werden dann erfasst und um 
organisatorische Punkte ergänzt, etwa: Wer ist für die 
Normen verantwortlich? Wer muss Zugang zu den Doku-
menten haben? 
Auf Basis der organisatorischen Anforderung und einer 
zentralen Normenliste wird mit Austrian Standards eine 
individuelle Gesamtlösung abgestimmt, um einen schnel-
len und einfachen Zugang für alle AnwenderInnen und 
Verantwortlichen zu aktuellen Normen zu installieren, 
beispielsweise mit Hilfe des Online-Normenmanagement-
systems „e�ects 2.0“. Damit steht dann der praktischen 
Einrichtung einer Online-Normenmanagementlösung 
und eines elektronischen Normenportfolios nichts mehr 
im Wege. Praxisorientierte Schulungen der UserInnen und 
des internen Administrators gehören ebenso dazu wie lau-
fende Betreuung und Support sowie ein Update-Service, 
wenn Normen aktualisiert werden. 
Damit kann eine Vollversorgung mit ÖNORMEN sicher-
gestellt werden. Das umfasst eine digitale Bibliothek, 
Möglichkeit zur Erweiterung des Bestands, interne Ver-
vielfältigung sowie eine Sicherstellung der Aktualität 
durch automatische Wartung und Information über rele-
vante Neuerscheinungen/Aktualisierungen. 
Die Kosten eines solchen Systems sind für die Kommunen 
wesentlich günstiger als der Einzelbezug von Normen mit 
oft aufwändigem Bestellvorgang. „Und die teuersten Nor-
men“, so Mag. Hunger, „sind immer jene, die man nicht 
vorher angewendet hat, sondern die man erst dann heran-
zieht, wenn ein Schadens- oder Haftungsfall eingetreten 
ist.“ ■

Normen sind erprobtes Know-how GRV LUTHE Austria Kampfmittelbeseitigung GmbH
Innsbrucker Bundesstraße 73
A-5020 Salzburg
www.grv-luthe.com
Geschäftsführer: Herr Dipl.Ing. Andreas Kuhnt
Telefon: (+43) 0664/116 25 36
E-mail: a.kuhnt@grv-luthe-austria.com

ERFOLG durch Know-how
UNTERNEHMENSGEGENSTAND
Die GRV LUTHE Austria Kampfmittelbeseitigung 
GmbH ist auf die Realisierung ingenieurtechnisch 
anspruchsvoller Projekte spezia lisiert. Unsere Mit-
arbeiter in Salzburg und St. Pölten verfügen über 
die erforderliche Kernkompetenz bei gleichzeitig 
hoher Flexibilität.

LEISTUNGSPROFIL
Im Bereich der Kampfmittelräumung gehört die 
GRV LUTHE Austria Kampfmittelbeseitigung 
GmbH zu den führenden Unternehmen in Öster-
reich. Das angebotene Leistungsspektrum er-
streckt sich über Vermessung, computergestützte 
Sondierung, Baubegleitung, Bohrlochsondierung, 
Flächenräummaßnahmen und Identifizierung und 
Bergung der Kriegsrelikte. Die GRV LUTHE Austria 
Kampfmittelbeseitigung GmbH konzentriert sich 
auf Aufträge einerseits mit enger Behördenüber-
wachung und komplexen Rahmenbedingungen 
und andererseits auf die Erfüllung von Aufträgen 
privater in- und ausländischer Auftraggeber. 
Im Leistungsprofil Kampfmittelentsorgung werden 
durch das verbundene Unternehmen DYNASAFE 
Sales & Operations GmbH Dienstleistungen für in- 
und ausländische öffentliche Auftraggeber und für 
private Auftraggeber erbracht. Fragen zur Entwick-
lung und Lieferung von Anlagen zur Vernichtung 
von Munition, Fundmunition und Gegenständen 
mit Explosivstoff kann ihnen Herr Dipl.Ing. Andreas 
Kuhnt beantworten. 

IHRE SICHERHEIT, UNSERE MASSEINHEIT
Besuchen Sie uns auf unserer Internetseite!
www.grv-luthe.com
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INFORMATIONEN UND BERATUNG:
Mag. (FH) Werner Hunger, Key Account Manager
Austrian Standards plus GmbH, 
E-Mail: werner.hunger@as-plus.at, Tel. 01/213 00-624 
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Wer einen eigenen PC besitzt, ist gut be-
raten, sich um die Sicherheit seiner Com-
putersysteme zu kümmern. An oberster 
Stelle stehen professionelle Antivirenpro-
gramme und Firewalls, welche einfache 
Angri�e von außen abwehren können. 
Damit soll verhindert werden, dass soge-
nannte Trojaner verdeckt die Kontrolle 
über den Computer übernehmen, um so 
an Passwörter und Kontodaten des/der 
Benutzers/Benutzerin zu gelangen. Mit 
den erwähnten professionellen Antiviren-
programmen und Firewalls, verbunden 
mit den aktuellen Updates des Betriebs-
systems, ist ein erheblicher Schaden be-
reits abgewehrt.

Vorgetäuschte Überprüfungen
Gefährlich ist es für UserInnen, E-Mails 
zu ö�nen, deren Absender unbekannt sind 
oder die andere Absender vortäuschen. 
Computerviren und schädliche Pro-
gramme be�nden sich oftmals in E-Mail-
Anhängen und Gra�ken. Daher gilt es, 
diese E-Mails nicht zu ö�nen und sogleich 
für immer vom Computer zu löschen. 
Vorsicht ist auch bei E-Mails von angebli-
chen Kreditinstituten und Banken ange-
bracht. Dabei werden Sicherheitsüberprü-
fungen vorgetäuscht, die verlangen, dass 

man personenbezogene Daten zu beste-
henden Konten und Kreditkarten eingibt. 
Grundsätzlich gilt, bei der Erstellung von 
Passwörtern sehr kreativ zu sein und nicht 
einfach das Geburtsdatum des Partners, 
der Eltern oder der Kinder zu verwenden. 
Je länger das Passwort, umso schwieriger 
ist es zu entzi�ern. Empfehlenswert sind 
zumindest acht Stellen.

Shopping im Internet 
Im Jahr 2010 haben 42 Prozent der Öster-
reicherInnen Waren und Dienstleistungen 
über das Internet bestellt. Der „Marktplatz 
Internet“ wird aber auch von Internetbe-
trügerInnen genutzt. 
Zahlreiche TäterInnen bieten begehrte 
 Waren an: vom Gebrauchsgegenstand bis 
hin zum Sportwagen und Oldtimer – zu 
erheblich günstigeren Preisen. Diese 
Schnäppchenpreise sollen die KäuferInnen 
dazu animieren, ein Kaufgeschäft zu täti-
gen und sich dieses durch Vorauszahlungen 
oder Anzahlungen zu sichern. Die ver-
meintlich gekaufte Ware existiert über-
haupt nicht. Kaufen Sie in o�ziellen On-
line-Shops, denn hier ermöglichen Bewer-
tungen, Rückschlüsse über die Verkäufer-
Innen zu ziehen. Auch die Bezahlungs-

möglichkeiten geben wichtige Informatio-
nen über die Seriosität. Sollten Sie Konto-
daten und Kreditkartendaten versenden, so 
achten Sie bitte darauf, dass diese Daten 
nur über eine verschlüsselte Verbindung 
gesendet werden. Dies ist erkennbar an den 
Buchstaben „https“ in der Adresszeile der 
Website und an einem Schloss- oder 
Schlüsselsymbol im Internet-Browser.

Wer ist seriös?
Zeichen für die Seriosität eines Online-
shops sind ein Impressum mit Anschrift 
der Firma, des/der Geschäftsführer/s/in 
oder einer Umsatzsteueridenti�kations-
nummer (UID-Nummer) sowie klare Ge-
schäftsbedingungen (AGB). KundInnen 
sollten auch die Datenschutzerklärung le-
sen. Manche Shops werden von unabhän-
gigen ExpertInnen geprüft und erhalten 
ein Zerti�kat oder Siegel. Auch die Kund-
Innen können Kontrolle ausüben: Auf 
Shopping-, Preisvergleichs- und Auktions-
seiten werden HändlerInnen beurteilt. In 
jedem Fall ist aber Vorsicht angebracht.
Weiterführende Informationen sowie 
„nicht zu empfehlende Websites“ bieten 
die verschiedenen nationalen und interna-
tionalen KonsumentInnenschutzorganisa-
tionen. Ein wichtiges Kriterium ist auch 
das österreichische E-Commerce-Gütezei-
chen: Den Shops, die mit diesem Gütezei-
chen zerti�ziert sind, können Sie aufgrund 
der strengen Prüfkriterien vertrauen. Bei 
der Jagd nach Internet-Schnäppchen sollte 
man aber immer besonders vorsichtig sein.

Geld in der digitalen Welt 
Beim Kauf von Waren im Internet ist allge-
mein Vorsicht geboten, insbesondere bei 
Vorauszahlung. Zur Bezahlung sollten 
Konto- oder Kreditkartendaten über eine 
verschlüsselte Verbindung übertragen wer-
den, erkennbar an den Buchstaben „https“ 
in der Adresszeile der Website und einem 
Schloss- oder Schlüsselsymbol im Internet-

Sicher im Internet
Das World Wide Web hat unser Leben im Hinblick auf Kommunikation und 
Information maßgeblich verändert. Den vielen positiven Aspekten stehen aber 
auch neue Formen der Kriminalität gegenüber. Die ÖGZ zeigt, wie man sich 
gegen Cyber-Crime schützen kann.
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Browser. Sichere Websites sind auch an ei-
ner grün hinterlegten Adresszeile oder an 
einem grün hinterlegten Zerti�katszeichen 
erkennbar, wenn sich die Betreiber�rma ei-
ner unabhängigen Prüfung unterzogen hat. 
Zahlungen können per Lastschrift, Kredit-
karte oder Rechnung erfolgen. 
Vorkasse per Überweisung ist zwar weit 
verbreitet, gilt aber generell als viel riskan-
ter. Eine gute Alternative zur Zahlung mit 
 Kreditkarte ist die Lieferung per Nach-
nahme. Die ist zwar meist etwas teurer, 
aber dafür sehr sicher, da man erst bezah-
len muss, wenn man das Paket in Händen 
hält.

Sicheres Onlinebanking
Beim Onlinebanking sollte man die o�zi-
elle Adresse der Bank immer direkt einge-
ben oder über eigene Lesezeichen, soge-
nannte Favoriten, aufrufen. Maßgeblich ist 
die Adresse, die die Bank in ihren o�ziel-
len Unterlagen angibt. Die Verbindung 
zum Bankcomputer muss wie bei Bezahl-
vorgängen verschlüsselt sein (erkennbar an 
den Buchstaben „https“ in der Adresszeile 

der Website). Für Überweisungen und an-
dere KundInnenaufträge sind Transakti-
onsnummern (TANs) nötig. In den Anfän-
gen des Online Banking konnten die Nut-
zerInnen einen solchen Code aus einer 
Liste frei wählen. Sicherer ist das iTAN-
Verfahren, bei dem die Codes nummeriert 
sind. Ein Zufallsgenerator der Bank be-
stimmt, welche TAN eingegeben werden 
muss. Noch weniger Chancen haben Kri-
minelle beim mTAN-Verfahren: Die TAN 
wird dem/der Kunden/Kundin aufs Handy 
geschickt und ist nur kurze Zeit gültig. 
Weitere Schutzverfahren sind eTAN und 
HBCI, bei denen der/die Kunde/Kundin 
als Zusatzgerät einen TAN-Generator oder 
ein Kartenlesegerät nutzt. PC-NutzerInnen 
sollten ihre Bank fragen und das mo-
dernste Verfahren wählen.

Was ist Phishing?
Vorsicht gilt, falls mehrere Transaktions-
nummern auf einmal abgefragt werden: 
Dann ist Phishing im Spiel. Phishing ist 
Diebstahl persönlicher Daten: über E-
Mails oder betrügerische Websites wird ver-
sucht, persönliche Daten oder Informatio-
nen wie Kreditkartennummern, Kennwör-
ter, usw. abzufragen. In diesem Fall infor-
mieren Sie bitte sofort Ihr Bankinstitut. 
Angebote im Internet oder per E-Mail, als 
Waren- oder Geldvermittler zu arbeiten, 
sind konsequent abzulehnen. Der Vermitt-
ler dient den Tätern zur Verschleierung ih-
rer Identität. Web-NutzerInnen, die sich 
auf dubiose Angebote einlassen und Waren 
oder Gelder weiterleiten, betreiben Beihilfe 
zum Betrug oder zur Geldwäsche und müs-
sen mit strafrechtlichen Folgen rechnen.

Privatsphäre 
Bei vielen Onlineservices müssen sich die 
NutzerInnen registrieren. Meist werden 
Benutzername und Passwort festgelegt. 
Man sollte nicht das gleiche Passwort für 
mehrere Dienste verwenden, wie etwa für 
E-Mail-Konten, Onlineshops und Com-
munitys. Je länger ein Passwort, desto 
schwerer ist es zu knacken. Es sollte min-
destens acht Zeichen lang sein und aus ei-
ner zufälligen Reihenfolge von Groß- und 
Kleinbuchstaben, Zahlen und Sonderzei-
chen bestehen. Man sollte auch keine Pass-
wörter auf dem PC speichern. Banken wer-
den ihre KundInnen nie nach Zugangsda-
ten fragen. Anfragen per E-Mail kommen 
in der Regel von BetrügerInnen.

Apps & Abos 
Man muss sich bewusst sein, dass Apps 
Kosten verursachen und sensible Nutzer-
Innendaten übertragen können. Dies kann 
oftmals passieren, ohne dass diese für die 
Funktion notwendig sind. Daher sollte 
man nur Apps über die o�ziellen App-
Shops installieren, wenn diese überprüft 
wurden. Bei Problemen können Apps mit-
tels Fernlöschung von Ihrem Handy ent-
fernt werden. Bei kostenlosen Apps ist 
ebenfalls Vorsicht geboten. 
Zurückhaltend sollte man bei Online-
diensten sein, bei denen eine Registrierung 
erforderlich ist. Neben der breiten Masse 
der seriösen Werbeangebote gibt es auch 
Fälle, bei denen versteckt Bestellungen 
oder Abo-Verträge abgeschlossen werden, 
ohne dass die NutzerInnen darüber Infor-
mationen erhalten. ■

Sicher im Internet

Sh
ut

te
rs

to
ck

Sh
ut

te
rs

to
ck

Sh
ut

te
rs

to
ck

Sh
ut

te
rs

to
ck

SICHERHEIT

10-37_Hauptteil_gB.indd   33 27.11.12   14:04



34  ÖGZ 12/2012 • 01/2013

Im November 2011 besetzen in der Lin-
dengasse in Wien-Neubau 30 Jugendliche 
ein Haus. Obwohl die Polizei sie via Laut-
sprecheransage zum Verlassen des Gebäu-
des au�ordert, will keiner der AktivistIn-
nen freiwillig gehen. Daraufhin marschie-
ren rund 100 Einsatzkräfte in das Haus – 
darunter Beamte der WEGA. Straßen im 
Umkreis der Lindengasse werden gesperrt. 
Die Räumung des Hauses �ndet tagsüber 
statt und verläuft friedlich. Seitens der Ak-
tivistInnen gibt es keinen Widerstand. Die 
BeamtInnen führen Identitätsfeststellun-
gen durch, nachdem es bereits im Vorfeld 
zu Sachbeschädigungen gekommen war. 
Erst nach der Räumung kommt es zu einer 
unangemeldeten Protestdemonstration 
durch die beiden Bezirke Mariahilf und 
Neubau. Die DemonstrantInnen setzen 
dabei Pyrotechnik ein und beschädigen 

Fahrzeuge; zahlreiche Scheiben von PKW 
werden eingeschlagen. Die Aktion wird 
schließlich von der Polizei am Getreide-
markt aufgelöst. Weil die rund 150 De-
monstrantInnen nicht gehen wollen, wer-
den sie von der Polizei bei der Gumpen-
dorfer Straße eingekreist. Es kommt zu 
vier Festnahmen.
Schauplatzwechsel: In einem Mehrpartei-
enhaus in Trofaiach in der Steiermark 
schießt ein o�enbar verwirrter Pensionist 
mit einem Gewehr umher. Zwei Projektile 
durchschießen die Wände und setzen 
gleich zwei Fernsehgeräte seiner Nachbarn 
außer Gefecht. Einer der Nachbarn hatte 
gegen 22.00 Uhr Alarm geschlagen: er 
schlief bereits, als er durch die Schüsse und 
die herum�iegenden Verputzteile wieder 
geweckt wurde. Aus der Nebenwohnung 
waren zwei Projektile durch eine in Leicht-

bauweise errichtete, etwa 24 Zentimeter 
starke Trennwand in seine Wohnung einge-
drungen. Der 48-Jährige �üchtete darauf-
hin zu seinem Vermieter, der schließlich 
mit ihm gemeinsam die Polizei verstän-
digte. Den einschreitenden Beamten war 
bekannt, dass der Pensionist im Besitz 
mehrerer Schusswa�en war. Aus diesem 
Grund wurden das EKO-Cobra Süd und 
zusätzlich noch eine Diensthundestreife zur 
Unterstützung angefordert. Beide Einhei-
ten stürmten kurz nach Mitternacht die 
Wohnung des Pensionisten, der bereits 
schlafend im Bett lag. Der o�ensichtlich 
verwirrte Mann gab bei der Vernehmung 
an, „für eine bevorstehende Jagd seine Waf-
fen gereinigt zu haben“. An eine Schussab-
gabe konnte er sich nicht mehr erinnern. 
Auch Alkohol und Medikamente könnten 
eine Rolle gespielt haben, meinte der er-

Österreich zählt laut jüngstem Weltfriedensindex (Global Peace Index 2012) zu 
den sechs sichersten Ländern dieser Welt. Das überdurchschnittlich gute 
Abschneiden in diesem Ranking verdankt die Alpenrepublik unter anderem der 
Polizei und den BeamtInnen der beiden Kult-Sondereinheiten EKO-Cobra und 
WEGA. Ein Einblick in deren Tätigkeit.
Mag. Judith Grohmann, freie Journalistin
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Im Einsatz für den  
Frieden im Land

Eine Abordnung der Einsatz-
einheit WEGA bei der Ausbil-

dung am Kletterturm.
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mittelnde Beamte. Der 63-jährige Mann 
wurde in spitalsärztliche Behandlung über-
geben. Gegen ihn wurde ein Wa�enverbot 
verhängt, Wa�en und entsprechende Do-
kumente wurden ihm ab genommen.

Das Sicherheitsgefühl in Österreich
Sicherheit und Friede im Land sind wich-
tige Aspekte. Die Wahrung des Weltfrie-
dens und der internationalen Sicherheit ist 
ein zentrales Ziel, an dem jedes Land die-
ser Welt arbeitet. Der alljährlich verö�ent-
lichte Weltfriedensindex, der Global Peace 
Index, ermittelte im Jahr 2012, dass die 
Alpenrepublik Österreich zu den sechs si-
chersten Ländern der Welt zählt. Auch das 
Sicherheitsgefühl der ÖsterreicherInnen ist 
laut Umfragen, im Vergleich zu dem der 
BewohnerInnen anderer Länder, ausneh-
mend hoch. So stellte das Kuratorium für 
Verkehrssicherheit in einer Studie unlängst 
fest, dass die Österreicherinnen und Öster-
reicher trotz negativer Erfahrungen im ei-
genen oder im Bekanntenkreis ein beson-
ders hohes Sicherheitsgefühl haben: gleich 
63 Prozent der BewohnerInnen der Alpen-
republik fühlen sich durch Kriminalität 
nicht unsicher. 
Zu diesem positiven Sicherheitsgefühl der 
Bevölkerung tragen neben den BeamtIn-
nen der Polizei gleich zwei Sondereinhei-
ten in Österreich bei: EKO-Cobra und 
WEGA. Sondereinheiten sind die ge-
schlossenen Einheiten von Spezialkräften 
einer militärischen, polizeilichen oder 
nachrichtendienstlichen Institution, deren 
taktische Verwendung eine strategische 
Wirkung entfalten soll, die durch den Ein-
satz diplomatischer, nachrichtendienstli-
cher oder konventioneller militärischer 
Mittel üblicherweise nicht zu erwarten ist. 
Werden Spezialeinheiten eingesetzt, dann 
ist zunächst das Bestreben nach hoher Prä-
zision vorrangig. Denn sie sind meist in 
der Lage, Aufträge mit erhöhter Gefähr-
dungslage und somit besonders hohem 
Schwierigkeitsgrad wahrzunehmen. Dazu 
sind sie aufgrund ihrer besonderen Ausbil-
dung und den speziellen Trainings sowie 
hochwertiger, moderner Ausrüstung befä-
higt. Sie decken individuelle Einsatzspekt-
ren ab, die vom Militär aufgrund ihrer be-
sonderen Kombination von Kompetenzen, 
aber auch aufgrund logistischer, �nanziel-
ler oder anderer organisatorischer Erwä-

gungen nicht geleistet werden können. In 
Österreich haben diese beiden Sonderein-
heiten unterschiedliche Aufgabengebiete 
im Bereich der Sicherheit.

Wiener Einsatzgruppe  
Alarmabteilung WEGA
Die WEGA – deren Initialen „Wiener Ein-
satzgruppe Alarmabteilung“ bedeuten – ist 
die Sondereinheit der österreichischen Po-
lizei in der Bundeshauptstadt Wien. Sie ist 
der Landespolizeidirektion Wien, der Ab-
teilung für Sondereinheiten unterstellt und 
gilt als operative und nicht als ermittelnde 
Einheit. Zu den Aufgabengebieten der 
WEGA gehören verbarrikadierte Personen 
ebenso wie Selbstmörder, Razzien und 
Durchsuchungen, bei denen mit Wider-
stand gerechnet wird, risikoreiche Verhaf-
tungen, Einsätze, die Beamte mit Seiltech-
nikausbildung oder mit Polizeitaucheraus-
bildung erfordern, Au�ösung von Hausbe-
setzungen, Greiftruppeinsätze und auch 
Objektschutz von besonders gefährdeten 
Einrichtungen. Die WEGA wird in erster 
Linie bei Einsätzen mit „erhöhtem“ Ge-
fährdungsgrad angefordert. Sie ist die 
 älteste polizeiliche Sondereinheit Öster-
reichs. Einige Kennzahlen: 2011 wurde die 
WEGA als Unterstützungseinheit zur Voll-
ziehung von 12.000 Einsätzen angefordert, 
darunter: 9.470 Einsätze im Zuge des Sek-
torstreifendienstes bei entsprechenden Ein-
satzlagen wie Bedrohungen, Gewalttaten, 
Einbruch, Raub, Raufhandel, weiters 744 
Zugri�e auf gefährliche RechtsbrecherIn-
nen, 63 Einsätze bei spezi�schen Lagen im 
Rahmen von Fußballspielen oder De-
monstrationen, 254 kriminalpolizeiliche 
Schwerpunktaktionen und Planquadrate, 
958 Sicherungseinsätze wie etwa Objekt-
schutz bei gefährdeten Objekten (ausländi-
schen Vertretungsbehörden) und Transpor-
ten sowie bei Sicherungs- und Schutzmaß-
nahmen bei Gerichtsverhandlungen.

Einsatzkommando Cobra
Im Einsatz gegen Terror, Gewaltverbrechen 
und organisierte Kriminalität kommt das 
Einsatzkommando Cobra als modernes In-
strument der österreichischen Sicherheits-
exekutive immer dann, wenn die klassi-
schen Exekutivstrukturen nicht mehr aus-
reichen. Das EKO-Cobra zählt heute zu 
den weltweit erfolgreichsten Sondereinhei-

ten. Die Mitglieder des Sondereinsatzkom-
mandos unterstehen dem Bundesministe-
rium für Inneres und sind für Einsätze mit 
„erhöhtem“ bis „sehr hohem Gefährdungs-
grad“ zuständig. Darunter fallen etwa be-
wa�nete Geiselnahmen, Einsätze zur Fest-
nahme von gefährlichen GewalttäterInnen 
sowie gegen die organisierte Kriminalität, 
doch auch Operationen zur Bekämpfung 
von Terrorismus auf österreichischem 
Staatsgebiet. Daneben stehen auch präven-
tive Einsätze – wie etwa der Personen-
schutz hochrangiger PolitikerInnen und 
anderer gefährdeter Personen und Einrich-
tungen – im Einsatzprogramm der Cobra. 
Außerdem versehen Cobra-BeamtInnen 
unter der Bezeichnung „Air-Marshall“ Si-
cherungs- und Begleitdienste an Bord von 
Flugzeugen österreichischer Fluglinien. 
Auch die Bewachung von Geldtransporten 
der Österreichischen Nationalbank fällt 
dem EKO-Cobra zu. Anders als die 
WEGA ist das EKO-Cobra in ganz Öster-
reich vertreten und operiert nach Wien 
und Wiener Neustadt auch von den Stand-
orten Graz, Linz, Innsbruck, Feldkirch, 
Klagenfurt und Salzburg aus. Dem Ein-
satzkommando gehören derzeit etwa 450 
Personen an, darunter auch zwei Frauen. 
Im Jahr 2011 wurden von der Sonderein-
heit Cobra unter anderem 651 operative 
TäterInnenlagen, 1.162 Personenschutz-
einsätze sowie mehrere tausend Flugsiche-
rungen durchgeführt.
Die Arbeit beider Sondereinheiten ist für 
Österreich von entscheidender Bedeutung, 
denn sie helfen bei der Beendigung von 
Kon�ikten, indem sie die Eskalation von 
Streitigkeiten verhindern und somit die 
Wiederherstellung von Frieden im Land 
unterstützen. ■
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Mit Bescheid vom 11. Juli 2008, GZ. K 
121.359/0016-DSK/2008, hat die Da-
tenschutzkommission entschieden, dass 
die „Radarüberwachung“ durch Gemein-
den unzulässig sei. Aufgrund der imma-
nenten Personalknappheit der Polizei, 
einhergehend mit dem zunehmenden 
Verkehrsaufkommen in den städtischen 
Ballungszentren, ist aber die Sicherstel-
lung der Sicherheit, Leichtigkeit und 
Flüssigkeit des städtischen Verkehrs nach 
Ansicht des Österreichischen Städtebun-
des ohne zusätzliche Maßnahmen der Ge-
meinden mittlerweile nicht mehr gewähr-
leistet.

Wer ist zuständig?
Derzeit fällt die Geschwindigkeitsüberwa-
chung als Teil der Verkehrspolizei in die 
Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbe-
hörden und Bundespolizeidirektionen (in 
deren örtlichem Wirkungsbereich). Ge-
meinden kann die Geschwindigkeitsüber-
wachung nach der gegenwärtigen Rechts-
lage ausschließlich durch Verordnung der 
Landesregierung übertragen werden, so-
fern die Gemeinde über einen Gemeinde-
wachkörper verfügt. In der Regel scheitert 
die Möglichkeit der Übertragung jedoch 
an dieser Voraussetzung. Gemäß § 95 
StVO dürfen Bundespolizeibehörden die 

ihnen obliegenden Angelegenheiten nicht 
auf Gemeinden übertragen. Hinsichtlich 
der eingehobenen Strafgelder ist anzu-
merken, dass diese grundsätzlich an den 
Erhalter jener Straße abzuführen sind, auf 
der die Verwaltungsübertretung begangen 
worden ist. Die Länder erhoben darauf-
hin die Forderung, dass der für die Straf-
behörden entstehende Mehraufwand 
durch eine entsprechende Strafgeldwid-
mung berücksichtigt werden muss. Dieser 
Forderung wurde im Entwurf einer 25. 
StVO-Novelle im Jahr 2011 dahingehend 
Rechnung getragen, dass die Länder nun-
mehr zur vollständigen Abgeltung des 
Verwaltungsmehraufwands 20 Prozent 
der Strafgelder der Gemeinden erhalten 
sollen. Trotzdem ist nach wie vor keine 
Einigung zwischen den VertreterInnen 
der Länder und den VertreterInnen des 
Österreichischen Städtebundes und des 
Österreichischen Gemeindebundes in 
Sicht. 
Der Österreichische Städtebund ist wei-
terhin an einer gesetzlichen Regelung, die 
den Gemeinden eine automatisierte Ver-
kehrsüberwachung ermöglicht, interes-
siert und wird sich gemeinsam mit dem 
Österreichischen Gemeindebund auch 
zukünftig um Verhandlungen mit den 
Ländern und den zuständigen Bundesmi-
nisterien bemühen.  ■

Sicherheit im Verkehr:  
Geschwindigkeitsüberwachung
Die Personalknappheit der Polizei wirkt sich negativ auf die Sicherheit aus. Das zunehmende  
Verkehrsaufkommen erfordert zusätzliche Maßnahmen bei der Radarüberwachung. 
Mag. Sabine Marchart, Österreichischer Städtebund

Bei der automatisierten Verkehrs- 
überwachung durch Gemeinden  
wäre eine gesetzliche Regelung im  
Sinne der Sicherheit sinnvoll.M
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WIEN  
DIE ERFOLGREICHSTE STADT DER WELT

BEZAHLTE ANZEIGE

EINE AKTUELLE UN-STUDIE reiht  
Wien – unter 70 Metropolen weltweit – auf 
den 1. Platz. Die UN-Studie „State of the 
World Cities 2012/2013“ untersuchte in 70 
Städten Faktoren wie Produktivität, Nachhal-
tigkeit, Lebensqualität oder Infrastruktur. Die 
österreichische Hauptstadt konnte sich in all 
diesen Bereichen Spitzenplätze – und damit 
schließlich auch die Gesamtbestnote – sichern. 
Damit über�ügelt Wien auch Städte mit eben-
falls hoher Lebensqualität wie Zürich, Toronto 
oder Brüssel. Besonders erfreulich für Wien 
ist, dass das Ergebnis dieser UN-Studie den 
Weg der Wiener Stadtpolitik und die Leistun-
gen aller Wienerinnen und Wiener anerkennt.

EINE LEBENSWERTE STADT
Wien zählt zu den lebenswertesten Städten der 
Welt. Die Stadt wurde in jenen Bereichen aus-
gezeichnet, wo investiert wird. Wien investiert 
unter anderem seit Jahren konsequent in die 
Optimierung der städtischen Infrastruktur, 
wie zum Beispiel in den weiteren Ausbau des 
bereits sehr dichten Ö�-Netzes. Der Preis des 
Jahrestickets für die Wiener Linien wurde auf 
365 Euro gesenkt– mit dem Erfolg, dass rund 
100.000 Jahreskarten mehr verkauft wurden 
und nunmehr jede/r dritte WienerIn ein sol-
ches Ticket besitzt. Investiert wurde auch in 
den U-Bahn-Ausbau: Die U2 fährt jetzt bis 

Aspern. Auch die Aus- und Weiterbildung – 
vom Gratiskindergarten über den Schulbau bis 
zur Ausbildungso�ensive für Jugendliche – ist 
ein wichtiges �ema und damit ein investiti-
onsintensiver Bereich. 

GÜNSTIGE SMART-WOHNUNGEN
Investitionen im Bereich Wohnen sind ein Bei-
trag zur Lebensqualität durch leistbare Woh-
nungen. Mit 292 Millionen Euro werden 2012 
rund 5.500 Wohneinheiten gefördert, ein Drit-
tel davon als besonders kostengünstige 
SMART-Wohnungen. Mit Bruttomieten von 
maximal 7,50 Euro/m2 stellen SMART-Woh-
nungen ein preislich mit Gemeindewohnun-
gen vergleichbares, attraktives Angebot dar. 
Die ersten 316 „smarten“ Wohnungen werden 
im Sonnwendviertel beim neuen Hauptbahn-
hof errichtet. Außerdem wird die Solarenergie 
unterstützt. Solarenergie ist eine erneuerbare 
Energie, die zur Verringerung der Energieim-
porte sowie zur Verbesserung der Umweltsitua-
tion und Ressourcenschonung beitragen kann. 
Mit der Förderung von solarthermischen Anla-
gen soll ein wirtschaftlicher Anreiz zur Nut-
zung von Solarenergie gescha�en werden.
Es gibt in Wien eine Top-Kinderbetreuung, 
die eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
ermöglicht. Das sogenannte Barcelona-Ziel 
wurde bereits erreicht, d.h. für mindestens 

33 Prozent der Kinder unter drei Jahren müs-
sen Betreuungsplätze vorhanden sein. Neue 
Spitäler und P�egezentren werden für die best-
mögliche Gesundheitsvorsorge errichtet. Die 
Grundlagen hierfür bieten das Spitalskonzept 
2030 und das neue Geriatriekonzept. Wien ist 
eine Stadt der sozialen Gerechtigkeit: Jede/r 
jede soll den gleichen Zugang zu den Leistun-
gen der Stadt haben. Das Ziel der Wiener 
Charta war, die Qualität des Zusammenlebens 
in der Stadt durch „Nichtdiskriminierung auf 
allen Ebenen“ zu verbessern. Denn eines ist 
klar: Ohne Respekt und Rücksichtnahme geht 
es nicht. Wien will die Leute zusammenbrin-
gen und so mehr Solidarität in der Stadt mög-
lich machen. 

INVESTIEREN, TROTZ KRISE
Damit Wien auch weiterhin eine großartige, 
leistbare und moderne Stadt mit hervorragen-
der Lebensqualität bleibt – trotz der nach wie 
vor schwierigen globalen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen –, wird die Stadt auch im 
Jahr 2013 in verschiedene Zukunftsbereiche 
investieren und damit zahlreiche Arbeitsplätze 
sichern.

AUCH DESWEGEN IST WIEN  
DIE STADT FÜRS LEBEN. 

STADT WIEN 37 

Eine funktionierende  
Infrastruktur und die hohe 

Lebensqualität sind die 
Stärken Wiens.
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Viviane Reding startete in Cádiz ihre 
Rundreise durch die Mitgliedstaaten, um 
den Menschen zuzuhören, ihnen auf den 
Mund zu schauen und ihnen Vertrauen 
und Zuversicht zu schenken. Man hätte 
keine bessere, einfühlsamere Politikerin da-
für �nden können. Sie machte auch den 
KommunalpolitkerInnen Mut und for-
derte sie auf, in diesen schwierigen Jahren 
den Glauben an die Europäische Union 
nicht zu verlieren. Sie zeigte sich überzeugt, 
dass wir gemeinsam diese schwierige Peri-
ode überwinden werden – der Schlüssel 
dazu sei, „nicht nur für die Menschen da 
zu sein, sondern ihr Schicksal zu teilen …“
Den hohen Stellenwert der kommunalen 
Selbstverwaltung in Spanien zeigte die 
Kongressteilnahme der spanischen Krone 
durch Don Felipe und Doña Letizia. Der 
Kronprinz unterstrich in seiner Rede die 
Bedeutung der Gemeinden für den Zu-
sammenhalt Spaniens und wohl auch Eu-
ropas – besonders in Krisenzeiten.

Dezentralisierung – Demokratie – 
Entwicklung
Den ca. 800 KommunalpolitikerInnen, 
die zum Großteil auch aus Solidarität mit 
den spanischen Gemeinden angereist wa-

ren, wurde ein anspruchsvolles Programm 
geboten. Unter den mehr als zehn Podi-
umsdiskussionen und Arbeitsgruppen sta-
chen besonders jene zur Krisenbewälti-
gung und zur Integration von MigrantIn-
nen hervor. Eindringlich schilderte der 
Bürgermeister von Athen, Yiorgos Kami-
nis, die prekäre Situation seiner Stadt, 
welche oftmals durch demütigende und 
unsinnige Vorgaben von zentraler Ebene 
noch zusätzlich erschwert wird. Das abzu-
leistende Mammut-Sanierungsprogramm, 
das durch die internationale Troika (EU, 
IWF, EZB) vorgegeben wurde, scheint 
ihm in seiner abgekürzten Legislaturperi-
ode von nur drei Jahren unmöglich durch-
führbar zu sein, aber er werde sein Bestes 
versuchen … Das Beste wollte auch eine 
Gruppe von KünstlerInnen in Island für 
ihre Stadt und ihre Insel nach der Finanz-
spekulationskatastrophe, die Island von ei-
nem Tag auf den anderen in den Abgrund 
stürzte. Sie gründeten die „Best Partei“, 
versprachen vor der Wahl mit ironischem 
Seitenhieb auf die etablierten Parteien, 
dass sie „alle Wahlversprechen nach der 
Wahl brechen werden“ und gewannen die 
absolute Mehrheit. Der Stadtrat von Rey-
kjavik, Óttar Ólafur Proppé, erklärte, dass 

seine Stadtregierung sich weigere, irgend-
welche Kürzungen in den Sozial- und Bil-
dungsbudgets vorzunehmen. Es sei ja 
nicht die Gemeinde Reykjavik gewesen, 
die den �nanziellen Ruin der Insel verur-

sacht hat. Jene, die für diese Verzwei�ung 
im Land verantwortlich sind, hätten auch 
für die weitere Finanzierung der Sozial- 
und Bildungsleistungen aufzukommen. 
Das scheint auch zu funktionieren. 
Im Arbeitskreis zur Integration von Mig-
rantInnen schilderte Ayse Özbabacan vom 
Netzwerk „Städte für eine kommunale In-
tegrationspolitik (clip)“, wie türkische 
Städte ohne große EU-Hilfe oder andere 
Unterstützung Tausende von syrischen 
Flüchtlingen aufnehmen und versorgen. 
Es gäbe dafür keine Vorgaben der Zentral-
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EU hautnah:  
Reden mit Viviane Reding

Bei der 25. Generalversammlung der Gemeinden & Regionen Europas 
(RGRE), die von 26. bis 28. September 2012 in Cádiz über die Bühne  

ging, traf sich ein Staraufgebot an RednerInnen: In die älteste Stadt Europas 
kam unter anderem die Vize-Präsidentin der Europäischen Kommission,  

Viviane Reding, um mit KommunalpolitikerInnen zu diskutieren. 

Bei der RGRE-Generalver-
sammlung forderte die Vize-

Präsidentin der Europäischen 
Kommission Viviane Reding 
KommunalpolitikerInnen auf, 

den Glauben an die Europäi-
sche Union nicht zu verlieren. 

EUROPA
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regierung und man könne auch nicht dar-
auf warten, denn „wenn Flüchtlinge in die 
Städte kommen, müssen sie sofort um-
sorgt werden“. 

EU-Haushalt
Den Abschluss des von der Stadt Cádiz 
und ihrer Bürgermeisterin Teó�la Martí-
nez Saiz organisierten und trotz aller Kri-
sen großzügig �nanzierten Kongresses bil-
dete der Vortrag über den EU-Finanzrah-
men des Haushaltskommissars Janusz Le-
wandowski. Er schilderte unverblümt die 
derzeitigen schwierigen Finanzverhand-
lungen mit den Mitgliedstaaten, die so 
wenig wie möglich in den gemeinsamen 
Haushalt zahlen möchten, aber unrealis-
tisch hohe �nanzielle Ansprüche aus dem-
selben Budget für Projekte in ihren Län-
dern fordern: meist sind dies Projekte, die 
auf regionaler oder kommunaler Ebene 
durchzuführen wären und für die interes-
santerweise in den nationalen Budgets 
kein Geld zur Verfügung steht. Die Ge-
meinden und Regionen Europas benöti-
gen aber dringend die �nanzielle Unter-
stützung aus den EU-Fonds, um die Krise 
überhaupt bewältigen zu können. Die 
Kürzung des EU-Haushalts bedeutet auf 

lange Sicht eine Schwächung der Städte 
und Gemeinden in Europa. Kommissar 
Lewandowski rief dann auch die Delegier-
ten auf, „endlich selbstsüchtig und egois-
tisch zu sein und von den nationalen Re-
gierungen eine realistische Ausstattung des 
EU-Budgets zu fordern – schlussendlich 
kommt dies den BürgerInnen zugute“. 

Abschlusserklärung
In die Kongressabschlussdeklaration wur-
den die Änderungsanträge des Österrei-
chischen Städtebundes und des Österrei-
chischen Gemeindebundes zur Berück-
sichtigung der kommunalen Selbstverwal-
tung im nationalen und im EU-Sekundär-
recht sowie der Wahrung der Planungs- 
und Organisationshoheit bezüglich der 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge auf-
genommen (im Abschnitt zur „Dezentrali-
sierung“). Mitunterzeichnet wurde der 
Antrag von den Verbänden aus Frank-
reich, England, Schottland, Island, Schwe-
den, der Tschechischen Republik, Serbien, 
Litauen und Estland, und mitunterstützt 
von einigen mehr …

Simona Wohleser, Leiterin Büro Brüssel,  

Österreichischer Städtebund 

INFOS:
Der Österreichische Städtebund und der Österrei-
chische Gemeindebund waren mit einer 22-köpfi-
gen Delegation vertreten. Die Kommunalpolitiker-
Innen kamen aus Innsbruck, Villach, Wolfurt/
Vorarlberg, Poggersdorf/Kärnten und Wien. Der 
Städtebund hatte auch einen Informationsstand 
organisiert, wo sich Städte mit Postern, Pins und 
Informationsbroschüren präsentieren konnten. 
Der Infostand war besonders bei den jungen Ga-
ditanos (BürgerInnen von Cádiz) beliebt, wurden 
doch die von den Städten mitgebrachten Poster 
(manchmal sogar mit Unterschrift der Bürger-
meisterInnen) nach dem Abbau des Standes an 
sie verschenkt.
Die Berichterstattung über das kommunale Groß-
ereignis war hervorragend. Sowohl nationale und 
überregionale Zeitungen wie El Pais, El Mundo, 
ABC als auch regionale und lokale Zeitungen be-
richteten über den Kongress. Ebenso das spani-
sche Fernsehen und Radio. Die nächste RGRE-
Generalversammlung findet 2016 statt. 
Ein Austragungsort wurde noch nicht gewählt.

Weitere Informationen:
www.staedtebund.gv.at
www.cadiz2012.es
www.ccre.org
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23. Session des KGRE in Straßburg eröffnet 
Vom 16. bis 18. Oktober 2012 tagte 
der Kongress der Gemeinden und 
Regionen Europas (KGRE) im Rah-
men der konstituierenden Sitzung 
der 23. Sitzungsperiode.

Zum Präsidenten des Kongresses wurde 
der Tiroler Landtagspräsident Herwig van 
Staa (EVP) gewählt. Vorsitzender der 
Kammer der Gemeinden wurde der Fran-
zose Jean-Claude Frécon (SPE) und Vor-
sitzende der Kammer der Regionen die 
Ukrainerin Nataliya Romanova (Liberale). 
Inhaltliche Schwerpunkte waren unter an-
deren der „Arabische Frühling“ aus Sicht 
lokaler Gebietskörperschaften, die Situa-
tion der lokalen Demokratie in verschie-
denen Ländern und die europäischen 
 Makroregionen.
TeilnehmerInnen aus Österreich waren die 
beiden Delegierten aus dem Städtebund, 
Bürgermeister Peter Koits aus Wels und 
Bürgermeisterin Christine Oppitz-Plörer 
aus Innsbruck, aus dem Gemeindebund 
Gemeinderat Erwin Mohr, Wolfurt, und 

Bürgermeister Johannes Peinsteiner, St. 
Wolfgang in Oberösterreich, und in der 
Kammer der Regionen neben Herwig van 
Staa auch die 2. Präsidentin des Salzburger 
Landtags, Gudrun Mosler-Törnström.

Schwerpunkte der  
neuen Präsidentschaft
Die Wahl des einstigen Innsbrucker Bür-
germeisters, Herwig van Staa, der in der 
abgelaufenen Periode Präsident der Kam-
mer der Regionen war und von 2002 bis 
2004 als Mitglied der Kammer der Ge-
meinden dem Gesamtkongress vorsaß, 
fand besondere Aufmerksamkeit, da zum 
ersten Mal ein ehemaliger Präsident neu-
erlich in diese Funktion gewählt wurde. 
Neben dieser Wahl wurde auch LT-Präsi-
dentin Gudrun Molser-Töngström als 
Vorsitzende der SPE-Fraktion im Kon-
gress in eine wichtige Funktion gewählt. 
Die formelle Wiederbestellung von And-
reas Kiefer als Generalsekretär des Kon-
gresses komplettierte das starke österrei-
chische Engagement im Kongress, was vor 

allem in Hinblick auf den österreichischen 
Vorsitz im Ministerkomitee des Europa-
rates von November 2013 bis April 2014 
von großer Wichtigkeit ist. Zu den 
Schwerpunkten des neuen Präsidenten 
zählt insbesondere die Stärkung des Kon-
gresses, als wichtiges Organ der europäi-
schen kommunalen und regionalen Ge-
bietskörperschaften im Sinne des Subsidi-
aritätsprinzips.
Einen inhaltlichen österreichischen Bei-
trag gab es von Gemeinderat Erwin Mohr 
aus Wolfurt, der in der Sitzung der Regio-
nalkammer einen grundsätzlichen Bericht 
zur Governance der europäischen Makro-
regionen vorlegte. Darin erläuterte er, wel-
che Chancen sich auch für die Regionen 
außerhalb der EU durch dieses neue Inst-
rument ö�nen.
Der Empfang beim österreichischen Bot-
schafter in Straßburg, Dr. �omas Hajno-
czi, zum dem auch die deutsche Delega-
tion eingeladen wurde, bot darüber hinaus 
gute Möglichkeiten eines lockeren nach-
barlichen Gedankenaustausches.

Der KGRE ist ein beratendes Organ und wurde im Jahr 1994  
vom Europarat (Bild) als Nachfolgeeinrichtung der ständigen  
Konferenz der Gemeinden und Regionen Europas gegründet. 
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Wels Marketing & Touristik GmbH
A-4600 Wels, Stadtplatz 44
T: +43 (0)7242 / 67722-35, info@wels-info.at
www.wels-info.at 

Welser Christkind-Pass
Das Angebot für Firmen und Gruppen für die Welser 
Weihnachtswelt. Die unterschiedlichen Märkte erkunden und 
mit 5 attraktiven Gutscheinen Weihnachten voller Energie 
in Wels erleben!

Welser Weihnachtswelt
von 23. 11. bis 24. 12. 2012 

Gutschein 1:  1 x Bratwürstel
Gutschein 2:  1 x Punsch, Glühwein od. ein alkoholfreies Heißgetränk
Gutschein 3:  1 x Welser Weihnachtswelt Häferl 
Gutschein 4:  1 x Welser Weihnachtswelt-Postkarte zum Versand ans      
  Christkind im Ledererturm
Gutschein 5:  1 x Eintritt ins Welios®Energie.Erlebnis.Haus.

Aktionspreis €13,30

Lernen Sie Wels bereits vor dem 63. Österreichischen Städtetag kennen. 
Kommen Sie mit Ihrer Familie oder Ihren Kollegen und genießen Sie ein romantisches 
Adventwochenende in Wels. Günstige Angebote für Gruppen und Familien erhalten 

statt €19,30
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AUS DEM STÄDTEBUND

Enns blickt auf eine 800-jährige 
Stadtgeschichte zurück und stellte 
2012 die älteste und vollständig im 
Original erhaltene Stadtrechtsur-
kunde Österreichs, die von Herzog 
Leopold dem VI. am 22.4.1212 aus-
gestellt wurde, in den Mittelpunkt.

Das Jubiläum feierte die Stadt Enns mit 
einem vielfältigen und umfassenden Pro-
gramm: ein wesentlicher Schwerpunkt 
war dabei „CITTA Slow“. Enns wurde im 
Mai 2007 als erste Stadt Österreichs in die 
CITTA Slow-Vereinigung aufgenommen. 
Diese – Ende der 1990er Jahre in Italien 
von vier kleinen Städten (Bra, Greve in 
Chianti, Orvieto, Positano) gegründete – 
Vereinigung propagiert im Wesentlichen 
die Wahrung und vor allem die Stärkung 
der Lebensqualität in historischen Stadt-
kernen.

Entschleunigung
Durch gezielte und insbesondere nachhal-
tige Maßnahmen im Bereich der infra-
strukturellen Stadtgestaltung, touristi-
scher, gastronomischer und kultureller Ak-
tivitäten versucht „CITTA Slow“, sich klar 
von den hektischen größeren, uniformen 
Einkaufsstandorten abzugrenzen und den 
eigenen BürgerInnen, Gästen und auswär-

tigen KundInnen ein neues städtisches 
Aufenthalts-Bewusstsein zu vermitteln. 
Umdenkprozess in Enns: Aufgrund der 
enormen Dichte an groß�ächigen Ein-
kaufszentren im Umland sowie der Zug-
kraft der Linzer City war rasch klar, dass 
herkömmliche Stadtmarketingstrategien 
für Enns kaum den gewünschten Erfolg 
bringen werden. Im Zuge der Überlegun-

gen und Recherchen nach einer authenti-
schen, glaubhaften, nachvollziehbaren und 
für alle Lebens- und Wirtschaftsbereiche 
anwendbaren Neupositionierung der Alt- 
und Gesamtstadt stieß man auf das inter-
nationale Städtenetzwerk „CITTA Slow“. 
Nach intensiven internen Diskussionen 

mit den VerantwortungsträgerInnen der 
Stadt und des Tourismusverbands sowie 
unter Einbezug der Meinungen und An-
sichten der Altstadt-UnternehmerInnen 
wurde im März 2006 beschlossen, sich als 
erste österreichische Stadt um den CITTA 
Slow-Status zu bemühen. Darüber hinaus 
wurden eine Reihe von konkreten kleine-
ren und größeren CITTA Slow a�nen 
Projekten in Angri� genommen (z.B.: An-
siedelung einer Markthalle am Brauerei-
areal, neues Werbekonzept, Hotel- und 
Besucherleitsystem, städtebauliche und in-
frastrukturelle Gestaltungsmaßnahmen, 
uvm.) Vor der o�ziellen Antragstellung 
an den internationalen Verband wurde die 
Stadt Enns durch ein oberösterreichisches 
ExpertenInnengremium, anhand einer 
umfangreichen Kriterienliste, detailliert 
untersucht und zerti�ziert. 
Im Februar 2007 erhielt Bürgermeister 
Franz Stefan Karlinger vom Direktor der 
internationalen CITTA Slow-Vereini-
gung – Pier Giorgio Oliveti – die Zusage 
für die Aufnahme ab Mai 2007. Die 
Stadt setzt seither kontinuierlich Maß-
nahmen zur Altstadtbelebung und -revi-
talisierung und fordert die BürgerInnen 
auch auf, sich aktiv am CITTA Slow-Ge-
schehen in Österreichs ältester Stadt ein-
zubringen. 

Bürgermeister Franz Stefan Karlinger,  
Bundespräsident Heinz Fischer mit seiner Frau Margit und  

Oberösterreichs Landeshauptmann Josef Pühringer. 
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Fachausschuss für Kontroll- 
amtsangelegenheiten in Innsbruck

ÖS
tB

Der Fachausschuss beschäftigte 
sich in seiner 117. Tagung mit den 
Fragen des Liegenschaftsmanage-
ments. Mit Beiträgen aus der Sicht 
der Städte, der Länder und des 
Bundes wurde dieses aktuelle 
Thema aufgearbeitet.

In der Diskussion wurde der für alle 
Kommunen nun schmerzlich ausgelau-
fene Vorsteuervorteil der ImmobilienKG-
Modelle angesprochen, sowie die Prob-
leme durch Personalzuweisungen und un-
terschiedliche Dienstrechte in einer Ge-
sellschaft. Auch bringen die Ausgliede-
rungen oft Schnittstellenprobleme mit 
sich, die zu unnötigen Kosten führen 
können.
Aber auch innerhalb der Verwaltung kann 
eine nicht vorhandene strategische Zu-
ordnung zu einer Organisationseinheit 

oder eine ebenso fehlende Datenbank die 
Raumbewirtschaftung erschweren. E�zi-
enzsteigerungen und Kosteneinsparungen 
– z.B. eine zentrale Energiebescha�ung – 
können dann nicht gelingen.
Liegenschaftsverkäufe, die zur Finanzie-
rung etwa von anderen Investitionen 
durchgeführt werden, bringen zwar den 
Vorteil der kurzfristigen Mittellukrierung, 
dem aber der Verlust von Anlagevermö-
gen und möglicherweise eine teure Wie-
derbescha�ung bzw. Mietkosten gegen-
überstehen.
Bei Verkäufen durch die ö�entliche Hand 
sind zusätzlich EU-rechtliche Rahmenbe-
dingungen im Hinblick auf verbotene 
Beihilfen (Verkauf unter Marktwert) zu 
beachten. Hierzu gibt es mittlerweile ei-
nen eigenen Leitfaden der Europäischen 
Kommission. Bei den konkreten Beispie-
len sind lange Verfahren und eine unzu-

reichende Publikation bzw. eine Publika-
tion zu einem ungünstigen Zeitpunkt 
(kurz vor Weihnachten) sowie der be-
wusste Verzicht auf amerikanische Ange-
bote (Stichwort komplexes Ausländer-
grunderwerbsverfahren) kritisiert worden.
In seinen Empfehlungen verweist der 
Rechnungshof auch auf die Notwendig-
keit, die nach dem Verkauf möglicher-
weise notwendigen Anmietungen zu be-
rücksichtigen. Zudem sollten Nachbesse-
rungsklauseln in den Verträgen Wertstei-
gerungen durch etwaige Umwidmungen 
einbeziehen.
 Mag. Oliver Puchner

Info: http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=OJ:C:1997:209:0003:0
005:DE:PDF
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Ungefähr 1.500 Menschen sind im Bundesland Salzburg von 
Blindheit und hochgradiger Sehbehinderung betro�en. Das Lan-
deszentrum für Hör- und Sehbildung (LZHS) bereitet hör- und 
sehbeeinträchtigte Kinder und Jugendliche auf ein selbständiges 
Leben vor. Dazu gehört auch die eigen ständige Mobilität, wie sie 
durch taktile Blindenleitsysteme erleichtert wird.

Öffentliche Gebäude müssen bis Ende 2015 mit Blin-
denleitsystemen ausgestattet sein
Das Bundesbehindertengleichstellungs-Gesetz schreibt vor, dass 
in ö�entlichen Gebäuden Leitsysteme für blinde und sehbehin-
derte Menschen zu installieren sind. Ö�entliche Gebäude – z.B. 
Amtsgebäude, Schulen, SeniorenInnenheime und Veranstaltungs-
hallen – müssen bis Ende 2015 mit Blindenleitsystemen ausge-
stattet sein. Stefan Fraundorfer, Direktor der Josef-Rehrl-Schule 
und Leiter des SPZ für Sehbehinderte: „Ich freue mich, dass wir 
dieses taktile Leitsystem in unserem Zentrum haben. Damit kön-
nen Betro�ene konkret die Benutzung üben.“ Monika Tornow, 
Mobilitätstrainerin des LZHS: „Als Mobilitätstrainerin kann ich 
jetzt besser mit meinen Schützlingen die unterschiedlichen Kom-
ponenten des Systems praktisch erlernen. Für blinde Menschen 
ist es wichtig, dass sie sich auch alleine zurecht�nden können.“

Wozu Blindenleitsysteme?
„Das tastbare Blindenleitsystem hilft blinden und sehbehinderten 
Menschen Ansprechpersonen, Türen, Lifte und so weiter zu �n-
den“, erklärt Josef Schinwald, Obmann des Salzburger Blinden- 
und Sehbehindertenverbands, die Funktion: „Leitsysteme er-
leichtern vor allem den ersten Besuch in einem Gebäude.“ Ge-
rade in großen Gebäuden helfen Leitsysteme häu�g auch Sehen-
den, sich leichter zu orientieren, weil sie direkt zur Anlaufstelle 
(Information, Sekretariat, etc.) führen.

 Mag. Ursula Hemetsberger,  

Wieser Verkehrssicherheit GmbH

Blindenleitsysteme  
erleichtern  

die Orientierung
Das Landeszentrum für Hör- und Sehbildung in  

Salzburg hat nun auch ein taktiles Bodenleitsystem.  
Damit können stark sehbeeinträchtigte Menschen 

für die eigenständige Mobilität trainieren.
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Bis 2015 müssen alle öffentlichen 
Gebäude mit Blindenleit systemen 

ausgestattet sein. 
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Der Fachausschuss Statistik und 
Registeranwendungen fand am  
8. und 9. Oktober in Linz statt:

Die Ausgangslage ist die oftmals zu sekto-
rale Sicht der unterschiedlichen Behörden. 
Ein wichtiger Punkt ist der sanfte Druck 
auf alle Behörden, Daten in Registern 
 selber abzufragen, statt Belege von den 
BürgerInnen einzufordern (§17 (2) E-
Government-Gesetz). Allerdings wird zehn 
Jahre nach Einführung des ZMR noch im-
mer viel zu oft ein Meldezettel verlangt. 
Zentral für eine strategische Registerpoli-
tik sind die Scha�ung von Registerkernen 
für natürliche (ZPR) und juristische Perso-
nen (Unternehmen, etc.) sowie Objekte 
(Adressen, Gebäude, etc.). Entscheidend 
ist ein Regelwerk, das die Hierarchie der 
Register festlegt, um klarzustellen, welche 
Eintragungen in welchem Register konsti-
tutiv sind. Für jedes Datenmerkmal muss 
eine Institution letztverantwortlich sein, 
damit sich alle anderen Behörden auf die 
Richtigkeit verlassen können.
In der Diskussion wurde die Frage nach 
einem Registerharmonisierungsgesetz auf-
geworfen, dass den Druck auf die unter-
schiedlichen Behörden zur Vereinheitli-
chung der Registerlandschaft verstärken 
könnte. Dieses liege zwar quasi in der 
Schublade, allerdings sind aufgrund der 
Tatsache, dass so ein Gesetz zwangsläu�g 
auch in die Organisationsabläufe anderer 
Behörden eingreifen würde, viele Wider-
stände zu überwinden. Zumal die Frage 
der Kostenp�ichtigkeit von Abfragen für 
andere Behörden noch nicht abschließend 
geklärt ist. Entwicklungen wie Open 
Government Data und PSI werden hier 
gänzlich neues Denken erfordern.

GWR: neue Entwicklungen?
In der GWR-Novelle 2009 wurden die 
Voraussetzungen für die Nutzung des 
GWR für verschiedenste Verwaltungs-
register gescha�en. Diese Anwendungen 
(Energieausweise, Einheitsbewertung) wer-
den nun langsam umgesetzt. Die  Nutzung 
der GWR-Daten soll nun ab 1.1.2013 für 
den Bereich der neu errich teten Einfamili-
enhäuser und Mietwohngrundstücke er-
folgen. Baubewilligungsbescheide müssen 
dann nicht mehr von den Gemeinden an 
die Finanzämter übermittelt werden. Zu-
dem sollte sich das Bewertungsverfahren 
dadurch beschleunigen. Dazu sind bereits 
seit 15.10.2012 einige neue Datenfelder 
bzw. Merkmalsausprägungen vorgesehen, 
wobei bei dieser Überarbeitung auch 
Wünsche aus den Städten und Gemeinden 
(Größe der Nutzungseinheit im Verzeich-

nisbaum, Summe der Adressen, etc.) mit-
berücksichtigt wurden.
Die Übernahme des Baubeschreibungsfor-
mulars und der Türnummern in alle Bau-
ordnungen muss trotz einiger Fortschritte 
(Kärnten und Vorarlberg) noch immer auf 
der Liste der o�enen Punkte bleiben.

Unfalldaten-Management 
Wie bisher gibt es keine eigene Rechts-
grundlage für die Erhebung von Unfall-
daten, obwohl die Diskussion für ein ei-
genes Verkehrsstatistikgesetz mit einem 
umfassenden Verkehrsbegri� schon lange 
besteht. Ziel der Unfallstatistik ist das 
Au�nden von Unfallhäufungsstellen und 
die Analyse der volkswirtschaftlichen 
Kosten.
Das alte Unfallzählblatt war für die Poli-
zistInnen sehr aufwändig und hat eine 

Registerpolitik  
im Mittelpunkt

Zehn Jahre nach Einführung des 
ZMR wird immer noch zu oft ein 

Meldezettel verlangt, so der Tenor 
im Ausschuss. 
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Untererfassung von ca. 10% gebracht. 
Das neue Unfalldaten-Management, das 
mittels PAD-Systems der Polizei erfasst 
wird, ist teilweise noch umfangreicher. 
Auch wurden Plausibilitätschecks zu we-
nig integriert. Dafür wurde aber die sta-
tistische Meldung direkt an den Unfallakt 
gekoppelt. In einer ersten Adaption sollen 
die Anregungen aus den ersten Erfahrun-
gen eingearbeitet werden.
Durch die Qualitätsverbesserungen und 
der damit verbundenen höheren Vollzäh-
ligkeit kommt es zu einem Bruch der 
Zeitreihe, der kommuniziert werden 
muss, da sonst der Eindruck steigender 
Unfallzahlen bestehen würde.
Zu den Ergebnissen generell ist zu sagen, 
dass seit dem Höhepunkt der Opferzahlen 
in den 70er-Jahren (bis zu 3.000 Getötete) 
Maßnahmen wie Gurtenp�icht und Tem-
pobeschränkungen die Anzahl der Getöte-
ten auf 523 im Jahr 2011 reduziert haben 

und sich der sinkende Trend fortsetzt. Bei 
der Auswertung auf Bundesländer- oder 
gar Gemeindeebene sind Verzerrungen 
aufgrund des höherrangigen Straßennetzes 
zu beachten (also wenn etwa eine Auto-
bahn auf Gemeindegebiet liegt). 
Die Getöteten stammen zu 42% aus der 
Gruppe der FußgängerInnen und zu 14% 
aus jener der FahrradfahrerInnen. 

ZPR – aktueller Stand
Ziele des ZPR sind:
• Die BürgerInnen sollen die „erforderli-

chen“ Dokumente bei allen Standesäm-
tern erhalten.

• Andere Ämter und Behörden sollen Ein-
sicht in das ZPR erhalten, um die Vor-
lage von Personenstandsdokumenten 
über�üssig zu machen (z.B. bei Pass-
Ausstellung).

• Verkürzung und Vereinfachung der Be-
hördenwege für die BürgerInnen.

Dazu sollen die bisherigen lokalen Regis-
ter zusammengeführt und die Bücher ab-
gescha�t werden. 
Im August war die Novelle zum Personen-
standsgesetz in Begutachtung und regte 
eine Vielzahl von sehr umfangreichen Stel-
lungnahmen an, darunter auch eine von 
Seiten des Österreichischen Städtebundes, 
die explizit die noch ungelöste Frage der 
Nacherfassung und der damit verbunde-
nen Kosten anspricht.
Die Kostenfrage ist noch nicht abschlie-
ßend geklärt, derzeit liegt das Angebot des 
Bundes von 60:40 zwischen Bund und 
Ländern auf dem Tisch. Aufgrund der 
Tatsache, dass die Städte und Gemeinden 
ohnehin die Migrationskosten und die 
Nacherfassung bewältigen müssen, kann 
einer Weiterwälzung der Kosten von den 
Ländern auf die Gemeinden unter keinen 
Umständen zugestimmt werden.
 Mag. Oliver Puchner
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Der P�egefonds wurde geschaffen, 
um die jährlichen Steigerungen bei 
P�egedienstleistungen in den Län-
der- und Gemeindebudgets abzu-
decken. Damit werden bestehende 
Leistungen gesichert und ein weite-
rer Ausbau verschiedener P�egean-
gebote möglich gemacht. 

Das österreichische P�egesystem ist ein 
Mischsystem aus Geld- und Dienstleistun-
gen. Der Bund bezahlt das P�egegeld an 
die p�egebedürftige Person. Damit kön-
nen Dienstleistungen (von mobil bis stati-
onär) zugekauft werden. Diese Dienste 
werden von Ländern und Gemeinden or-
ganisiert und aus deren Sozialbudgets und 
dem P�egefonds mit�nanziert.
Mit der Scha�ung des P�egegeldes wurde 
1994 die Summe von 1,56 Milliarden 
Euro für diese Geldleistung mit Rechtsan-
spruch ausgegeben. Mittlerweile ist auf-
grund von Erhöhungen und demogra�-
schen Entwicklungen diese Summe auf 2,4 
Milliarden Euro angestiegen.
Auch die Dienstleistungen wurden seit 
1993 kontinuierlich ausgebaut: von rund 
500 Millionen auf 1,6 Milliarden Euro 
Jahresaufwand 2010 (Abbildung 1).
Das P�egegeld bleibt. Österreich bleibt 
führend im OECD-Vergleich: mit über 
5% BezieherInnenanteil an der Bevölke-
rung, einem di�erenzierten 7-Stufen-Sys-
tem, praxisnaher Einstufung durch Ärzt-
Innen und P�egepersonal sowie laufender 
Qualitätskontrolle durch Hausbesuche. 
Durch die P�egegeldreform sind auch 
Menschen mit Behinderung, die ehemals 
Landesp�egegeld-EmpfängerInnen waren, 
beim Bund. Damit gibt es für alle Men-
schen bundesweit einheitliche Einstu-
fungsrichtlinien und schnellere Verfahren 
unter 60 Tagen, schlanke Verwaltung, ge-
bündelt bei sieben Trägern.

Stärkere Nachfrage  
nach Pflege-Dienstleistungen
Stärkere Nachfrage wird in Zukunft bei 
den P�ege-Dienstleistungen erwartet. Ne-
ben der demogra�schen Entwicklung, also 
der Alterung der Bevölkerung, durch die 

das P�egegeld um rund 2% jährlich an-
steigt, wird durch die sozio-strukturellen 
Veränderungen in den Familien weniger 
Angehörigenp�ege möglich und damit die 
Nachfrage nach sozialen Diensten stärker 
ansteigen. Der P�egefonds wurde geschaf-
fen, um die jährlichen Steigerungen bei 
P�egedienstleistungen in den Länder- und 
Gemeindebudgets abzudecken. Damit wer-
den bestehende Leistungen gesichert und 
ein wei terer Ausbau verschiedener P�egean-
gebote (mobile Dienste, Tageszentren, P�e-
geheime, Case- und Caremanagement) 
möglich. Die Flexibilität des P�egefonds 
ermöglicht den Ländern, in jenen Berei-
chen auszubauen, wo regional der stärkste 
Bedarf gesehen wird. Die Sicherungs-, Aus- 
und Aufbaupläne 2012 der Länder bestäti-
gen, dass der P�egefonds den bedarfsge-
rechten Ausbau von P�egediensten �nan-
zierbar macht (Vergleich mit 2010):

•	Mobile Dienste: Erhöhung der jährli-
chen Leistungsstunden um durchschnitt-
lich 5,4% (stärkster Ausbau in Vorarl-
berg mit 15,6%)

•	P�egeheime: Erhöhung der jährlichen 
Aufenthaltstage um durchschnittlich 

12,2% (stärkster Ausbau in Tirol mit 
39,2%)

•	Tageszentren: Ausweitung der Besuchs-
tage um durchschnittlich 21% (stärkster 
Ausbau in Tirol mit 86,7%)

•	Kurzzeitp�ege: Erhöhung der jährlichen 
Aufenthaltstage um durchschnittlich 
7,4% (stärkster Ausbau in Oberöster-
reich mit 12,5%)

•	Case- und Caremanagement: Erhöhung 
der jährlichen Leistungsstunden um 
durchschnittlich 31,7% (stärkster Ausbau 
durch erstmaligen Aufbau in Vorarlberg)

Der P�egefonds bringt einen Einstieg in 
eine transparente Mittelverwendung, eine 
P�ege-Dienstleistungsstatistik und Struk-
turpläne. Damit können bald auch we-
sentlich bessere Daten zur künftigen Pla-
nung und zur weiteren Entwicklung im 
Sinne eines gleichwertigen österreichwei-
ten Dienstleistungsangebotes, einer e�zi-
enter Prozessorganisation und bedarfsge-
rechter Angebotsformen zugrunde gelegt 
werden. Die Investition in P�egedienste 
hat eine enorme Beschäftigungswirkung. 
Der P�egebereich als Teil der Care-Bran-
che hat eine hohe Personalintensität. Mit 
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den Mitteln aus dem P�egefonds werden 
von 2012 bis 2016 rund 56.810 Arbeits-
plätze in der P�ege gescha�en. Damit hat 
der P�egefonds auch starke volkswirt-
schaftliche und konjunkturelle E�ekte.
Vor allem Frauen pro�tieren dabei: Einer-
seits werden p�egende Angehörige, die zu 
80% Frauen sind, von der häuslichen 
P�ege entlastet, andererseits kommen die 
neu gescha�enen Arbeitsplätze wiederum 
zu 80% den Frauen zugute.

Entlastung für Länder  
und Gemeinden
Der P�egefonds scha�t eine Entlastung 
für Länder und Gemeinden vom Kosten-
druck steigender P�egeausgaben. Die Gel-
der des P�egefonds werden gemäß Bevöl-
kerungsschlüssel an die Länder überwie-
sen. Diese sind verp�ichtet, Städte und 
Gemeinden mit dem entsprechenden An-
teil der P�egeaufwendungen zu beteiligen:

(Diese Zahlen sind nur als Anhaltspunkt 
zu verstehen, da die jährliche Festsetzung 
mit dem jeweils aktuellen Bevölkerungs-
schlüssel erfolgt und daher gewisse Abwei-
chungen erwartbar sind.)

Verlängerung des Pflegefonds 
Mit dem Stabilitätspaket wurde die Ver-
längerung des P�egefonds bis 2016 be-
schlossen. Das bedeutet zusätzliche 650 
Millionen Euro für P�ege, aufgeteilt auf 
die Jahre 2015 und 2016. Zu den 1.500 
Millionen, die bisher von Ländern und 
Gemeinden jährlich aufgewendet werden, 
werden jährlich steigende Beträge über 
den P�egefonds zusätzlich für P�ege-
dienste gewidmet (in Millionen Euro, 
siehe Abbildung 2): Diese Steigerungsbe-
träge basieren auf einer wissenschaftlichen 
Erhebung gemeinsam mit den Ländern.

Städtebund ist Teil der  
Reformarbeitsgruppe Pflege 
Mit dem Beschluss des P�egefonds wurde 
auch eine Arbeitsgruppe mit dem Auftrag 
eingerichtet, Vorschläge für die Zukunft 
des P�egesystems zu machen. 
Ziel dieser Arbeitsgruppe ist es, Überlegun-
gen zur Überführung des P�egefonds in 
den nächsten Finanzausgleich ab 2015 an-
zustellen sowie Optimierungspotenziale im 
bestehenden P�egesystem aufzuzeigen und 
bis Ende 2012 Vorschläge zu erarbeiten. 
Die Kernarbeitsgruppe wird aus Vertrete-
rInnen des Bundes (Sozial- und Finanzmi-
nisterium), der Länder (Vorarlberg, Wien) 
und der Kommunen (Städtebund, Ge-
meindebund) gebildet. Zu den zahlreichen 
Sitzungen wurden je nach �emenfeld rele-
vante Systempartner und Stakeholder bei-
gezogen: wie etwa die Interessenvertretun-
gen der Betro�enen (Seniorenorganisatio-
nen, Gewerkschaften und Verbände), 
P�ege-Dienstleister gemeinnütziger wie 
privater Organisationen, ExpertInnen aus 

der Wissenschaft, Gesundheitsministerium 
und Hauptverband in Schnittstellenfragen 
zum Gesundheitssystem. 
Zentral diskutierte �emenfelder sind: die 
Verbesserung der Dienstleistungen (also 
Lückenschluss in der Angebotsstruktur), 
Harmonisierungsfragen, spezielle Berück-
sichtigung von Demenz, Hospiz- und Palli-
ativcare, die Situation von p�egenden An-
gehörigen, insbesondere von Jugendlichen. 
Ein Schwerpunkt ist auch die Personal-
frage, der Personalbedarf der nächsten 
Jahre, die Personalausbildung und Maß-
nahmen einer Personalo�ensive. Schließ-
lich soll der Finanzbedarf der kommenden 
Jahre geklärt werden: Eine Erhebung über 
die Kostenentwicklung bis 2025, Syste-
moptimierungen zur Eindämmung der 
Kostenkurve sowie die Frage des Abgehens 
von der sogenannten Sozialhilfelogik wer-
den zu Jahresende präsentiert. 
 Martin H. Staudinger,  

Fachreferent im Kabinett des Bundesministers 

für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz
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Pflegefondsmittel 2013 2014
Österreich 200 235
Burgenland 6,8 8,0
Kärnten 13,3 15,7
Niederösterreich 38,4 45,1
Oberösterreich 33,7 39,6
Salzburg 12,7 14,9
Steiermark 28,8 33,9
Tirol 16,9 19,8
Vorarlberg 8,8 10,4
Wien 40,7 47,8
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ÖffentlichkeitsarbeiterInnen  
trafen sich in Graz
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Das „Medientransparenzgesetz“ 
(MedKF-TG) stand bereits zum  
zweiten Mal im Mittelpunkt des  
zweitägigen Fachausschusses  
für Öffentlichkeitsarbeit, der im  
September in Graz stattfand.

Am 1. Juli 2012 in Kraft getreten, sieht 
das Gesetz umfassende Bekanntgabe-
p�ichten für insgesamt 5.600 Rechtsträger 
in Österreich vor, darunter auch alle 
Städte und Gemeinden mit über 10.000 
EinwohnerInnen bzw. deren Tochterge-
sellschaften, soweit sie vom Rechnungshof 
geprüft sind. Kurz vor den ersten 
 Verö�entlichungen (am 1. Oktober über 
das vergangene 3. Quartal) berieten daher 
die Ö�entlichkeitsarbeiterInnen intensiv 
über Interpretationen dieses Gesetzes. Zu 
Beginn stand ein Vortrag von einem der 
profundesten Kenner des Gesetzes, der 
auch schon einige Aufsätze dazu verfasst 
hat: Michael R. Kogler vom Verfassungs-
dienst im Bundeskanzleramt (Leiter der 
Abteilung Medienangelegenheiten - Koor-
dination Informationsgesellschaft). Er be-
richtete über die ursprüngliche Intention 
des Gesetzes und von der „neuen Sach-
lichkeit“, die durch das Gesetz zum be-
stimmenden Faktor bei Inseraten und Me-

dienkooperationen führen soll: Inserate 
sollen demnach nur mehr Serviceleistun-
gen und nicht mehr Image transportieren; 
„oberste Organe“ dürfen nicht mehr mit 
Namen und Bild genannt werden; Geld-
�üsse müssen verö�entlicht werden.
Die neuen inhaltlichen Regeln (nach §3 
MedKF-TG) werden dabei aber – im Ge-
gensatz zu den Verö�entlichungsp�ichten 
– nicht vom Rechnungshof kontrolliert: 
das Regulativ sind Ö�entlichkeit, Medien 
und die politischen GegenerInnen.

Bekanntgabepflichten des  
Medientransparenzgesetzes
Streng vorgegeben sind hingegen die Ver-
ö�entlichungsp�ichten nach dem Gesetz, 
worüber Martina Steineder und Claudia 
Schreiner von der Rundfunk & Telekom 
Regulierungs-GmbH (RTR) berichteten. 
Seit 1. Oktober 2012 ist erstmals die 
Webschnittstelle der RTR geö�net. Alle 
Informationen zu den Bekanntgabep�ich-
ten sind in den sehr umfassenden FAQs 
der RTR zu �nden: http://www.rtr.at/
de/m/Medientransparenz. 
Außerdem steht ab sofort eine eigene 
Hotline der RTR zur Verfügung:  
01-58058/468.
Viele kleinere Städte und Gemeinden fal-

len unter die Bagatellgrenze von 5.000 
Euro im Jahr: diese werden daher Leer-
meldungen abgeben. Wichtig ist dabei je-
doch, dass diese auch aktiviert werden, 
weil sonst nach einer Nach-Frist Verwal-
tungsstrafen fällig werden. 
Nicht endgültig geklärt werden konnte im 
Fachausschuss jedenfalls die Frage, ob alle 
Subventionen an Kulturvereine, die allen-
falls Programmzeitschriften herausgeben 
(von deren Existenz der Subventionsgeber 
aber eventuell gar nichts weiß), auch er-
fasst werden müssen. Angesichts vieler of-
fener Fragen forderten einzelne Teilneh-
merInnen jedenfalls „Mut zur Lücke“ ein 
– die Intension des Gesetzes ist ja, Geld-
�üsse an große Medienhäuser nachvollzie-
hen zu können. Auch der nächste Fach-
ausschuss in Wels (März 2013) wird sich 
jedenfalls mit dem Medientransparenzge-
setz und den ersten Erfahrungen damit 
befassen.
Dank an die Stadt Graz, Bürgermeister 
Siegfried Nagl, Magistratsdirektor Martin 
Haidvogl und Kollegin Marina Dominik 
für das herzliche Willkommen und das 
wunderbare Rahmenprogramm, obwohl 
die Stadt bereits im Vorwahl�eber steckte!

 Mag. Saskia Sautner
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Am 29.10.2012 trafen VertreterInnen 
der Finanzkommission in Wien  
zusammen. Vorstandsvorsitzender 
Alois Steinbichler (Kommunalkredit) 
stellte an den Beginn seiner Ausfüh-
rungen die Entwicklungen, die den 
Ausbruch der Finanzkrise maß-
geblich begünstigt haben.

So haben nicht zuletzt die Abscha�ung 
der Trennung zwischen Geschäftsbanken 
und Investmentbanken und neue Ge-
schäftsmodelle außerhalb der Bilanz zu 
der großen Verletzlichkeit des Banksys-
tems geführt, die durch die globale Ver-
netzung auch die europäischen Banken 
stark getro�en hat. Die folgende Unsi-
cherheit der Finanzmärkte war ein Auslö-
ser für die unmittelbaren Liquiditätspro-
bleme im Bereich der Staatsschulden�-
nanzierung. Sparprogramme sind somit 
für die aktuellen Bedarfe sinnlos, da die 
Re�nanzierung auslaufender Anleihen 
nur mittels kurzfristiger Mittelzu�üsse 
bewältigt werden kann; sei es durch Hilfs-
programme und Rettungsschirme oder 
wiederhergestelltes KäuferInnenvertrauen.
Die langsame Reaktion der EU mit vielen 
unterschiedlichen Stimmen hat die 
Märkte zusätzlich verunsichert. Im Hin-
blick auf die Staatsschulden Österreichs 

fällt die sehr hohe Auslandsverschuldung 
(75%) auf. In der anschließenden Diskus-
sion wurden die neuen europäischen Vor-
gaben (Six Pack, etc.) kritisiert (da hier 
Schulden nicht nach investiver und kon-
sumtiver Komponente unterschieden wer-
den) und die Möglichkeit der speziellen 
Projektfinanzierung (Lebenszyklusbe-
trachtung) erörtert.
Die tatsächlichen Disparitäten zwischen 
den Euro-Staaten und die Transferunion 
sind nicht zu verleugnende Tatsachen. 
Trotzdem sei die EU vor allem auch ein 
Friedensprojekt, das sich aber nicht „nur“ 
auf den Frieden zwischen den Staaten, 
sondern auch innerhalb der Staaten (sozi-
aler Friede) beziehen muss. 

Kosten des Zerfalls der Euro-Zone
WIFO-Experte Serguei Kaniovski erläu-
terte zu Beginn die aktuelle Wirtschafts-
lage und Prognosen, und ging im zweiten 
Teil auf die in den Medien diskutierte 
Studie zu den Auswirkungen des Zerfalls 
der Euro-Zone ein.
Die aktuellen Halbjahresdaten sind ent-
täuschend und auch die Vertrauensindi-
katoren zeigen nach unten. Betro�en ist 
die ganze Euro-Zone: allerdings sind 
nicht alle Länder gleich stark betro�en. 
Auch die USA sind noch ein Fragezei-

chen, da unklar ist, wie und ab wann dort 
die Konsolidierung beginnt. China kann 
die Rolle als Wachstumslokomotive nicht 
mehr im gewohnten Umfang aufrechter-
halten. Eine Besserung ist erst ab 2014 zu 
erwarten. Für Österreich ergeben sich da-
raus Abwärtsrisiken im Bereich der Ex-
portwirtschaft.
Die Berechnungen zum Zerfall der Euro-
Zone sind ein Szenario der Prognose von 
Oxford Economics, dessen Eintritts-
wahrscheinlichkeit das britische Institut 
(http://www.oef.com/) mit etwa 30% 
sehr hoch bewertet hat. Das WIFO 
schätzt die Wahrscheinlichkeit weit gerin-
ger ein, die Folgen allerdings als mögli-
cherweise noch gravierender, da die poli-
tischen Erschütterungen und die Folgen 
für das stark vernetzte europäische Ban-
kensystem unabsehbar wären.
Konkret wird von der Annahme ausge-
gangen, dass Griechenland, Irland, Portu-
gal, Spanien und Italien im zweiten Quar-
tal 2013 ausscheiden. Eine Rezession 
massiven Ausmaßes – etwa  minus 10% 
des BIP in den Jahren 2014 bis 2017 – 
wäre die Folge, mit all den negativen Aus-
wirkungen auf Arbeitslosenraten, Zins-
sätze und ö�entliche Finanzierungssalden.

 Mag. Oliver Puchner

Finanzkommission:  
Die Rolle der Banken in der Euro-Krise

W
al

te
r S

ch
au

b-
W

al
ze

r

MAGAZIN

38-63_Europa_Magazin_gB.indd   51 27.11.12   13:48



Der Equal Pay Day
war ein voller 
Erfolg!

Die Grazer Frauenstadträtin  
Dr.in Martina Schröck anlässlich  
des Equal Pay Days 2012.

Graz rüstete sich zum „Groß-reine-machen“ in puncto Ungleichstellung zwischen 
Frauen und Männern, sowohl bei den Einkommen als auch bei der Verteilung der 
unbezahlten Arbeit. Das österreichweite Motto „halbe/halbe … mehr Zeit für mich/
uns/andere(s)“ war dabei ein besonderes Anliegen.

Das Thema Gleichbehandlung von Mann und Frau 
stieß auf großes Interesse und war ein schöner Er-
folg. Es wurden rund 200 Halbe-Halbe-Taschen ver-
teilt. Die Kampagne der späten 1990er-Jahre, in der 
die Gleichbeteiligung der Männer in der Hausarbeit 
gefordert wurde, ist heutzutage immer noch aktuell.

Wr. Neustadt:  
Margarete Sitz (re.)  
mit ihrer Mitarbeiterin.

Bgm. Mag.a Kers-
tin Suchan-Mayr 
und Frauen aus 
Sankt Valentin  
machen auf den 
Equal Pay Day 
aufmerksam.

Equal Pay Day – „halbe-halbe“: Frauen verdienen noch immer 
weniger als Männer. Am 6. Oktober war „Equal Pay Day“. Bis 
zu diesem Tag hatten Männer im Durchschnitt schon so viel 
verdient, wofür Frauen noch bis Jahresende arbeiten gehen 
müssen. Auf diese Ungerechtigkeit soll mit dem Equal Pay 
Day hingewiesen werden. Auch im Stadtamt von Sankt Valen-
tin versammelten sich Frauen, um darauf hinzuweisen.

Die Frauenplattform St. Pölten informierte 
am Equal Pay Day in der Innenstadt.

Die Frauenplattform St. Pölten machte, in Kooperation mit dem  
Frauenausschuss des Österreichischen Städtebundes, am 6. Okto-
ber in der St. Pöltner Innenstadt auf die finanzielle Benachteiligung 
aufmerksam, informierte PassantInnen und verteilte Infofolder, Ta-
schen, Kühlschrankmagnete und Post-its zum Thema „halbe/halbe“.
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Mit der österreichweiten Aktion „halbe/halbe – 
mehr Zeit für mich/uns/andere(s)“ stand der 
Equal Pay Day heuer unter dem Aspekt der 
Ungleichverteilung von unbezahlter Hausarbeit. 
Frauen verdienen in Österreich weniger  
als Männer. 
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Der Equal Pay Day
war ein voller 
Erfolg!

Am 5. Oktober verteilten Renate Heiler (Gleichbe-
handlungsbeauftragte in der städtischen Verwal-
tung von Bregenz) und vier Arbeitskolleginnen 
und -kollegen die Taschen mit Inhalt zum Thema 
„halbe/halbe“. Sowohl Tasche als auch Thema 
fanden großes Interesse bei den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern der Stadt Bregenz.

Verteilaktion innerhalb der städtischen 
Verwaltung von Bregenz. 

Innsbrucker Equal Pay 
Day für eine gerechte 
Verteilung.

Equal  Pay Day – Für eine gerechte Verteilung: Vizebürgermeisterin  
Mag.a Sonja Pitscheider gemeinsam mit den Gemeinderätinnen Marcela 
Duftner, Dr.in Renate Krammer-Stark, Kathrin Heis, Elfriede Moser,  
Mag.a Uschi Schwarzl und Sophia Reisecker sowie dem Verteilerteam 
des Referates Frauenförderung, Familien und Senioren.

Die Gemeinderätinnen der SPÖ (Bild) und 
die Gewerkschaftsfrauen erinnerten an die 
Einkommensschere zwischen Mann und 
Frau. Im Bezirk Steyr-Land verdienen 
Frauen im Schnitt um 31 Prozent weniger 
als Männer, in der Stadt sind es rund 25 
Prozent. Ausgehend davon lässt sich ein 
Equal Pay Day errechnen: das ist jener Tag 
im Kalenderjahr, ab dem Frauen im Ver-
gleich zu Männern statistisch gesehen gra-
tis arbeiten. Im österreichweiten Schnitt 
war das heuer der 6. Oktober.

In Steyr (v.l.): Rosa Hieß, 
 Ingrid Weixlberger, Helga 
Feller-Höller, Monika Frei-
mund, Birgit Schörkhuber.

Die Wiener Stadträtin Sandra Frauenberger und Dr.in Marion 
Gebhart sowie Mag.a Laura Wimmer vom Büro der Stadträtin 
und Mitarbeiterinnen der MA 57.

Aus Anlass des österreichweiten Equal Pay Days am 
6. Oktober fand am Vortag bei strahlendem Sonnen-
schein eine Verteilaktion auf der Wiener Mariahilfer 
Straße statt. Dabei wurden von Frauenstadträtin 
Sandra Frauenberger (die auch Vorsitzende des 
Frauenausschusses des Städtebundes ist) und den 
Mitarbeiterinnen der Frauenabteilung der Stadt Wien 
in kurzer Zeit 300 Taschen mit den Slogans „Wir ma-
chen halbe/halbe“ und „Mehr Zeit für mich/uns/
andere(s)“, gefüllt mit Infomaterial zu Verteilungsge-
rechtigkeit im Privat- und Arbeitsleben, verteilt. Die 
PassantInnen waren sichtlich von der Verteilaktion 
angetan und auch sehr an den Infos zu „halbe/
halbe“ und den Intentionen des Equal Pay Days 
 interessiert. 
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Der Vorsitzende des Österreichischen Städ-
tebundes, Landesgruppe NÖ und St. Pölt-
ner Bürgermeister Matthias Stadler sowie 
der Stadtamtsdirektor der Stadtgemeinde 
Baden Roland Enzersdorfer in Vertretung 
von Bürgermeister KR Kurt Staska be-
grüßten am 8. Oktober im Badener Rat-
haus die niederösterreichischen Amtskolle-
gen mit einigen leitenden Beamten zum 
Jour �xe. Das Forum wurde von der Lan-
desgruppe Niederösterreich des österreichi-
schen Städtebundes organisiert und bot 
den nö. Bürgermeistern nicht nur die 
Möglichkeit des Meinungsaustausches auf 
kurzem Wege, sondern war auch eine 
Plattform für Information und Diskussion 
mit Experten über ausgewählte wichtige 
�ematiken und kommende Herausforde-
rungen für die nö. Kommunen. Das Kom-
munalwissenschaftliche Dokumentations-
zentrum KDZ-Zentrum für Verwaltungs-
forschung lieferte durch Fachvorträge den 
Input für die Diskussion der Bürgermeister 
und Beamten.

Stabilitätspakt
Die Bürgermeister und Fachleute widme-
ten sich den bis dato bekannten zentralen 
Inhalten des Stabilitätspakts und den Aus-
wirkungen auf die kommunalen Haus-
halte. Die Bedeutung der Ausgabenbremse 
für die Gemeinde�nanzen und wie laufend 
die Schulden reduziert werden können, 
waren zentrale Diskussionspunkte. Im 
Meinungsaustausch wurde erörtert, wie die 
Gemeinden damit bei der Budgeterstel-
lung und mittelfristigen Planung umge-
hen. Es wurde festgehalten, dass der Stabi-
litätspakt zwar seit 1. Jänner 2012 gilt, 
aber konkrete Regelungen durch Bund 
oder Länder noch fehlen.
„Im Grunde ist es für die Gemeinden ein 
unhaltbarer Zustand, dass jetzt in der 
Phase der Budgetierung für das nächste 
Jahr noch immer keine klaren Vorgaben 
zum Stabilitätspakt vorliegen“, fasste Bür-

germeister Matthias Stadler die Diskussion 
zusammen und hielt fest: „Die Budgets bei 
den Städten müssen im November aufge-
legt werden. Ohne die Grundlagen für den 
Stabilitätspakt kann aber keine nachhaltige 
Planung erfolgen. Nach dem derzeitigen 
Informationsstand und ohne die Richtli-

nien im Detail noch zu kennen, wird die 
sogenannte Schuldenbremse im Stabilitäts-
pakt extrem investitions- und entwick-
lungshemmend für die Gemeinden sein. 
Es bleibt zu ho�en, dass nicht so heiß ge-
gessen wie gekocht wird. Für die Gemein-
den sollten verträgliche Lösungen gefun-
den werden, die ihnen den notwendigen 
Investitionsspielraum lassen.“

Interkommunale Zusammenarbeit
Als einen wichtigen Beitrag zu den Struk-
turreformen auf kommunaler Ebene wird 
allgemein die interkommunale Koopera-
tion gesehen. Mit der Gebietsgemeinde 
(bzw. Region mit eigenem Statut) gibt es 
eine Option, die ohne Gemeindefusionen 
schlagkräftigere Strukturen scha�en kann. 

Beim Bürgermeister-Jour �xe wurden da-
her die Fragen, wie eine Gebietsgemeinde 
gestaltet werden kann, was dies für die 
Strukturen bedeutet, welche Vorteile bzw. 
Nutzen dieses Modell bringen würde und 
wie es umgesetzt werden kann, bespro-
chen.

Von den Bürgermeistern und anwesenden 
Beamten wurden die vom KDZ erarbeite-
ten Grundlagen begrüßt und überaus posi-
tiv bewertet. Das Modell der Gebietsge-
meinde wäre eine ideale Lösung vor allem 
für kleinere Gemeinden rund um größere 
Städte: Sie können von den vorhandenen 
Strukturen pro�tieren und Synergien nut-
zen, ohne dabei aber die Eigenständigkeit 
zu verlieren.

Qualitätsmanagement
Als letzter Programmpunkt wurde die 
Möglichkeit eines Qualitätsmanagements 
für Gemeindeverwaltungen vorgestellt 
bzw. diskutiert. Das KDZ legte dazu einen 
im Auftrag des Bundeskanzleramtes erstell-
ten neuen Fragenkatalog vor.

Bürgermeister-Diskussion über  
Stabilitätspakt und Gemeindefinanzen
Auf der Tagesordnung standen wichtige Themen wie der Stabilitätspakt,  
die interkommunale Zusammenarbeit und Fragen des Qualitätsmanagements. 

Bürgermeister, Beamte und Spezialisten des KDZ diskutierten im Badener Rathaus über 
den Stabilitätspakt, das Modell der Gebietsgemeinde und über Qualitätsmanagement.

m
ss

/K
ou

tn
y

MAGAZIN

38-63_Europa_Magazin_gB.indd   54 27.11.12   13:48



www.staedtebund.gv.at 55 

Rund 30 TeilnehmerInnen kamen zu die-
ser Veranstaltung in die steirische �er-
menhauptstadt. Nach einem gemeinsa-
men Mittagessen, über Einladung der 
Stadtgemeinde Fürstenfeld, begannen im 
Sitzungssaal des Fürstenfelder Rathauses 
die Fachvorträge. Der inhaltliche Bogen 
der Referate spannte sich an diesem Nach-
mittag von den �emen „E-Government-
Einsatz in der kommunalen Praxis - Vi-
sion & Wirklichkeit“ (Ronald Sallmann, 
Gerd Sarnitz) über einen Einblick in den 
„STRAT.AT 2020-Prozess - die städtische 
Dimension in der europäischen Kohäsi-
onspolitik“ (Melanie Lutz) bis hin zur 
Vorstellung des „KDZ Transferrechners“ 

und zu den Angeboten des KDZ im Hin-
blick auf Gemeindekooperationen (Klaus 
Wirth). Dem inhaltlichen Teil folgte ein 
gemütliches Beisammensein beim „Wein-
gut Habersack“.

Kommunales Lobbying
Die �emenschwerpunkte des folgenden 
Tages bildeten im Kontrast zum Vortag 
bundeslandspezi�sche „steirische“ Inhalte. 
Die Vorstellung der neuen „Abteilung 7 - 
Gemeinden, Wahlen und ländlicher We-
gebau“ ermöglichte es den Spitzen der 
steirischen Kommunalverwaltung, den 
neuen Abteilungsleiter Wolfgang Wlattnig 
kennenzulernen. Daran anschließend 

wurde von den Stadt- und Gemeindever-
waltungsleiterInnen das praxisorientierte 
Arbeitspapier „Kommunales Lobbying - 
für steirische Städte und Gemeinden“, das 
Vorschläge der Landesgruppe für gesetzli-
che Änderungen beinhaltet, diskutiert. 
Beim abschließenden Resümee der Klau-
sur formulierten die TeilnehmerInnen den 
Wunsch, sich öfters tre�en zu wollen. Der 
Ball wurde prompt aufgenommen: Stadt-
amtsdirektor Alfred Balzer lud alle Anwe-
senden herzlich ein, sich im Frühjahr 
2013 in der Stadt Murau wieder zu tre�en 
– dieser Vorschlag wurde auf der Stelle an-
genommen. Auf ein Wiedersehen in 
 Murau 2013!

Steirische StadtamtsdirektorInnen 
 trafen sich zum Erfahrungsaustausch
Über Einladung von Bgm. Werner Gutzwar und Stadtamtsdirektor Wilhelm Göber fand in der Stadt Fürstenfeld  
am 11. und 12. Oktober 2012 ein StadtamtsdirektorInnentreffen der Landesgruppe Steiermark statt.

Partnerschaft mit Zukunft
3. Kommunalwirtschaftsforum
20. - 21. März 2013
Innsbruck

Partnerschaft mit Zukunft

Frühbucherbonus bis 25.1.2013

Lebensqualität trotz Sparpaket  
Gemeinsam, regional und nachhaltig für die Zukunft investieren

Das Kommunalwirtschaftsforum hat sich als Kontaktforum zwischen 
öffentlichen und privaten Partnern etabliert. Best-Practice-Beispiele und 
Perspektiven für die Zukunft werden aufgezeigt. Heuer steht das Thema 
Lebensqualität trotz Sparpaket im Zentrum. Das jährliche Forum bietet 
Raum für interdisziplinären Know-how-Austausch und Networking.

Informationen unter www.kommunalwirtschaftsforum.at
T: +43 1 409 79 36-66 
E: karin.auer@sympos.at

Initiatorengruppe 

Unter der Schirmherrschaft von

Österreichischer
Städtebund

kwf_sujet2.indd   1 13.11.2012   14:07:42

BE
ZA

HL
TE

 A
NZ

EI
GE

IHR  
VERLÄSSLICHER 
PARTNER IN PUNKTO  
HYGIENE.

Jetzt Beratungsgespräch anfordern: 
0800 1007610

w
w
w
.d
ie
w
ild
en
ka
is
er
.c
om

Der Spezialist für Sauberkeit, Hygiene und Wohlbe�nden.
Julius Holluschek GmbH  ·  A-6170 Zirl  ·  Salzstraße 6  ·  Tel. +43  5238  52800-0  ·  www.hollu.com

hol_az_oesterr_gemeindez_88x126_2012_11_rz.indd   1 19.11.12   14:33

BE
ZA

HL
TE

 A
NZ

EI
GE

AUS DEM STÄDTEBUND

MAGAZIN

38-63_Europa_Magazin_gB.indd   55 27.11.12   13:48



WIENER WEIN

WIEN UND WEIN, das gehört einfach zu-
sammen. Der Weinbau in der Walzerstadt ist 
vermutlich so alt wie die Stadt selbst. In den 
vergangenen Jahren erlebte der Wiener Wein-
bau zudem einen absoluten Höhen�ug: Zahl-
reiche engagierte Winzer verpassten dem ur-
banen Rebensaft ein kräftiges Facelifting in  
Sachen Qualität und Image. Doch keine 
Angst: Die sprichwörtliche Gemütlichkeit ist 
den traditionellen Wiener Heurigenbetrieben 
dabei keineswegs abhanden gekommen. Nur: 
Neben dem „Vierterl“ in Weiß oder Rot trinkt 
man jetzt auch glasweise ausgezeichnete Bou-
teillenweine vom Riesling über den Weißbur-
gunder bis zum Zweigelt.

WIEN IST WEINREGION
Welche Weltstadt ist zugleich eine eigene 
Weinbauregion? Wien ist eben anders! Rund 
700 Hektar Weingärten be�nden sich inner-
halb der Stadtgrenzen – das ist etwas ganz be-
sonderes! Sie prägen das Stadtbild, sind ein be-
liebtes Naherholungsgebiet und die Grundlage 
für den Wiener Wein. Der ist vorrangig Weiß: 
Riesling, Weißburgunder, Grüner Veltliner, 
Sauvignon blanc oder Gelber Muskateller brin-
gen ausgesprochen fruchtige und elegante 
Weine hervor. Zunehmend werden in Wien je-
doch auch Rotweine – allen voran Zweigelt 
und St. Laurent, aber auch Merlot, Cabernet 
Sauvignon und Syrah – gekeltert. Seine Reife 
verdankt der Wiener Wein pannonischen Kli-
maein�üssen. Die Frische und Fruchtigkeit 
verleihen ihm kühle Winde aus dem Norden. Fo

to
: W

ei
nr

eb
en

In Sachen Wein ist die Donaumetropole 
etwas ganz besonderes – Wien ist eine der 
wenigen Weltstädte mit Weinbau inner-
halb der „city limits“. Und der Wein kann 
sich wirklich sehen lassen: auf genussrei-
chen Weinwanderungen, beim urigen 
Heurigen, in trendigen Lokalen oder bei 
qualitativ hochwertigen Verkostungen.

WIENER WEIN  
ALS SPITZENPRODUKT IN ALLER MUNDE
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Ein perfektes Zusammenspiel der Kräfte, aus 
dem fruchtig-elegante Weine entstehen, die 
viel Trinkspaß bereiten und perfekte Speisenbe-
gleiter zur Heurigenjause sind.

VOM HEURIGEN AUFS STOCKERL
Lange Zeit war der „Wiener Gemischte Satz“ in 
Vergessenheit geraten – doch in den letzten Jah-
ren hat er (nicht nur in Österreich) Furore ge-
macht. Um sicherzustellen, dass bei aller Begeis-
terung doch auch die Echtheit und die Her-
kunft des „neuen alten“ Wein-Stars garantiert 
bleiben, wurde 2011 eine Verordnung verab-
schiedet, die den originalen „Wiener Gemisch-
ten Satz“ schützt. Eines der wichtigsten Merk-
male dieser Regelung ist, dass mindestens drei 
Rebsorten aus einem Wiener Weingarten ge-
meinsam geerntet und vini�ziert werden. Sor-
tenreinen Bouteillenweinen, die den Wiener 
Wein inzwischen auch weit über die Landes-
grenzen hinaus bekannt gemacht haben, kommt 
eine wachsende Bedeutung zu. Auch Wiener 
Gastronomen und Vinothekare entdecken die 
Vorzüge des Weines, der praktisch vor ihrer 
Haustüre wächst: denn die Qualität stimmt ein-
fach. Das beweisen Wiener Weine auch bei Ver-
kostungen im In- und Ausland, wo sie immer 
öfter auf dem Stockerl anzutre�en sind – Wie-
ner Wein ist eben Spitzenklasse geworden.

GAR NICHT VON GESTERN
Wenn der Föhrenbuschen draußen hängt und 
auf dem Schild daneben „Ausg’steckt“ steht – 
dann ist man vor einem echten Wiener Heuri-
gen gelandet. Und das bedeutet: Hier wird aus-
schließlich eigener Wein aus Wiener Rieden 
ausgeschenkt. Doch das Wort „Heuriger“ hat 

noch eine zweite Bedeutung: Es steht auch für 
den Wein des aktuellen Jahrgangs, der pünkt-
lich zu Martini (11. November) zum „Altwein“ 
wird. Die lockere Atmosphäre und die feinen 
Schmankerl sind weitere Gründe, die den 
Heurigen zu einem beliebten Aus�ugsziel für 
ein bunt gemischtes Publikum machen.

WEINWANDERN – IN VINO VERITAS
Einmal im Jahr, Ende September, �ndet der 
Wiener Weinwandertag statt, der auch traum-
hafte Wege durch private Weingärten begehbar 
macht. Die Routen führen von Neustift am 
Walde nach Nussdorf und von Strebersdorf bis 
Stammersdorf. Entlang der Strecken laden Win-
zer und Heurige mit Jausenstationen, köstli-
chem Wiener Wein und Traubensaft zur Rast.

WER SIND DIE BESTEN  
IM GANZEN LAND?
Alljährlich verwandelt sich der Arkadenhof des 
Wiener Rathauses zur Bühne für die besten 
Weine aus Wien. Die besten Weine werden 
verkostet und die Landesssieger in zwölf Kate-
gorien mit dem Wiener Weinpreis ausgezeich-
net (den Wiener Landessieger-Balken 2012 
sieht man in der Mitte der Seite, gegliedert in 
die unterschiedlichen Preiskategorien).

BUNDES- UND LANDESSIEG FÜR 
WEINGUT COBENZL
Mit seinem „Wiener Gemischten Satz 2011“ 
hat das Weingut Cobenzl heuer zusätzlich zum 
Landessieg beim Wiener Weinpreis auch den 
heiß begehrten Titel „SALON Sieger“ gewon-
nen. Diese Auszeichnung zählt zu den wich-
tigsten Prämierungen des Landes. 

Der jährliche Wein-Preis im  
Arkadenhof des Wiener Rathauses 
wird begleitet von erlesenen Spei-
sen von Wiener Top-Gastronomen, 
denen man bei der Zubereitung der 
Köstlichkeiten sogar über die 
Schulter schauen kann. 

DIE WIENER 
LANDESSIEGER 2012  
in Kategorien gegliedert:

•	 Wiener	Gemischter	Satz	klassisch	
 Wiener Gemischter Satz Classic, 

2011, Weingut Cobenzl
•	 Grüner	Veltliner	klassisch	

Grüner Veltliner Steinbügel, 2011,  
Weingut Karl Lentner

•	 Wiener	Gemischter	Satz	kräftig	
Wiener Gemischter Satz Neustifter, 
2011,Weingut Fuhrgassl-Huber

•	 Grüner	Veltliner	kräftig	
Grüner Veltliner Total, 2011, 
Weingut Karl Lentner

•	 Sauvignon	blanc	
Sauvignon blanc, 2011,  
Weinbau Peter Bernreiter 
Sauvignon blanc, 2011,  
Weingut Mayer am Pfarrplatz

•	 Riesling	
Riesling, Nussberg „Weißer Mar-
mor“ 2011, Weingut Mayer am 
Pfarrplatz

•	 Weißburgunder	
Weißburgunder, 2011,  
Weingut Karl Lentner

•	 Chardonnay	
Chardonnay, 2011, Weingut Christ

•	 Blauer	Zweigelt	
Blauer Zweigelt Hackenberg, 2010,  
Weingut Kroiss

•	 Blauer	Burgunder	
Pinot Noir Grand Select, 2008,  
Weingut Wieninger

•	 Internationale	Rotweinsorten	
Cabernet Sauvignon, Reserve 2009,  
Weingut Hofer

•	 Cuvée	rot	
Sapor, 2009, Weingut Zahel GmbH
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Cobenzl-Leiter �omas Podsednik: „Der Sie-
gerwein besticht durch die harmonische Ver-
bindung von Grünem Veltliner, Riesling, Gel-
bem Muskateller, Chardonnay und Weißbur-
gunder – ein fein-fruchtiger, eleganter Wein 
mit Blütenaromen, Nusswürze und zartem 
Muskatparfum.“

DER JUNGE WEIN HAT VIELE FANS
„Jung, frisch, spritzig“ – so de�nieren Wiens 
WinzerInnen den heurigen Jungwein. Der 
„Junge Wiener“, der erste Wein des neuen 
Jahrgangs aus der Hauptstadt, feierte inmitten 
seiner Fangemeinde seinen zehnten Geburts-
tag. Darunter �nden sich diesmal besonders 
interessante Tropfen. So wird im Weingut 
Mayer am Pfarrplatz in Döbling bald wieder 
der „Weiße Marmor“ ausgeschenkt. Das ist 
ein Top-Riesling, der nur in herausragenden 
Jahren geerntet werden kann. Der aktuelle 
Jahrgang ist leider schon ausgetrunken – der 
2012er-Jahrgang reift jedoch schon im Fass 
heran. 

TOP-ROTWEINE VOM  
WEINGUT COBENZL
Eine besonders gute Rotwein-Lage ist der Bis-
amberg, nördlich der Donau im 21. Wiener 
Bezirk. Der Bisamberg ist geologisch gesehen 
die Verlängerung des Kahlenbergs. Die Böden 
sind kalkhaltig, vermischt mit Löss und 
Lehm. In größerer Höhe enthält der Boden 
mehr Kies und entwässert dadurch besser. Das 
Klima ist stark durch die Donau beein�usst, 
vor allem die Südhänge genießen milde, 

gleichmäßige Wärme mit viel später Herbst-
sonne. Der Bisamberg ist bekannt für seine 
Trockenheit, es gibt insgesamt wenig Nieder-
schlag und durch die ungeschützte Lage viel 
Wind. 
In dieser Weinbau-Oase gedeiht eine grandi-
ose Vielfalt an Rebsorten: Grüne Veltliner auf 
den durch Schotter oder Sand gelockerten 
Lössböden, wuchtige Weißburgunder auf dem 
Hochplateau und fruchtige Pinot Noirs. Die 
tiefgründigen Hanglagen erweisen sich als 
ideal für rote Sorten wie Zweigelt, Merlot und 
sogar Cabernet Sauvignon.
Das Weingut Cobenzl bewirtschaftet von sei-
nen insgesamt rund 50 Hektar 
Weinbau�äche etwa 18 Hektar 
am Bisamberg. Seit heuer neu 
im Sortiment sind die Sorten 
Merlot und Cabernet Sauvignon. 
Diese beiden Rotweine wurden – 
kaum am Weingut Cobenzl er-
hältlich – mit einer Goldme-
daille und einer Finalisten-
Platzierung bei der Wiener 
Landesweinbewertung 2012 
ausgezeichnet. 

ROTWEIN-EMPFEHLUNGEN  

VOM WEINGUT COBENZL

MERLOT 2009

Wiener Qualitätswein,  

Alk.:15 Vol%, 0,75l; Ried Hofbreiten, zwei Jahre im 

kleinen Holzfass gereift;

Viel Frucht – Waldbeeren, rote Früchte – und weiche 

Extraktsüße durch die hohe Reife, dazu runde,  

harmonische Tannine; Hohe Lagerfähigkeit.

CABERNET SAUVIGNON 2009

Wiener Qualitätswein, 0,75l; Ried Hofbreiten, 

zwei Jahre im kleinen Holzfass gereift 

Fruchtig, mit kräftigem Bukett, feiner Duft nach 

schwarzen Beeren. Feine Röstaromen, Aromen von 

schwarzen Johannisbeeren/Cassis;  

Hohe Lagerfähigkeit.

BLAUER ZWEIGELT 2011 SENATOR  

– SALON WEIN 2012

Wiener Qualitätswein, 0,75l 

Charmanter Rotwein, mittleres Rubin mit Karmin- 

rot. Das Duftbild präsentiert klassische Kirschfrucht 

mit Kirschkern und feinen Beerenaromen. Das ele- 

gante Geschmacksbild zeigt ebenfalls alle Attribute 

der typisch österreichischen Rotweinsorte. Die char- 

mante Frucht wird ganz zart von Tanninen umgarnt, 

der Nachhall ist feinherb und fruchtsüß zugleich

PINOT NOIR BELLEVUE 2007

Ein ganz besonders exquisiter Tropfen ist auch der 

Pinot Noir von der Ried Bellevue in Untersievering, 

einer der schönsten und sonnigsten Lagen der 

Stadt. Der Pinot Noir Bellevue 2007 wurde im Vor-

jahr zum Wiener Landessieger gekürt. 

Nach den witterungsbedingten Ernteausfällen 

in den Jahren 2008, 2009 und 2010 wird die-

ser Wein ab dem kommenden Sommer wieder 

am Weingut 

Cobenzl erhältlich sein. „Der Pinot Noir wird 

zwei Jahre im kleinen Eichenholzfass gela-

gert, erst dann bekommt er eine harmonische 

Barrique-Note“, erklärt Cobenzl-Betriebsleiter 

Thomas Podsednik.

Informationen auf:

www.weingutcobenzl.at 

www.wienerwein.at 

www.wienerweinpreis.at 
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Der Wiener Weinwandertag führt 
die TeilnehmerInnen auch nach 
Grinzing. Hier kann man Gemütlich-
keit, leckere Heurigenschmankerl 
und vor allem den Wiener Wein  
genießen.
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Ertragsanteilsvorschüsse für November 2012 (Beträge in 1.000 EURO ohne Zwischenabrechnung)
a) Berechnungsbasis für die Vorschüsse an gemeinschaftlichen Bundesabgaben (GBA)

 Ertrag für 11/20121) Veränderung ggü. 11/2011 Ertrag für 01–11/2012 Veränderung ggü. 01–11/2011

 in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

GBA mit einheitlichem Schlüssel 5.067.479 1,1% 62.203.801 4,8%

davon:    

Veranlagte Einkommensteuer 476 -99,0% 2.181.234 -7,6%

Lohnsteuer 1.896.530 9,9% 20.742.805 7,8%

Körperschaftsteuer 141.777 -71,5% 4.328.581 -3,3%

Umsatzsteuer 2.162.424 10,2% 22.384.057 4,8%

Mineralölsteuer 304.970 -7,6% 3.816.060 0,4%

GBA mit speziellen Schlüsseln 155.392 5,4%  10,4%

davon:

Bodenwertabgabe 42 76,9% 5.695 2,2%

Werbeabgabe 6.648 0,6% 104.501 -1,8%

Grunderwerbsteuer 71.996 7,4% 807.717 19,7%

GBA gesamt 5.222.870 1,3% 63.921.503 5,0%
1) i.d.R. basierend auf dem Steueraufkommen des zweiten vorangegangenen Monats.    

b) Gemeindeertragsanteile

 Vorschuss für 11/2012 Veränderung ggü. 11/20112) Vorschuss für 01–11/2012 Veränderung ggü. 01–11/20112)

 in 1.000 EURO in % in 1.000 EURO in %

Burgenland  15.920  -5,5%  195.238  2,1%

Kärnten  38.601  -7,0%  477.708  3,6%

Niederösterreich  100.653  -6,5%  1.235.763  2,1%

Oberösterreich  96.417  -5,6%  1.198.299  3,9%

Salzburg  43.057  -6,9%  525.760  3,0%

Steiermark  77.707  -7,4%  964.597  2,7%

Tirol  52.098  -8,0%  661.271  4,0%

Vorarlberg  28.952  -3,3%  353.484  3,5%

Wien  157.649  -3,0%  1.980.387  6,2%

Summe  599.609  8,0%  5.233.262  8,2%
2) der Vergleich mit den Vorjahreswerten ist nur bedingt gegeben, da seit 2012 von den Gemeindeertragsanteilen 
ein Vorwegabzug für den Gemeindeanteil am Pflegegeld einbehalten wird.    

FINANZEN
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AUS DEM STÄDTEBUND

Stimmkarten sind im Falle einer postali-
schen Versendung an die Antragstellerin-
nen und Antragsteller grundsätzlich mit-
tels eingeschriebener Briefsendung zu 
übermitteln. Das bedeutet hohe Kosten 
für die Behörde – und für viele Bürgerin-
nen und Bürger, dass sie die Stimmkarte 
gegebenfalls erst noch am Postamt abho-
len müssen.

Vorteile für Behörden und  
Antragstellende
Wurde der Antrag auf Ausstellung einer 
Stimmkarte jedoch online mit Handy-Si-
gnatur oder e-card mit Bürgerkartenfunk-
tion (bzw. weitere Chipkarten mit Bür-
gerkartenfunktion) gestellt, dann kann 
diese mittels einfachem Schreiben ver-
sandt werden. Damit entsteht eine „Win-
Win“-Situation, einerseits für Behörden, 
die sich die Gebühr für das Einschreiben 
– Euro 2,20 pro versendete Stimmkarte – 
ersparen und für Antragstellende, die ihre 
Stimmkarte direkt im Briefkasten vor�n-
den und so mühsame Weg- und Wartezei-
ten vermeiden können.

Ersparnis auch bei  
Nationalratswahl 2013 lukrieren
Viele Städte und Gemeinden nutzen be-
reits das vom Bundeskanzleramt auf 
HELP.gv.at zur Verfügung gestellte On-
line-Formular „Wahl-/Stimmkarte - An-
trag auf Ausstellung“ und geben den 
Mehrwert der elektronischen Antragstel-
lung der Stimmkarte an die Bürgerinnen 
und Bürger weiter. Auch weitere Formu-
laranbieter im kommunalen Bereich bie-
ten ein entsprechendes Onlineformular 
für die Beantragung der Stimmkarte mit 
elektronischer Signatur. 2013 kann der 
Vorteil der Online-Antragstellung mit 
Handy-Signatur oder Chipkarte mit Bür-

gerkartenfunktion (z.B. e-card) und die 
daraus resultierende Ersparnis von 2,20 
Euro bei Standardbriefsendung jedenfalls 
noch ein weiteres Mal – bei der National-
ratswahl 2013 für die Ausstellung von 
Wahlkarten – genutzt werden. 

Bürgerinnen und Bürger  
jetzt informieren 
Informieren Sie Ihre Wohnsitzbevölke-
rung rechtzeitig über den Vorteil der elek-
tronischen Antragstellung der Wahl-/
Stimmkarte mit Handy-Signatur und e-
card. 
HELP.gv.at bietet neben dem neuen 
�ema „Volksbefragung“ (https://www.
help.gv.at/Portal.Node/hlpd/public/con-
tent/32/Seite.320410.html) zur Einbin-
dung in die kommunale Webseite auch 
„Textbausteine zum Wahl-/Stimmkarten-
antrag“ an, die Städte und Gemeinden im 
Amtsblatt oder auf ihrer Webseite ver-
wenden können. Sie �nden diese unter 
dem Link: http://www.help.gv.at/partner 
unter dem Menüpunkt „Downloads“: 
„Textbausteine für Gemeinde-Webseiten“.

Rasche und einfache Aktivierung 
der Handy-Signatur 
Viele Städte und Gemeinden sind bereits 
o�zielle Registrierungsstellen für Handy-
Signaturen und schalten die Mobiltele-
fone ihrer Bürgerinnen und Bürger für 
die elektronische Signatur – kostenlos 
und in nur wenigen Minuten – frei. Die 
Handy-Signatur ist sofort einsatzbereit.
Richten auch Sie in Ihrer Kommunalver-
waltung Registrierungsstellen für Handy-
Signaturen ein. Nutzen Sie das entspre-
chende Schulungsangebot des Bundes-
kanzleramtes und lassen Sie Ihre Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter zu Registrie-
rungsbeauftragten (Registration O�cer) 

ausbilden. Als Alternative zur persönli-
chen Freischaltung im Stadt- oder Ge-
meindeamt oder anderen Registrierungs-
stellen (z.B. in jedem Finanzamt) stehen 
den Bürgerinnen und Bürgern komfor-
table Online-Aktivierungsmöglichkeiten 
– über Finanz Online oder sendstation.at 
(Voraussetzung ist ein Onlinebanking-
Konto) – zur Verfügung. Besitzerinnen 
und Besitzer einer bestehenden Bürger-
karte (z.B. e-card mit Bürgerkartenfunk-
tion) können sich ihre Handy-Signatur 
auch damit aktivieren. Weitere Informati-
onen zu den Aktivierungsmöglichkeiten 
sind auf https://www.handy-signatur.at 
beschrieben. 
Zur Bewerbung der Handy-Signatur stellt 
Ihnen das Bundeskanzleramt Logos zur 
Verfügung. Diese können auf der Web-
seite der Plattform „Digitales Österreich“ 
(http://www.digitales.oesterreich.gv.at) im 
Menübereich „Services“ unter „Logos“ 
angefordert werden.
Im Web-Shop von HELP.gv.at (https://
www.help.gv.at/partner/webshop) können 
Sie außerdem Handy-Signatur-Folder (in 
Paketen von 50, 100, 200, 500 oder 
1.000 Stück; für größere Mengen bitte 
um direkten Kontakt) zum Au�egen in 
Ihrem Stadt- oder Gemeindeamt bestel-
len. Für die Folder entstehen Ihnen keine 
Kosten und auch die Zusendung erfolgt 
selbstverständlich kostenlos. 

INFOS:
Nähere Informationen zur Wahl-/Stimmkartenbe-
antragung mit elektronischer Signatur, zu den 
vom Bundeskanzleramt zur Verfügung gestellten 
Textbausteinen für Ihre Webseite und zu Schulun-
gen zur Freischaltung der Handy-Signatur erhal-
ten Sie von Mag. Elvira Regenspurger  
unter elvira.regenspurger@bka.gv.at.

Stimmkarten-Antrag für Volksbefragung mit Handy-Signatur/Bürgerkarte:  
Informieren Sie Ihre BürgerInnen
Anlässlich der bevorstehenden Volksbefragung am 20. Jänner 2013  
ergeben sich bei der Abwicklung des elektronischen Stimmkartenantrags 
mit Handy-Signatur oder e-card mit Bürgerkartenfunktion – wie bereits in 
der ÖGZ 10/2012 berichtet – gleichermaßen Vorteile für Behörden und  
Antragstellerinnen und Antragsteller. 
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Dieses Mal veranstalteten die 
drei Städte, die bereits eine 
Watchgroup installiert haben – 
Graz, Salzburg und Wien – für 
interessierte andere Städte einen 
eigenen Praxis-Workshop, wor-
auf denn zu achten ist, wenn eine Watch-
group eingerichtet wird. Einige Städte 
 waren sehr daran interessiert, selbst eine 
Watchgroup aufzubauen. 

„halbe/halbe“ fand großen Anklang
Der zweite Tag war den Frauenförderplä-
nen der Städte, sowie Gender Budgeting 
gewidmet. Zuerst wurde jedoch die ge-
meinsame Aktion zum Equal Pay Day 
2012, der dieses Mal unter dem �ema 
„halbe/halbe“ gestanden hatte, nachbe-
sprochen. Die Aktion war in allen Städten 
äußerst erfolgreich gelaufen, auch wenn 
die Medien an diesem �ema schon ein-
mal mehr Interesse gezeigt hatten. Die 
„halbe/halbe“-Give-aways der Städte – 
Post-Its, Folder, Magnete und Taschen – 
fanden erfreulicherweise nicht nur bei den 
Frauen Anklang, sondern auch bei den 
Männern: vor allem die Taschen. Es erga-
ben sich meistens schöne Gespräche mit 
den Menschen durch die Give-aways – es 
ist ein �ema, das immer noch bewegt. 

Gleichstellungs-Charta 
soll mehr Unter- 
stützung erfahren
Mit Interesse wurde auch 
aufgenommen, dass der 

RGRE – die Vertretung der 
Städte und Gemeinden auf europäischer 
Ebene – mittlerweile Geld in die Hand 
genommen hat, um die von ihm initiierte 
Charta für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern auf lokaler Ebene zu unter-
stützen – zumindest für die nächsten drei 
Jahre. Die Mittel sollen in eine extra dafür 
eingestellte Mitarbeiterin und ein „obser-
vatory“ �ießen: eine Webseite, wo Bei-
spiele der bei Unterzeichnung verp�ich-
tenden Gleichstellungsaktionspläne hoch-
geladen sind, eine Art Atlas der Unter-
zeichner-Gemeinden soll entstehen. Der 
Österreichische Städtebund möchte dies 
ebenfalls unterstützen und Städten und 
Gemeinden, die die Charta unterzeichnet 
haben/unterzeichnen werden, eine Art be-
gleitetes „peer learning“ zur Verfügung 
stellen, wie sie ihren eigenen Gleichstel-
lungsaktionsplan erstellen können. 

Frauenförderpläne 
Eine Umfrage zu den Inhalten der Frau-
enförderung in den jeweiligen Städten 
war dem Tre�en vorausgegangen. Die 

Städte stellten ihre jeweiligen 
Modelle vor; jede Stadt er-
wähnte auch, welche Ansätze 
des jeweiligen Frauenförder-
plans sich als die erfolgreichs-
ten erwiesen hatten. Es zeigte 

sich, dass fast in allen Städten ein Frauen-
förderplan erstellt worden war. So soll die 
Umfrage des Frauenausschusses auch im 
Personalausschuss vorgestellt werden. 

Gender Budgeting
Ein �ema, das den Ausschuss immer 
wieder beschäftigt, ist Gender Budgeting: 
also die in Zahlen gegossene Politik sozu-
sagen. So ist Gender Budgeting „eigent-
lich“ auch für Städte und Gemeinden ab 
2013 verp�ichtend, davon ist aber noch 
nicht allzu viel zu merken. Gerade in Zei-
ten des allgemeinen Sparens wird auf sol-
che �emen gerne „vergessen“. 
Ein Grund mehr für den Frauenausschuss 
dranzubleiben: So soll versucht werden, 
die Prozesse etwas mehr zu vereinheitli-
chen, damit nicht jede Stadt das Rad neu 
er�nden muss. 

Mag. Christina Aigner,  

Österreichischer Städtebund

Gleichstellungs-Charta 
soll mehr Unter-
stützung erfahren
Mit Interesse wurde auch 
aufgenommen, dass der 

RGRE – die Vertretung der 

Städte stellten ihre jeweiligen 
Modelle vor; jede Stadt er
wähnte auch, welche Ansätze 
des jeweiligen Frauenförder
plans sich als die erfolgreichs
ten erwiesen hatten. Es zeigte 

Dieses Mal veranstalteten die 
drei Städte, die bereits eine 
Watchgroup installiert haben – 
Graz, Salzburg und Wien – für 
interessierte andere Städte einen 
eigenen Praxis-Workshop, wor-

Gleichstellungs-Charta 
soll mehr Unter-
stützung erfahren
Mit Interesse wurde auch 
aufgenommen, dass der 

RGRE – die Vertretung der 

Gleichstellungs-Charta 
soll mehr Unter-
stützung erfahren
Mit Interesse wurde auch 
aufgenommen, dass der 

RGRE – die Vertretung der 

Frauenausschuss traf sich in Wien

Halbe/halbe“-Kampagne 
zum Equal Pay Day 2012 

Die Stadt Wien war Gastgeberin des letzten Frauenausschusses. Der erste Tag 
war einem Thema gewidmet, das den Ausschuss schon länger beschäftigt:
der sexistischen Werbung.
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ADVENT IN WIEN

VIELFALT IM ADVENT. Adventzauber, 
Christkindlmarkt und Weihnachtsbaum stim-
men auf dem Wiener Rathausplatz Jung und 
Alt auf das schönste Fest des Jahres ein. Der 
köstliche Duft von Punsch, Lebkuchen, Brat-
äpfeln und gerösteten Maroni weckt Kind-
heitserinnerungen und zugleich den Appetit. 
Christbaumschmuck und hochwertige handge-
fertigte Geschenke sind das ideale Mitbringsel 
für Verwandte und FreundInnen.

DER CHRISTKINDLMARKT  
AM RATHAUSPLATZ
Er ist der Klassiker unter den Wiener Weih-
nachtsmärkten: Der traditionelle Wiener Ad-
ventzauber am Rathausplatz zwischen Rathaus 
und Burgtheater lädt auch heuer wieder zum 
Staunen und Genießen ein. Letztes Jahr ka-
men über drei Millionen BesucherInnen aus 
dem In- und Ausland! Der riesige, festlich ge-

schmückte Weihnachtsbaum vor dem Rathaus 
– dieses Jahr stammt er aus Niederösterreich 
(aus Schwarzenbach an der Pielach) und ist 
120 Jahre alt – gehört ebenso dazu wie der an-
grenzende Rathauspark im Adventschmuck. 
Es gibt die verschiedensten Attraktionen wie 
Herzerlbaum, Wolkenpostamt und Nostalgie-
Ringelspiel. Im Zentrum steht dieses Jahr die 
„Himmelsbühne“ unter dem großen Weih-
nachtsbaum. Dort werden Weihnachtsge-
schichten gelesen und Kinderwünsche erfüllt. 
Der Christkindlmarkt will der kinderfreund-
lichste Adventmarkt Europas sein. Für die 
kleinen BesucherInnen wurde wieder Christ-
kindls Werkstatt in der Volkshalle des Rathau-
ses eingerichtet, wo nach Herzenslust Ge-
schenke für Eltern, Opa und Oma gebastelt 
und Kekse gebacken werden können. Zusätzli-
che Übersichtspläne sollen dieses Jahr die  
Orientierung deutlich erleichtern. Fo
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Der Wiener Adventzau-
ber auf dem Rathaus-
platz, der Weihnachts-
markt in den Blumen-
gärten Hirschstetten  
sowie viele weitere  
Adventmärkte bieten für 
die festlichste Zeit des 
Jahres das perfekte  
Ambiente.

Advent 
in Wien  

Von 30.11. bis 23.12. verbreiten 
die Turmbläser täglich von 20 Uhr 
bis 20.30 Uhr unter dem großen 
Weihnachtsbaum direkt vor der 

einzigartigen Kulisse des festlich 
beleuchteten Rathauses 

zauberhafte Weihnachtsstimmung.
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BEZAHLTE ANZEIGE

WEIHNACHTLICHE BLUMENGÄRTEN 
HIRSCHSTETTEN
Zu einer „weihnachtlich-winterlichen Reise“ 
lädt heuer der Adventmarkt in den Blumengär-
ten Hirschstetten. Mit Schlitten, Eisenbahn,  
Zeppelin sowie �iegenden Teppichen und bun-
ten Luftballons geht es von einer Station zur 
nächsten. So werden die Weihnachtsreisenden 
von Motiv zu Motiv geleitet. Mit dem Eintau-
chen in diese fantasievolle Ausstellung wird der 
Wandel des Weihnachtsfestes im Laufe der Zeit 
veranschaulicht. Der Adventmarkt mit 30 weih-

nachtlich geschmückten Ständen hält für große 
und kleine BesucherInnen u.a. köstliche Lecke-
reien, handgemachten Christbaumschmuck und 
prächtige Geschenkartikel bereit. Ein vielfältiges 
Unterhaltungsprogramm des Donaustädter Kul-
turvereins mit 21 Events bietet Unterhaltung für 
jeden Geschmack und jedes Alter. Dazu gehören 
Weihnachtslieder, Country im Advent mit den 
Wicked Wild Cats, Wiener Musik zur Weih-
nachtszeit mit den wien.ton.schrammeln und 
ein Kinderprogramm an jedem Sonntag ab 16 
Uhr. Dazu gibt’s Basteln oder Kekse backen.

TRADITION UND KUNSTHANDWERK
Die imperiale Schlossanlage kennzeichnet den 
Adventmarkt im Hof des Schlosses Schön-
brunn, dessen Produktpalette schwerpunktmä-
ßig auf österreichischem Brauchtum liegt. 
Über hundert Kunsthandwerkstände präsen-
tiert der romantische Weihnachtsmarkt in der 
Biedermeier-Vorstadt Spittelberg. Und auch im 

Resselpark vor der Karlskirche stellen im Ad-
vent rund 70 KunsthandwerkerInnen ihre Uni-
kate aus. Das Weihnachtsdorf im Alten AKH 
ist ein Geheimtipp für all jene, die dem ge-
schäftigen Trubel eher aus dem Weg gehen 
wollen. Zahlreiche weitere Adventmärkte bie-
ten Präsente an, deren Verkaufserlöse Bedürfti-
gen zu gute kommen.

Adventmärkte 
• Christkindlmarkt und Adventzauber 
am Rathausplatz
Rathausplatz, 1010 Wien
Täglich geö�net bis 24. Dezember 
So–Do 10 bis 21.30 Uhr, 
Fr–Sa 10 bis 22 Uhr; 
24. Dezember 10 bis 17 Uhr 
www.christkindlmarkt.at, 
www.adventzauber.at

• Weihnachtsschau und Adventmarkt 
in den Blumengärten Hirschstetten
Quadenstraße 15, 1220 Wien
Geö�net bis 23. Dezember, 
jeweils Do–So 10 bis 20 Uhr
www.park.wien.at

• Weihnachtsmarkt am Spittelberg
Spittelbergviertel, 1070 Wien
Täglich geö�net bis 23. Dezember, 
Mo–Do 14–21 Uhr, Fr 14–21.30 Uhr, 
Sa 10–21.30 Uhr, So 10–21 Uhr, 
Feiertag 10-21 Uhr
www.spittelberg.at 

• Adventmarkt vor der Karlskirche
Resselpark, 1040 Wien
Täglich geö�net bis 23. Dezember 
von 12–21 Uhr
www.divinaart.at 

• Kultur- und Weihnachtsmarkt 
Schloss Schönbrunn
Schloss Schönbrunn, Ehrenhof, 
1130 Wien
Täglich geö�net bis 26. Dezember, 
von 10–21 Uhr; 24. Dezember  
10–16 Uhr; 25. Dezember und 
26. Dezember 10–18 Uhr
www.weihnachtsmarkt.co.at

• Weihnachtsdorf im Alten AKH
Universitätscampus, Hof 1, Alserstraße/
Spitalgasse, 1090 Wien
Täglich geö�net bis 23. Dezember, 
Mo–Fr 14–21 Uhr, Sa, So und 
Feiertags 11–22 Uhr
www.weihnachtsdorf.at 

Weitere Weihnachts- und Adventmärkte: 
www.marktamt.wien.at  
Info: www.wien.at/thema/advent
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GRUNDSTEUER:
DIE NOTWENDIGKEIT  
EINER REFORM

Die Grundsteuer ist neben der Kommunal-
steuer die e�zienteste, ausschließliche Ge-
meindeabgabe. Die dringende Notwendig-
keit einer Novellierung der Grundsteuer im 
Hinblick auf ihre Bemessungsgrundlage ist 
bekannt, doch war ihr bisher kein positiver 
Erfolg beschieden; die jüngsten Bestrebun-
gen des Österreichischen Städtebundes las-
sen jedoch ein Modell erkennen, welches 
kurzfristig zu einem Erfolg führen könnte.

1. Grundsteuererhebung
Bei der Grundsteuer handelt es sich grund-
sätzlich gemäß § 14 Abs. 1 Z. 1 in Verbin-
dung mit § 15 Abs. 1 FAG 2008 um eine 
ausschließliche Gemeindeabgabe und im 
 gewissen Sinne auch eine Gemeindeabgabe 
aufgrund des freien Beschlussrechtes. Ge-
mäß § 15 Abs. 1 FAG 2008 sind die Ge-
meinden ermächtigt, durch Beschluss der 
Gemeindevertretung die Hebesätze der 
Grundsteuer bis zum Ausmaß von 500% 
festzusetzen. Die Regelung der Erhebung 
und Verwaltung der Grundsteuer erfolgt ge-
mäß § 18 Abs. 1 FAG 2008 durch die Bun-
desgesetzgebung, wobei der Bund die zeitli-
che Befreiung sowie die Erhebung und Ver-
waltung grundsätzlich der Landesgesetzge-
bung insoweit überlassen hat, als nicht bun-
desgesetzliche Vorschriften entgegenstehen; 
mangels entsprechender landesgesetzlicher 
Regelung sind die bundesgesetzlichen Vor-
schriften des Grundsteuergesetzes in der Re-
gel auch für die Erhebung und Verwaltung 
anzuwenden. Die Erhebung der Grund-
steuer erfolgt grundsätzlich im eigenen Wir-
kungsbereich der Kommunen, wobei jedoch 
die Bemessungsgrundlagen für die Erhe-
bung der Jahresgrundsteuer sowohl von Or-
ganen der Gemeinden als auch von Bundes-
organen administriert werden. 
Bei der Berechnung der Grundsteuer ist ge-
mäß § 18 Abs. 1 GrStG 1955 von einem 
Steuermessbetrag auszugehen, welcher 
durch Anwendung der nach § 19 GrStG 
1955 sich ergebenden Steuermesszahl auf 
den Einheitswert ermittelt wird.
Die Steuermessbeträge sind im Anschluss an 
die Hauptfeststellung der Einheitswerte im 
Rahmen einer Hauptveranlagung gemäß § 
20 GrStG 1955 allgemein festzusetzen. 

Diesbezüglich nimmt das Grundsteuerge-
setz auf das Bewertungsgesetz Bezug, wo-
nach gemäß § 20 BewG 1955 die Einheits-
werte für wirtschaftliche Einheiten des land- 
und forstwirtschaftlichen Vermögens und 
des Grundvermögens sowie für die Betriebs-
grundstücke und die Gewerbeberechtigun-
gen in Zeitabständen von je neun Jahren 
festzustellen sind. Der Einheitswert selbst ist 
nach den Vorschriften des Bewertungsgeset-
zes für die dort bezeichneten Bewertungsge-
genstände der in einem gesonderten, von 
der Steuerfestsetzung unabhängigen Verfah-
ren mehrerer Steuerarten ermittelte Wert für 
wirtschaftliche Einheiten; die Feststellung 
von Einheitswerten erfolgt unabhängig von 
der Steuerfestsetzung. 
Aufgrund dieser Parameter wird der Jahres-
betrag der Grundsteuer von einem Hebesatz 
des Steuermessbetrages berechnet; der He-
besatz wird nach Maßgabe der Bestimmun-
gen des § 15 Abs. 1 FAG 2008 festgesetzt, 
wobei der Finanzausgleichsgesetzgeber zu-
letzt den Hebesatz in sämtlichen Gemein-
den Österreichs mit 500% begrenzt und da-
her eine Beschlussfassung durch das Kollegi-
alorgan mit 500% limitiert hatte. 

2. Einheitsbewertung
Der Grundsteuer unterliegt der gesamte in-
ländische Grundbesitz; Grundbesitz ist
•	das	land-	und	forstwirtschaftliche	
 Vermögen,
•	das	Grundvermögen,
•	die	Betriebsgrundstücke.
Steuerschuldner sind
•	der	Eigentümer	sowie	bei	grundstücksglei-

chen Rechten (wie beispielsweise bei Ser-
vituten) die Berechtigten,

•	der	Eigentümer	von	Grund	und	Boden	
für den gesamten Betrieb, wenn Gebäude 
oder Betriebsmittel eines land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebes einem anderen 
als dem Eigentümer von Grund und Bo-
den gehören,

•	im	Falle	des	Baurechts	oder	des	Erbpacht-
rechtes der Berechtigte für den Grund 
und Boden und bei bebauten Grundstü-
cken auch für die darauf stehenden Ge-
bäude.

Für die Bewertung ist bei unbebauten 
Grundstücken der gemeine Wert, bei land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücken der 
Ertragswert, bei bebauten Grundstücken 
der Boden- und Gebäudewert heranzuzie-

hen. Der gemeine Wert wird gemäß § 10 
Abs. 2 BewG 1955 durch den Preis be-
stimmt, der im gewöhnlichen Geschäftsver-
kehr nach Bescha�enheit des Wirtschaftsgu-
tes bei einer Veräußerung zu erzielen wäre, 
wobei alle den Preis beein�ussenden Um-
stände, nicht jedoch persönliche Verhält-
nisse, zu berücksichtigen sind. 
Nunmehr ist die Bewertung grundsätzlich 
von der Hauptveranlagung abhängig; die 
Hauptfeststellung der Einheitswerte des 
Grundvermögens und der Betriebsgrund-
stücke fand zuletzt mit 1.1.1973 mit Wirk-
samkeit 1.1.1974 statt. Die vorerst für 1982 
vorgesehene Hauptfeststellung wurde mehr-
mals verschoben und bis heute nicht durch-
geführt; gleichsam als Ersatz für die nicht 
durchgeführte Hauptfeststellung wurde 
vom Bund eine lineare pauschale Erhöhung 
der Einheitswerte mit 1. Jänner 1977 um 
10%, mit 1. Jänner 1980 um 20%, und mit 
1. Jänner 1983 um 5%, der zum 1. Jänner 
1973 festgestellten Einheitswerte durchge-
führt. Eine weitere Erhöhung der Einheits-
werte bzw. eine gesetzlich vorgesehene 
Hauptfeststellung durch den Bund war bis-
her nicht durchsetzbar.

3. Bewertungsproblematik
Die Marktwerte des Realvermögens haben 
sich seit 1973 vervielfacht und in den letz-
ten drei Jahren waren vereinzelt Liegen-
schaftswertsteigerungen bis zu 30% keine 
Seltenheit. Der Umstand, permanent und in 
den letzten Jahren eklatant ansteigender 
Marktwerte des vor allem Grundvermögens 
einerseits und die, abgesehen von einer pau-
schalen linearen Erhöhung, stagnierenden 
Einheitswerte aus dem Jahr 1973 anderer-
seits bewirken jedoch auch ein verfassungs-
rechtliches Problem, welches äußerstenfalls 
sogar zu einer Aufhebung der Grundsteuer 
führen könnte. 
So hatte der Verfassungsgerichtshof in sei-
nem Erkenntnis vom 7.3.2007, G 54/06 ua, 
im Zusammenhang mit der Aufhebung des 
§ 1 Abs. 1 Z. 1 des Erbschafts- und Schen-
kungssteuergesetzes 1955 die grundsätzliche 
Zulässigkeit der Einheitsbewertung als ver-
fassungskonform erkannt, jedoch eine pau-
schale Vervielfachung von historischen Ein-
heitswerten als keine taugliche Grundlage 
für eine sachgerechte, abgabenrechtliche Be-
steuerung festgestellt. Die Einheitsbewer-
tung diene verwaltungsökonomischen Erwä-

JUDIKATUR

64-68_Judikatur_gB.indd   64 27.11.12   13:52



www.staedtebund.gv.at 65 

gungen und sei verfassungsrechtlich unbe-
denklich, denn „der durch die Scha�ung 
einheitlicher Wertgrundlagen für verschie-
dene Abgaben und Steuern verschiedene, 
unwirtschaftliche Verwaltungsaufwand, der 
durch jeweils getrennte Wertermittlungen 
verursacht würde, sei ein sachliches Motiv 
für die Regelung auf der Basis des Einheits-
wertes; gegen das Einheitswertsystem des 
Bewertungsgesetzes bestünden im Grundsatz 
keine Bedenken. Durch die in der Vergan-
genheit nicht erfolgte Anhebung der Ein-
heitswerte ist es aber zu einem starken Ausei-
nanderkla�en zwischen dem steuerlichen 
Wert und dem tatsächlichen (gemeinen) 
Wert gekommen. Um Wertdiskrepanzen ab-
zubauen bzw. um Einheitswerte den geän-
derten wirtschaftlichen Verhältnissen im 
Einzelfall anzupassen, ist allerdings eine pau-
schale Vervielfachung des Einheitswertes an 
sich ein untaugliches Mittel.“ Eine Rechts-
norm, bei welcher es nicht darauf ankommt, 
welcher Wert steuerrechtlich gesehen zum 
Zeitpunkt des Erwerbes, sondern welcher 

Wert dem Grundbesitz vor Jahrzehnten bei-
zulegen war, ist nach Rechtsau�assung des 
Höchstgerichtes gleichheitswidrig. 
Gerade diese höchstgerichtliche Entschei-
dung hat bereits ein Grundsteuerp�ichtiger 
zum Anlass genommen, dass diese verfas-
sungsrechtlichen Bedenken auch auf die 
Grundsteuer zutre�en würden und die 
Grundsteuerbemessung auf der Basis der 
veralteten Einheitswerte, die nur einen 
Bruchteil der Verkehrswerte ausmachten, 
gleichheitswidrig sei. Das Höchstgericht be-
tonte neuerlich, dass die Grundsteuer von 
einer Bemessungsgrundlage erhoben würde, 
die in aller Regel weder dem Verkehrswert 
noch jenem Wert entspricht, welcher bei 
ordnungsgemäßer Weiterführung der be-
wertungsrechtlich vorgesehenen Hauptfest-
stellungen als Einheitswert ermittelt worden 
wäre und die grundsätzliche verfassungs-
rechtliche Feststellung weiter gelte, dass die 
„regional und individuell unterschiedliche 
Wertentwicklung der Grundstücke in der 
Bemessungsgrundlage nicht abgebildet sei 

und sich daraus unsachliche Belastungsdis-
krepanzen zwischen den Eigentümern von 
Grundstücken ergeben könnten“. Der Ver-
fassungsgerichtshof erkannte vorerst die Ver-
fassungskonformität der Grundsteuer 
(Vfgh-Erkenntnis vom 6.10.2010, B 
298/10), wobei aus der Formulierung „zu-
nächst“ und der anlassfallspezi�schen Be-
gründung, wonach 
•	die	Grundsteuerproblematik	nicht	mit	je-

ner der Erbschaftssteuer und Schenkungs-
steuer verglichen werden könnte,

•	Unterbleiben	der	Hauptfeststellungen	oh-
nedies zu einer steuerlichen Entlastung ge-
führt hatte,

•	eine	Gleichheitswidrigkeit	durch	die	
 aktuelle Bewertung nicht behauptet wor-

den wäre,
darauf schließen lässt, dass noch keine end-
gültige Entscheidung gefallen ist.

4. Novellierungsbestrebungen
Eine Novellierung der Grundsteuer, vor al-
lem ihrer Bemessungsgrundlage, war jahre-

Schädlingsbekämpfung in Gemeinden
Wer kennt es nicht: das leidige Thema 
Schädlinge? Ob Ratten, Mäuse, Wespen, 
Eichenprozessionsspinner, etc., Schädlinge 
stellen viele Gemeinden vor besondere  
Herausforderungen. 
Viele greifen zur Selbsthilfe. Aber werden 
dabei auch die Folgen einer unsachgemä-
ßen Bekämpfung bedacht? Kinder und 
Haustiere könnten bei allzu sorglosem Um-
gang mit den Präparaten zu Schaden kom-
men! Besondere Gefahren können auftre-
ten, wenn man Privatpersonen Ködermate-
rial zur eigenen Anwendung übergibt! Wer 

trägt hier am Ende die Verantwortung? Pro-
fessionelle Schädlingsvorsorge ist daher 
gefragt! Schädlingsprobleme müssen an 
der Wurzel bekämpft werden. Daher ist es 
erforderlich, die Ursache eines Befalls zu 
kennen, und gezielt Maßnahmen zu setzen. 
Nur so können hochwirksame Präparate 
gezielt eingesetzt und eine Verteilung im 
Gießkannenprinzip vermieden werden. 
Rentokil, der Marktführer in der Schäd-
lingsvorsorge in Europa, hat hierzu ein Kon-
zept erarbeitet, welches bereits in Groß-
städten wie z.B. Madrid eingesetzt wird. 

Man geht hier den Weg der Ursachenerhe-
bung und Befallsdokumentation. Dadurch 
wird sichergestellt, dass ein Schädlingsbe-
fall rechtzeitig erkannt und gezielt behan-
delt wird. Die Gemeindeverantwortlichen 
haben zusätzlich immer einen Überblick 
über die aktuellen Schädlingsaktivitäten 
und die getroffenen Maßnahmen. 
Das Ergebnis ist beeindruckend. Ohne  
Risiko für die Bevölkerung und Umwelt 
wird mit einem Minimum an Präparateauf-
wand ein Maximum an Bekämpfungserfolg 
erzielt.
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lang Gegenstand steuerpolitischer Diskussi-
onen, welche vor allem damit begründet 
sind, dass
•	Finanzbehörden	dem	gesetzlichen	Auftrag	
einer	Anpassung	der	Einheitswerte	an	die	
gerade	 zuletzt	 permanent	 steigenden	
Marktwerte	von	Liegenschaften	nicht	ent-
sprochen	 und	 keine	 Hauptfeststellung	
vorgenommen hatten,

•	die	politischen	 Intentionen	dahin	 gehen,	
vermögensbezogene	 Steuern	 anzuheben	
und	dafür	die	lohnabhängigen	Steuern	zu	
entlasten,

•	die	 bisherigen	 verfassungsrechtlichen	Be-
denken	 des	 Verfassungsgerichtshofes	 zu	
den	völlig	antiquierten	Einheitswerten	als	
Grundlage	 für	die	Bemessung	von	diver-
sen	 Steuern	 und	 Abgaben	 eine	 neue	
Hauptveranlagung oder eine sonstige Re-
form	 des	 Bemessungssystems	 für	 die	
Grundsteuer	 geradezu	 zwingend	 erfor-
dern. 

So	führten	die	veralteten	Einheitswerte	für	
die	Gemeinden	 immer	mehr	 zu	unhaltba-
ren	 Rechts-	 und	 Finanzierungsproblemen	
und	die	grundsätzlichen	Bedenken	des	Ver-
fassungsgerichtshofes	 gegen	 veraltete	 Ein-
heitswerte	 könnten	 auch	 bei	 der	 Grund-
steuer	 zu	 Problemen	 führen	 (Univ.	 Prof.	
Dr.	Taucher),	wobei	sogar	eine	Verfassungs-
klage	gemäß	Art.	137	B-VG	der	Städte	und	
Gemeinden	gegen	den	Bund	zwecks	Ersatz-
zahlung	 des	 Grundsteuerentganges	 wegen	
unterlassener	 Einheitswert-Hauptfeststel-
lung	in	Erwägung	gezogen	wurde.
 
Das	 WIFO	 (Österreichisches	 Institut	 für	
Wirtschaftsforschung)	 hat	 gemeinsam	mit	
dem	 KDZ-Zentrum	 für	 Verwaltungsfor-
schung	und	dem	Institut	für	Steuerrecht	an	
der	Wirtschaftsuniversität	Wien	ein	Modell	
der Grundsteuer ausgearbeitet, wobei dieses 
Modell	von	einer	Steuer	ausgeht,	deren	Be-
messungsgrundlage technisch an die Grund-
stücksfläche	und	nicht	unmittelbar	 an	den	
Wert	der	Grundstücke	anknüpft	und	insge-
samt	 acht	 verschiedene	Benützungskatego-
rien	zulässt.
Die im internationalen Vergleich geringe 
Vermögensbesteuerung	 in	 Österreich	 be-
wirkt	 auch	nach	Meinung	des	Österreichi-
schen Gemeindebundes neben den vor al-
lem rechtlichen Gründen politische Überle-
gungen	 einer	 Reform	 der	 Grundsteuerbe-
messung;	 ein	 Reformbedarf	 bei	 der	 Ein-

heitswertermittlung	 sei	 jedenfalls	 gegeben,	
um	nicht	nur	erhöhte	Einnahmen	zu	erzie-
len, sondern auch die Grundsteuer in ihrer 
Gesamtheit	nicht	zu	gefährden	(Hofrat	Dr.	
Leiss	 in	 „Reformbedarf	 bei	 der	 Grund-
steuer“	aus	RFG	5/2012).
Vor	allem	auch	der	Österreichische	Städte-
bund	 hat	 am	 österreichischen	 Städtetag	
2012	eine	Resolution	beschlossen,	wonach	
„gemeindeeigene	Steuern	modernisiert	und	
verfassungsmäßig	abgesichert	und	kurzfris-
tig	 der	 Hebesatz	 der	 Grundsteuer	 erhöht	
werden	sollte,	um	eine	weitere	Erosion	der	
Grundsteuer	aufzuhalten;	mittelfristig	sollte	
jedoch	gemeinsam	mit	dem	Finanzministe-
rium	 eine	 grundlegende	Reform	 erarbeitet	
werden,	wobei	 jedoch	 außer	 Streit	 stehen	
müsste, dass die Grundsteuer eine kommu-
nale	Steuer	bleiben	muss“.	

5. Reformmodell
Nachdem	 langfristig	 eine	 neue	Hauptfest-
stellung	nicht	zu	erwarten	ist,	wäre	zu	über-
legen,	 zumindest	 beim	 Grundvermögen	
statt	 dem	 derzeitigen	 einheitlichen	
Höchstausmaß	 des	 Hebesatzes	 von	 500%	
eine	Staffelung	des	Höchstausmaßes	der	He-
besätze	 vorzunehmen.	 Dafür	 eignen	 sich	
auch	 die	 nächsten	 FAG-Verhandlungen,	
wobei	 bei	 einer	 Staffelung	 des	Höchstaus-
maßes	 der	 einzelnen	 Hebesätze	 im	 §	 15	
Abs.	 1	 FAG	 2008	 relativ	 kurzfristig	 nicht	
nur	eine	Erhöhung	des	Steueraufkommens,	
sondern	 auch	 eine	 rechtliche	 Absicherung	
der	Grundsteuer	erreicht	werden	könnte.
Für	 eine	 Staffelung	 der	Hebesätze	würden	
sich die unbebauten Grundstücke und die 
Grundstückshauptgruppen	des	§	54	BewG	
1955	anbieten,	was	an	einem	vereinfachten	
Beispiel	dargestellt	werden	soll:

•	Einfamilienhäuser		 500%

•	Mietwohngrundstücke	 von	 natürlichen	
Personen,	Personengesellschaften	

	 und	juristischen	Personen	
	 (Wohnungsgenossenschaften)	 500%

•	gemischt	genutzte	Grundstücke	 600%

•	sonstige	bebaute	Grundstücke	 700%

•	Geschäftsgrundstücke	 800%

•	unbebaute	Betriebsgrundstücke	 800%

•	alle	anderen	Grundstücke	 700%

Eine	derartige	Staffelung	der	Hebesätze	wäre	
auch	von	den	Städten	und	Gemeinden	rela-
tiv	einfach	zu	administrieren	und	wenig	an-
fechtbar,	weil	sie
•	lediglich	 jährlich	 einen	 entsprechenden	
Kollegialbeschluss	fassen	müssten,

•	aus	den	gemäß	§	194	Abs.	 4	BAO	erge-
henden	Mitteilungen	der	Finanzämter	an	
die	 Kommunen	 die	 sonstigen	 für	 die	
Grundsteuerfestsetzung	erforderlichen	Da-
ten, wie

-	Einheitswertaktezahl	und	Finanzamt,
-	 Katastralgemeinde,	 Einlagezahl,	 Grund-

stücksnummer,
-	die	Art	des	Grundbesitzes	und	der	Bewer-
tung	sowie	der	Grundsteuermessbetrag	zu	
ersehen sind,

•	daher	die	Grundsteuermessbeträge	nur	mit	
den	 gestaffelten	 Hebesätze	 multipliziert	
werden	müssen,	um	zu	den	neuen	Grund-
steuerjahresbeträgen	und	damit	zur	neuen	
Jahresabgabenvorschreibung der Grund-
steuer	zu	gelangen.

Resümee:
Eine	Reform	der	Grundsteuer	 ist	einerseits	
im	Interesse	einer	höheren	Besteuerung	des	
Realvermögens	und	damit	aber	auch	zur	Er-
höhung	 des	Aufkommens	 aus	 der	Grund-
steuer	der	Kommunen,	andererseits	zur	Ab-
sicherung	der	Grundsteuer	aus	verfassungs-
rechtlichen	Überlegungen	erforderlich.
Reformbestrebungen,	wie	 Streichen	 einzel-
ner	Grundsteuerbefreiungstatbestände,	etwa	
jenes	 der	 gesetzlich	 anerkannten	 Kirchen	
und	 Religionsgemeinschaften,	 würden	 le-
diglich	teilweise	zu	den	angestrebten	Zielen	
führen,	jedoch	nicht	die	Rechtmäßigkeit	der	
Grundsteuer absichern.
Es	wird	daher	nicht	nur	eine	generelle	An-
hebung	der	Hebesätze,	sondern	eine	Staffe-
lung	der	Hebesätze	der	Grundsteuer	 ange-
regt,	 welche	 relativ	 einfach	 von	 den	 Ge-
meinden	zu	administrieren	ist,	den	Gemein-
den sicherlich wesentliche Mehreinnahmen 
bringen	wird	und	auch	zur	Absicherung	der	
Verfassungsmäßigkeit	der	Grundsteuer	bei-
tragen	 wird	 können;	 siehe	 dazu	 auch	 die	
Rechtsanalyse von Herrn Ministerialrat 
i.R. Dr. Ott zum „Diskussionsmodell ge-
sta�elter Hebesätze bei der Grundsteuer“ 
auf www.staedtebund.gv.at.

 

Dr. Peter Mühlberger, Leiter Finanzrecht und 

Rechtsmittelverfahren, Magistrat Linz
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DAS TUT DIE KOMMUNALKREDIT
FÜR ÖSTERREICH. 
Infrastruktur ist die Basis für eine erfolgreiche Zukunft. Aus diesem Grund legt die Kommunal-
kredit ihren strategischen Fokus auf die Finanzierung von Infrastrukturprojekten, die einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich sind. Schulen, Kindergärten, Krankenhäuser, Energieversorgung, Anla-
gen der Wasserwirtschaft sowie der Ausbau des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs sind für die 
Allgemeinheit unerlässlich. Jeder hat einen Nutzen davon. Unser Know-how und unsere Erfahrung 
sind bedeutendes Kapital für Städte und Gemeinden, damit sie ihre Vorhaben erfolgreich umsetzen 
können. Investitionen in öffentliche Infrastruktur sind ein wichtiger Motor für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und die Sicherung der Zukunft. 
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